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1. Einleitung 

„Den Tag, an dem das Innenressort in keiner Zeitung vorkommt, gibt es nicht“ (Texten, 

organisieren, kommunizieren 2012: 31). Dieser Satz stammt vom Leiter der Abteilung I/5 

(Kompetenzcenter Kommunikation) im Bundesministerium für Inneres und zeugt von der 

großen medialen Aufmerksamkeit, die dem Innenressort zukommt. Diese mediale Präsenz 

kommt nicht von ungefähr, denn das Ressort umfasst eine breite Palette an Aufgabengebie-

ten, von A wie Asylwesen bis Z wie Zivilschutz. Rund 32.000 Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter – sei es im Polizei- oder im Verwaltungsdienst – sorgen dafür, dass die Menschen in 

Österreich in Sicherheit leben können.  

 

Der Stellenwert der Öffentlichkeitsarbeit hat im Bundesministerium für Inneres erst im 

Laufe der letzten Jahre an Bedeutung gewonnen. In den vergangenen Jahren war man im 

Sicherheitsbereich immer wieder mit neuen Herausforderungen konfrontiert. Die Erweite-

rung des Schengenraums beispielsweise, machte eine Intensivierung der grenzüberschrei-

tenden Zusammenarbeit notwendig und neue Kriminalitätsformen, wie beispielsweise Cy-

bercrime, verlangten neue Strategien zur Kriminalitätsbekämpfung. Themen wie Polizei 

und Menschenrechte, Cybercrime, Schengen, internationale Zusammenarbeit, Asyl und 

Migration etc. rückten immer mehr in den Fokus der medialen Berichterstattung. Die ge-

änderte Ausgangslage machte es erforderlich, die Öffentlichkeitsarbeit professioneller zu 

gestalten mit dem Ziel, die breite Palette an Themen, die in den Zuständigkeitsbereich des 

Ressorts fallen, bestmöglich nach innen und außen zu kommunizieren. Auf Grundlage der 

Erfahrungen während der Fußball-Europameisterschaft 2008 wurde im Jahr 2009 das Pro-

jekt „Öffentlichkeitsarbeit neu“ ins Leben gerufen. Im Zuge dessen erarbeiteten zehn 

Teams Umsetzungsvorschläge für verschiedene Bereiche wie beispielsweise interne und 

externe Kommunikation, strategische Planung, Krisenkommunikation und Ausbildung. In 

rund 50 Arbeitspaketen wurden die Ergebnisse der Teams schrittweise umgesetzt. Ein 

wichtiges Ergebnis des Projekts war die Umstrukturierung der Abteilung I/5 (Kompetenz-

center Kommunikation), die maßgeblich für die Koordination der bundesweiten Maßnah-

men im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit verantwortlich ist (vgl. ebd.: 27).  

 

Die Kommunikation des Bundesministeriums für Inneres steht im Zentrum der vorliegen-

den Arbeit. Meine Motivation mich mit diesem Thema zu beschäftigen, rührt daher, dass 

ich selbst in der Abteilung I/5 tätig bin. In Folge dessen setze ich mich tagtäglich mit 
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Kommunikationsmaßnahmen auseinander. Daher sind die Ergebnisse der vorliegenden 

Arbeit auch für mich persönlich von großem Interesse. Die gewonnenen Erkenntnisse kön-

nen somit direkt in meine Tätigkeit einfließen, wovon nicht nur ich, sondern auch meine 

Kolleg/inn/en profitieren.  

 

1.1.Erkenntnisinteresse und Forschungsfragen 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es einerseits, herauszufinden, welche Anforderungen an 

eine Öffentlichkeitsarbeit in öffentlichen Einrichtungen gestellt werden. Andererseits soll 

analysiert werden, ob die Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für Inneres diesen 

Anforderungen gerecht wird.  

 

Um dieses Ziel zu erreichen, wurden fünf forschungsleitende Fragestellungen ausgearbei-

tet.  

 

1. Welche Strukturen liegen der Öffentlichkeitsarbeit des Innenressorts zugrunde?  

2. Welchen Regeln liegt die Zusammenarbeit zwischen der Öffentlichkeitsarbeit der 

Zentralstelle des Bundesministeriums für Inneres und ihren nachgeordneten 

Dienststellen zugrunde? 

3. Welchen Stellenwert hat die interne Kommunikation in der Öffentlichkeitsarbeit 

des Bundesministeriums für Inneres? 

4. Welchen Strukturen liegt die Krisenkommunikation des Innenressorts zugrunde? 

5. Welche Rolle spielt die Herstellung öffentlichen Vertrauens in der Zielsetzung der 

Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für Inneres? 

 

1.2.Methodik 

Die oben angeführten forschungsleitenden Fragestellungen sollen unter Anwendung einer 

qualitativen, zusammenfassenden Inhaltsanalyse nach Philipp Mayring beantwortet wer-

den. Dabei wird das ausgewählte Textmaterial zu einem Kurztext reduziert, wobei die 

zentralen Inhalte des Textes beibehalten werden (vgl. Mayring 1997: 22).  

 

Als Untersuchungsgegenstände wurden die Website des Bundesministeriums für Inneres, 

der Erlass für die interne und externe Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit des Bun-
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desministeriums für Inneres (BMI) und der nachgeordneten Behörden, Dienststellen und 

Landespolizeikommanden, die Richtlinie des BMI für das Führen im Katastropheneinsatz-

sowie Artikel aus der Zeitschrift „Öffentliche Sicherheit“ ausgewählt. Die genaue Be-

schreibung dieser Untersuchungsgegenstände erfolgt im empirischen Teil der vorliegenden 

Arbeit. 

1.3. Aufbau der Arbeit 

Der erste Teil der Arbeit (Teil A) fasst den theoretischen Hintergrund in den Fokus. Zuerst 

wird in Kapitel zwei der theoretische Rahmen der Arbeit – die Systemtheorie – vorgestellt. 

Kapitel drei befasst sich mit der Öffentlichkeitsarbeit im Allgemeinen, wobei zuerst eine 

Begriffsdefinition erfolgt. Danach werden die Ziele der Öffentlichkeitsarbeit vorgestellt. 

Zur besseren Verständlichkeit der Kommunikationsbeziehungen finden auch die Grund-

modelle der Public Relations nach James E. Grunig in diesem Kapitel Platz. Danach wird 

die strukturelle Einbettung der Öffentlichkeitsarbeit analysiert, wobei hier allgemeine 

Grundlagen zur Aufbau- und Ablauforganisation im Fokus stehen.  

Kapitel vier setzt sich mit besonderen Formen der Kommunikation auseinander, wobei die 

integrierte Kommunikation, die interne Kommunikation und die Krisenkommunikation im 

Zentrum stehen. Bei der Krisenkommunikation erfolgt eine begriffliche Einordnung, des 

Weiteren wird die Krisenkommunikation vor dem Hintergrund aktueller Kommunikations-

trends beleuchtet. Außerdem wird die Kommunikation im Krisenstab näher analysiert.  

Das fünfte Kapitel fasst die Öffentlichkeitsarbeit in Behörden in den Fokus. Wobei hier die 

gesetzlichen Grundlagen, die Aufgaben der Öffentlichkeitsarbeit in Behörden, Öffentlich-

keitsarbeit als Medienarbeit und die strukturellen Anforderungen im Vordergrund stehen.  

Kapitel sechs setzt sich mit der politischen Kommunikation auseinander. In Kapitel sieben 

wird auf die Herstellung öffentlichen Vertrauens näher eingegangen. 

 

Im Teil B der Arbeit steht die Empirie im Vordergrund: In Kapitel acht werden die for-

schungsleitenden Fragestellungen vorgestellt und Kapitel neun stellt die Methodik der Un-

tersuchung – die Inhaltsanalyse – vor. In Kapitel zehn erfolgt schließlich die Präsentation 

der Ergebnisse der Untersuchung. Danach – in Kapitel elf – erfolgt die Beantwortung der 

forschungsleitenden Fragestellungen. In Kapitel 12 wird Resümee gezogen. Im Zuge des-

sen erfolgt die Hypothesengenerierung. In Kapitel 13 findet sich das Abbildungsverzeich-

nis, in Kapitel 14 das Abkürzungsverzeichnis und das Kapitel 15 stellt eine Auflistung der 

im Zuge der Arbeit verwendeten Quellen dar.  
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Teil A: Theoretischer Teil 

2.Die Systemtheorie als theoretischer Rahmen 

Systemdefinitionen im sozialwissenschaftlichen Bereich erfolgten lange Zeit auf Grundla-

ge von Erkenntnissen der Biologie. Aus dieser Disziplin wurde schließlich das Bild des 

Organismus als Ganzes, dessen Teile in einer Wechselbeziehung zu einander stehen, über-

nommen. Ein System kann demnach als eine Menge von Elementen, die in einer Wechsel-

beziehung zueinander stehen, verstanden werden (vgl. Burkart 2002: 458).   

Legt man dies nun auf den sozialwissenschaftlichen Bereich um, so gelangt man zum sozi-

alen System, das als ein System menschlicher Handlungen verstanden werden kann. Da 

nicht alle Handlungen einer Person einem System zugeordnet werden können, sind, Luh-

mann zufolge, Personen durch einzelne Handlungen mit verschiedenen Sozialsystemen 

verbunden (vgl. Luhmann 1972: 25). Demnach ist beispielsweise die Rolle des Publikums 

oder des Redakteurs als spezifisches Rollenverhalten zu verstehen. Die Personen sind 

gleichzeitig aber auch Träger anderer Rollen, wie beispielsweise jener des Vaters, des 

Nachbarn etc. Durch die Handlungen dieser Rollen sind die gleichen Personen in unter-

schiedliche Sozialsysteme eingebunden (vgl. Rühl 1969: 195).  

Überträgt man die Vorstellung des Organismus – sie stammt aus der Biologie – auf den 

Sozialbereich, gelangt man zum strukturell-funktionalen Ansatz nach Talcott Parsons. 

Demnach ist die Gesellschaft ein soziales Handlungssystem bzw. die Summe bestimmter 

Sozialsysteme, mit dem Ziel der Bestandserhaltung. Einen wesentlichen Beitrag zur Errei-

chung dieses Ziels leisten Funktionen, wie bestimmte Leistungen oder Folgen von Hand-

lungen. Systeme werden nach dieser Auffassung auf ihre internen Beziehungen reduziert, 

wobei ihre Umwelt außer Acht gelassen wird (vgl. Burkart 2002: 459 f.).  

Luhmann geht in seiner funktional-strukturellen Systemtheorie nicht davon aus, dass der 

Bestand sozialer Systeme lediglich durch bestimme Leistungen gesichert werden kann. 

Seiner Ansicht nach kann die Systemerhaltung auch durch andere funktional-äquivalente 

Leistungen erfolgen. Er schreibt sozialen Systemen außerdem die Fähigkeit zu, sich umzu-

strukturieren und damit auf Veränderungen in der Umwelt zu reagieren. Der moderne 

Funktionalismus ist somit als „Theorie der Systembedürfnisse“ zu verstehen. Demnach 

muss ein System bestimmte Probleme lösen, um fortbestehen zu können. Genauer gesagt 
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muss es Einwirkungen aus der Umwelt kompensieren und jene Probleme beheben, die aus 

der Wechselbeziehung zwischen System und Umwelt resultieren. Da sich soziale Systeme 

in der funktional-strukturellen Systemtheorie in einer ständigen Wechselbeziehung zuei-

nander befinden, sind Probleme ständig gegeben (vgl. Luhmann 1970: 33 ff.).   

Aufgabe von sozialen Systemen ist es somit, die Umweltkomplexität zu erfassen und zu 

reduzieren. Das heißt, Systeme bringen die komplexe Welt auf ein überschaubares Maß an 

Möglichkeiten. Eine wichtige Voraussetzung für die Bildung und Erhaltung von sozialen 

Systemen besteht darin, dass teilnehmende Personen Wahrnehmungen und Ansichten aus-

tauschen, also durch Kommunikation miteinander in Verbindung stehen (vgl. Burkart 2002: 

459 ff.).   

In der Folge soll analysiert werden, als welche Systeme Public Relations verstanden wer-

den können.  

2.1. Public Relations als Funktionssystem 

Manfred Rühl und Franz Ronneberger (1992: 252) verstehen in ihrer Theorie der Public 

Relations die PR als gesellschaftliches Funktionssystem. Demnach besteht die gesellschaft-

liche Funktion von PR in der Stärkung des Gemeinwohls. Normative Grundlagen spielen 

bei Rühl und Ronneberger eine große Rolle. So bezeichnen sie die Gesellschaft als wissen-

schaftlich-technische Zivilisation, in der soziale Gerechtigkeit und Verteilungsgerechtig-

keit von besonderer Relevanz sind (vgl. Ronneberger 1977: 10), oder als Wohlfahrtsgesell-

schaft, in der die Marktwirtschaft eng mit der Politik verbunden ist.  

Die Kritik dieser Auffassung besteht darin, dass die Funktion der PR – die Stärkung des 

Gemeinwohls – ideologisch beladen ist. Denn PR-Kommunikation soll die Interessen des 

Organisationssystems vertreten und ob dies zur Stärkung des Gemeinwohls beiträgt, ist 

fraglich. Eine Stärkung des Gemeinwohls erfolgt nur dann, wenn alle gesellschaftlichen 

Interessen in gleichem Ausmaß bedient werden. Demnach hätte beispielsweise die NGO 

„Greenpeace“ die gleiche Chance, ihre Interessen auszudrücken, wie die lokale Bürgerini-

tiative. Diese Chancengleichheit kann schon allein aufgrund des journalistischen Selekti-

onskriteriums der Relevanz als utopisch angesehen werden. Dies erkennt auch Ronneber-

ger. Er verweist auf einige Einflüsse, wie beispielswiese das Ungleichgewicht der Systeme, 

das etwa durch eine unterschiedlich hohe Mitgliederzahl oder Kapitalkraft hervorgerufen 

wird, oder einseitige staatliche Förderungen usw. Die Folge ist, dass Organisationen, die 
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ohnehin im Fokus medialer Berichterstattung stehen, ihre Interessen leichter zum Aus-

druck bringen können, als Organisationen, die aus journalistischer Sicht weniger Relevanz 

aufweisen. Selbst wenn Chancengleichheit herrschen würde, würde der Grad der Professi-

onalität mit dem die PR betrieben wird, und nicht die Qualität des Interesses ausschlagge-

bend dafür sein, welche Interessen sich durchsetzen (vgl. Hoffjann 2001: 102 f.).  

2.2. Public Relations als System-Umwelt-Interaktion 

Werner Faulstich (vgl. 1992: 26 ff.) setzt sich mit der Beziehung zwischen interner und ex-

terner PR auseinander. Ihm zufolge kommuniziert eine Organisation stets auf Grundlage 

ihrer Systemstrukturen. Um eine erfolgreiche Interaktion mit Umweltsystemen zu erzielen, 

müssen daher die Prinzipien der internen Zusammenstellung erklärt werden. Faulstich be-

zeichnet eine Vielzahl an Kommunikationen als Öffentlichkeitsarbeit. So zählt er bei-

spielsweise den Arbeiter dazu, der sich zu Hause negativ über sein Unternehmen äußert. 

Diese Kommunikation hat zwar mittelfristig Einfluss auf die Öffentlichkeitsarbeit des Un-

ternehmens, allerdings findet sie – systemtheoretisch argumentiert – außerhalb des Organi-

sationssystems statt. Daher können sie nicht zur Öffentlichkeitsarbeit der Organisation 

gezählt werden. Faulstich scheint sich der Komplexität, die er entfaltet, bewusst zu sein: 

Einerseits rechnet er jegliche Kommunikation über die Organisation zur Öffentlichkeitsar-

beit, andererseits hebt er hervor, was die eigentliche, zweckgerichtete Public Relations 

ausmacht. Faulstich versteht unter Öffentlichkeitsarbeit die Imagegestaltung mit dem Ziel 

einer Strukturhomologie, worunter das perfekte Image zu verstehen ist, also die Interaktion 

in Kenntnis der Strukturen der beteiligten Systeme. Er spricht auch von einem Austausch 

über Strukturmerkmale, die als relevant definiert wurden. Unklar bleibt, ob Faulstich sich 

mit der Kenntnis der relevanten Strukturen des anderen Systems zufrieden gibt, ober ob er 

eine partielle Strukturparallelität einfordert. Beides jedenfalls setzt eine transparente Öf-

fentlichkeitsarbeit voraus. Diese kann – vor allem in Krisensituationen, in denen oftmals 

Informationen zurückgehalten werden, um das Image des Unternehmens nicht zu gefähr-

den – dysfunktional sein.  
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2.3. Public Relations als Konstruktion kontingenter 
Images 

Ein Merkmal konstruktivistischer Ansätze zur Public Relations ist die Fokussierung auf 

den Realitätsbezug von PR-Kommunikationsangeboten (vgl. Merten/ Westerbarkey 1994: 

210). Die Möglichkeit, dass die von Organisationen gewünschten und konstruierten Images 

den Wirklichkeitskonstruktionen von Umweltsystemen widersprechen, wird von Vertre-

ter/inne/n dieses Ansatzes ausgeblendet (vgl. Hoffjann 2001: 106).  

Die PR wird in diesem Ansatz auf eine hierarchisch höher angesiedelte Meta-Ebene ge-

stellt als Kommunikatoren, wie beispielsweise der Journalismus oder die Werbung. Dem-

nach obliegt es der PR zu entschieden, was, wann, wo, wie und mit welcher Wirkung 

kommuniziert werden soll (vgl. Merten 1992: 44). Dies würde bedeuten, dass PR den Jour-

nalismus determinieren kann. Widerlegt wird dies durch die Selektion, die Journa-

list/inn/en immer wieder vornehmen (vgl. Hoffjann 2001: 107).  

2.4. Public Relations als Ermöglichung der Ko-Evolution 

Ein wichtiger Vertreter dieses Ansatzes ist Klaus Jarchow. Er vertritt die Ansicht, dass sich 

PR mit Einstellungen und Werten von Personen beschäftigt. Die kognitiven Systeme sind 

demnach strukturell an soziale Systeme gekoppelt und führen zur Ko-Ontogenese und da-

mit zur Bildung sozialer Einheiten (vgl. Jarchow 1992: 62).  

Jarchow definiert PR wie folgt:  

„Der Prozeß des Erhalts und der Optimierung der dynamischen Zustandsstabili-

tät und der ko-evolutionären Entwicklungsmöglichkeiten von synreferentiell ko-

operierenden sozialen Systemen durch die Abstimmung interner Umwelten mit 

den Mitteln sprachlicher und bildlicher Kommunikation ist der Gegenstand der 

Public Relations. Die Aufgaben der Public Relations bestehen in der Unterstüt-

zung und Förderung der Handlungsfähigkeit im System, in der Erweiterung der 

Handlungsmöglichkeiten eines Systems und der Koordination des Handelns zwi-

schen sozialen System durch das Angebot von flexiblen Sinnstrukturen, die auf die 

unterschiedlichen Realitäten abgestimmt sind.“ (ebd: 92 f.)  

Die Koordination zwischen den sozialen Systemen erfolgt, indem die eigenen Argumente – 

mittels gemeinsamer Sinnebenen zwischen den sozialen Systemen – Zugang zu den ge-

schlossenen Systemen bekommen. Die Evolution des fokalen Systems ist demnach ein 

Produkt der Zusammenarbeit und nicht der Anpassung des Systems an die Umwelt oder 
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umgekehrt. Die Organisation berücksichtigt die Interessen der Umweltsysteme  und schafft 

damit ko-evolutionäre Entwicklungsmöglichkeiten (vgl. ebd: 93 ff.).  

2.5. Public Relations als Element der strategischen Un-
ternehmenskommunikation 

Thomas Becker propagiert ein Konzept der strategischen Unternehmenskommunikation, 

fasst dabei jedoch nur Organisationssysteme des Wirtschaftssystems in den Fokus. Er defi-

niert Öffentlichkeitsarbeit – PR modelliert er als Bestandteil der Öffentlichkeitsarbeit – 

und Marktkommunikation als die zentralen Elemente der Unternehmenskommunikation 

(vgl. Hoffjann 2001: 110), wobei er unter Unternehmenskommunikation versteht, 

„daß im System einerseits Umweltrauschen in für das Unternehmen relevante In-

formationen transformiert wird und andererseits Entscheidungen in umweltspezi-

fische Kommunikationsangebote umgesetzt werden.“ (Becker 1998: 173) 

Becker nimmt eine Abgrenzung zwischen Öffentlichkeitsarbeit und Marktkommunikation 

vor. Er weist darauf hin, dass Marktkommunikation in erster Linie dazu eingesetzt wird, 

um Gewinne zu erzielen. Öffentlichkeitsarbeit hingegen diene vor allem der Erreichung 

gesellschaftlicher Ziele. Marktkommunikation setzt sich Becker zufolge aus der Werbung 

und der Direktansprache zusammen, während sich Öffentlichkeitsarbeit ausdifferenziert in 

die Bestandteile Public Relations und Societal Relations (vgl. ebd.: 188 ff.).  

Diese beiden Begriffe definiert er wie folgt:  

„Mit dem Begriff Public Relations werden Kommunikationsangebote bezeichnet, 

die zur Legitimation des Unternehmens in der Öffentlichkeit oder zuvor strate-

gisch segmentierten Teilen der Öffentlichkeit führen soll. Societal Relations dage-

gen meint die Zurverfügungstellung von Kommunikationsangeboten, die durch die 

bewußte Übernahme von Verantwortung zur Erreichung von Wettbewerbsvortei-

len führen soll, indem die Kommunikationsangebote an als relevant identifizierte 

gesellschaftliche Gruppen gerichtet werden.“(ebd: 191 f.) 

Becker zufolge versucht Public Relations – mittels Transparenz – Glaubwürdigkeit und 

Vertrauen aufzubauen, wodurch Legitimation und Akzeptanz erreicht wird. Societal Rela-

tions hingegen erzielt Akzeptanz im Sinne von Wettbewerbsvorteilen, indem sie gesell-

schaftliche Verantwortung übernimmt. Somit will sowohl Public Relations als auch Socie-

tal Relations Akzeptanz erzielen (vgl. Becker 1998: 196 ff.). Transparenz spielt, Becker zu-

folge, vor allem bei der Public Relations eine zentrale Rolle. Er berücksichtigt allerdings 

nicht, dass diese in vielen Fällen auch dysfunktional sein kann (vgl. Hoffjann 2001: 111). 
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3. Öffentlichkeitsarbeit im Allgemeinen 

3.1. Begriffsdefinition  

Die erstmalige Verwendung des Begriffs Public Relations geht auf das Jahr 1882 zurück. 

Von der deutschen Übersetzung des Begriffs – Öffentlichkeitsarbeit – wurde spätestens im 

Jahr 1917 durch August Hinderer und Ferdinand Katsch im Zusammenhang mit der Dis-

kussion der Evangelischen Pressverbände einschlägig Gebrauch gemacht. Die Literatur 

bietet eine Vielzahl an Definitionen zu den beiden Begriffen Öffentlichkeitsarbeit und 

Public Relations, die als synonym gelten. Im Vergleich zu anderen Formen der öffentli-

chen Kommunikation, wie beispielsweise Werbung oder Journalismus, gestaltet sich die 

Definitionsarbeit schwierig. Dafür gibt es mehrere Gründe. Einer davon besteht darin, dass 

die Begrifflichkeiten ein Berufsfeld betreffen, das sich seit seiner Entstehung sehr stark 

entwickelt und ausgeweitet hat. Außerdem weist der Bereich Public Relations einen star-

ken interdisziplinären Charakter auf, was dazu führt, dass je nach disziplinärem Blickwin-

kel spezifische Interpretationen entstehen. Ein weiterer Grund für die schwierige Definiti-

onsarbeit besteht darin, dass die PR Ähnlichkeiten zu anderen Formen öffentlicher Kom-

munikation, wie beispielswiese dem Journalismus oder der Werbung, aufweist. Dadurch 

entsteht der Eindruck, die Begriffe nicht gänzlich voneinander abgrenzen zu können. Hin-

zu kommt, dass viele Aufgaben der PR für die Öffentlichkeit nicht sichtbar sind, wie bei-

spielsweise die Konzeption von PR-Strategien, Unternehmensberatungsprozesse oder Pres-

searbeit. Zudem gibt es für den Berufszugang im PR-Bereich keine systematische Ausbil-

dungs-, Qualifikations- und Hierarchiestruktur und keine standespolitisch anerkannte Be-

rufsbezeichnung. Dies alles sind Faktoren, die die Definitionsarbeit von Public Relations 

erschweren (vgl. Fröhlich 2008: 95 f.). 

 

In der Folge sollen dennoch einige ausgewählte Begriffsdefinitionen angeführt werden.  

Albert Oeckl (1964: 43) bezeichnet Public Relations als  

„das bewußt geplante und dauerhafte Bemühen, gegenseitiges Verständnis und 

Vertrauen in der Öffentlichkeit aufzubauen und zu pflegen. Das Wort Öffentlich-

keitsarbeit als die geeignetste deutsche Wortbildung für Public Relations drückt 

ein Dreifaches aus: Arbeit in der Öffentlichkeit, Arbeit für die Öffentlichkeit, Ar-

beit mit der Öffentlichkeit.“ 

 

Oeckl (1967: 15) schreibt der Öffentlichkeitsarbeit fünf Aufgaben zu:  

„Erstens: Agieren, nicht reagieren. Zweitens: Öffentlichkeitsarbeit ist […] aktive 

Informationspolitik, bedeutet ein Vertrauensklima in der Öffentlichkeit herstellen. 
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Ihr passiver Teil heißt […] Beantwortung von Anfragen, selbst wenn sie unange-

nehm sind wie etwa bei Unfällen oder Straftaten. Drittens: PR-Arbeit hat die Öf-

fentlichkeit zu unterrichten, aber auch nach Innen, teilweise als Rückkoppelung zu 

wirken. Man kann sie als Instrument gesellschaftlicher Gegenkontrolle bezeich-

nen. Viertens: mit Hilfe der individuellen Medien die Rezipienten unmittelbar an-

sprechen oder über die Massenmedien indirekte Verbindung zum Publikum her-

stellen und halten. Schließlich fünftens: als Transformator, als Dolmetscher, als 

Katalysator zwischen dem Auftraggeber und der Öffentlichkeit tätig werden und 

kommunikative Reaktionen steuern.“ 

 

Günter Bentele (1997: 22) versteht Öffentlichkeitsarbeit bzw. Public Relations als   

„das Management von Informations- und Kommunikationsprozessen zwischen 

Organisationen einerseits und ihren internen oder externen Umwelten 

(Teilöffentlichkeiten) andererseits. Funktionen von Public Relations sind Informa-

tion, Kommunikation, Persuasion, Imagegestaltung, kontinuierlicher Vertrauens-

erwerb, Konfliktmanagement und das Herstellen von gesellschaftlichem Kon-

sens.“  

 

Stephanie Grupe (2011: 1) bezeichnet Public Relations als 

„Management von Kommunikation von Organisationen mit deren Bezugsgruppen 

[…]Kommunikation ist dann exzellent, wenn kompetente Kommunikatoren die 

strategische Führung einer Organisation […] darin unterstützen, wechselseitige 

Beziehungen zu Schlüsselgruppen herzustellen, von denen Bestehen und Wachs-

tum einer Organisation abhängen.“  

 

Organisationen und deren Bezugsgruppen spielen demnach für die Öffentlichkeitsarbeit 

eine zentrale Rolle. Daher darf im Zuge einer Begriffsbestimmung dieser Aspekt nicht 

außer Acht gelassen werden. 

 

3.2. Organisationen und ihre Teilöffentlichkeiten 

Organisationen können als soziales Gebilde verstanden werden, bei dem sich Menschen 

zusammenschließen, um gemeinsame Ziele zu erreichen (vgl. Röttger 2010: 116). Charakte-

ristisch für Organisationen sind eine planmäßige Gestaltung, eine übergeordnete Zielset-

zung, eine klare Gliederung und eine klar festgelegte Entscheidungsstruktur (vgl. Grupe 

2011: 1). Unter dem Organisationsbegriff fallen beispielswiese Wirtschaftsunternehmen 

sowie staatliche und private Nonprofit-Organisationen (vgl. Röttger 2010: 116). Ein wichti-

ges Merkmal ist ihre Abhängigkeit von anderen gesellschaftlichen Gruppen. Bezugsgrup-

pen bzw. Schlüsselgruppen – dazu zählen beispielswiese Mitarbeiter/innen, Kund/inn/en, 

Geschäftspartner/innen und Lieferanten – haben großen Einfluss auf Existenz, Wachstum 

und Erfolg einer Organisation. Auch die Medien spielen eine wichtige Rolle, denn sie be-

einflussen durch ihre Berichterstattung die Meinungsbildung vieler Bezugsgruppen einer 

http://www.pr-woerterbuch.de/wiki/index.php?title=Teil%C3%B6ffentlichkeiten&action=edit&redlink=1
http://www.pr-woerterbuch.de/wiki/index.php?title=Information&action=edit&redlink=1
http://www.pr-woerterbuch.de/wiki/index.php?title=Information&action=edit&redlink=1
http://www.pr-woerterbuch.de/wiki/index.php?title=Persuasion&action=edit&redlink=1
http://www.pr-woerterbuch.de/wiki/index.php?title=Imagegestaltung&action=edit&redlink=1
http://www.pr-woerterbuch.de/wiki/index.php?title=Konfliktmanagement&action=edit&redlink=1
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Organisation. Da die Bezugsgruppen einer Organisation Teilgruppen einer Gesellschaft 

sind, werden sie oft auch als sogenannte Teilöffentlichkeiten bezeichnet. Erscheint bei-

spielsweise in einer Polizeizeitschrift ein Artikel über Fortbildungsmöglichkeiten innerhalb 

der Polizei, wird der Artikel von einer spezifischen Lesergruppe bzw. Teilöffentlichkeit, 

die sich vor allem aus Angehörigen des Innenressorts zusammensetzt, gelesen und von 

einem Großteil der Bevölkerung nicht wahrgenommen (vgl. Gruppe 2011: 2).  

 

Teilöffentlichkeiten setzen sich somit aus Personen zusammen, die über einen gemeinsa-

men Sachverhalt diskutieren oder ähnliche Anschauungen über gewisse Dinge haben. Ihr 

gehören Menschen an, die ähnlichen Problemen gegenüberstehen, bestimmte Schwierig-

keiten erkennen und sich organisieren, um richtig damit umzugehen (vgl. Mast 2006: 131).  

 

Nach James E. Grunig und Todd Hunt (1984:145 f.) lassen sich folgende Teilöffentlichkei-

ten unterscheiden:  

 Nicht-Teilöffentlichkeiten: Personen, die in das Problem nicht involviert sind und 

noch nichts davon wissen;  

 Latente Teilöffentlichkeiten: Menschen, die von dem Problem zwar betroffen sind, 

dies aber noch nicht wissen;  

 Bewusste Teilöffentlichkeiten: Menschen, denen das Problem zwar bewusst ist, die 

jedoch nichts dagegen unternehmen;  

 Aktive Teilöffentlichkeiten: Personen, die sich zusammenschließen und sich orga-

nisieren, um das Problem zu bewältigen;  

 

Um die Teilöffentlichkeiten auf die die Öffentlichkeitsarbeit Bezug nimmt, zu ordnen, 

nehmen Grunig und Hunt (vgl. ebd.: 145) eine weitere Abgrenzung zwischen latenter und 

aktiver Öffentlichkeit vor. Wobei drei Faktoren notwendig sind, um die latente Teilöffent-

lichkeit in ein aktives Stadium zu führen:  

 Erkennen eines Problems: Menschen werden auf eine Schwierigkeit aufmerksam 

und wollen weitere Informationen bekommen; 

 Erkennen von Handlungsmöglichkeiten, Schranken und Grenzen: Dieser Aspekt 

übt starken Einfluss auf die Einschätzung der Menschen aus, ob es sinnvoll ist, in 

einer konkreten Situation einzuschreiten. Wobei grundsätzlich gilt: Wenn sie das 
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Gefühl haben, ein Problem beeinflussen zu können, werden sie weitere Informatio-

nen suchen, um in Aktion treten zu können; 

 Betroffenheit bzw. Beteiligung: Der Grad der Involvierung gibt den Ausschlag für 

eine Handlung;   

 

Die Öffentlichkeitsarbeit muss in ihrer Tätigkeit bestimmte Teilöffentlichkeiten identifizie-

ren und in ihren Maßnahmen berücksichtigen. Aufgabe der Public Relations ist es, Bezie-

hungen zu Schlüsselgruppen aufzubauen und diese zu pflegen. Im Fokus stehen somit 

nicht nur die eigenen Ziele und Interessen, sondern auch Erwartungen und Ansprüche von 

Bezugsgruppen. Um Verständigung, Verständnis und Vertrauen aufzubauen, ist es wichtig, 

die Meinung des Gegenübers zu verstehen und dessen Motive zu erkennen. Ziel ist der 

Aufbau einer Vertrauensbasis, wodurch kleine Krisen unversehrt überstanden werden kön-

nen. Die PR orientiert sich sehr stark an Partnerschaft und Dialog, weshalb die Teilöffent-

lichkeiten bzw. Bezugsgruppen auch als Dialoggruppen verstanden werden. Professionell 

gestaltete Kommunikationsprozesse legen den Grundstein für Verständnis, Akzeptanz, 

Sympathie und Vertrauen. Eine wichtige Aufgabe der Öffentlichkeitsarbeit ist außerdem 

die prägnante Darstellung der Identität einer Organisation („Corporate Identity“), ihres 

Handelns und ihrer Positionierung. Ziel ist ein positives, unverwechselbares, einzigartiges 

Image der Organisation in der Wahrnehmung der Dialoggruppe. Die Inhalte der Kommu-

nikationsmaßnahmen können sowohl aus der Dialogorientierung als auch aus den Aufga-

ben der PR abgeleitet werden. Zu den zentralen Aufgaben der Öffentlichkeitsarbeit gehö-

ren beispielsweise das Verfolgen von gesellschaftlichen Veränderungsprozessen, das Er-

kennen bestehender und zukünftiger Bedürfnisse der Dialoggruppen, die Recherche und 

das Verarbeiten von Themen sowie deren Umsetzung in eine erfolgreiche Kommunikati-

onsstrategie. Die Kommunikationsprozesse müssen außerdem geplant, professionell orga-

nisiert und umgesetzt, sowie umfassend kontrolliert werden. Grundlage einer erfolgreichen 

Öffentlichkeitsarbeit ist daher ein strategisch ausgereiftes Kommunikationskonzept. Das 

heißt, Öffentlichkeitsarbeiter/innen analysieren die Ausgangssituation, definieren Ziele und 

Dialoggruppen, legen Botschaften fest, planen geeignete Kommunikationsmaßnahmen und 

kontrollieren den Erfolg. Damit wird sichergestellt, dass sich die Kommunikation an den 

Zielen und Bedürfnissen der Organisation und ihres Umfeldes orientiert und glaubwürdig 

ist. Eine wichtige Voraussetzung ist, dass der/die Kommunikationsverantwortliche in die 

Entscheidungsprozesse der Organisation involviert ist und die strategische Ausrichtung 

mitbestimmen kann (vgl. Grupe 2011: 2 ff.).  
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3.3. Ziele der Öffentlichkeitsarbeit 

Ulrike Röttger (vgl. 2010: 273 ff.) kommt in ihrer Studie, in der sie Öffentlichkeitsarbeit im 

organisationalen Kontext sowohl theoretisch als auch empirisch analysiert, zu dem Ergeb-

nis, dass sowohl Behörden als auch Nonprofit-Organisationen und Wirtschaftsunterneh-

men das Ziel verfolgen, eine hohe und gute Medienresonanz zu erreichen sowie eine Mei-

nungsänderung bei den Journalist/inn/en herbeizuführen. Eine umfangreiche und fundierte 

Medienberichterstattung ist daher ein zentrales Erfolgskriterium der PR. Im Fokus der Öf-

fentlichkeitsarbeit von Behörden steht vor allem auch die allgemeine Informationsfunktion 

der Public Relations. Dabei kommt der Absicht, die Bevölkerung über wichtige Sachprob-

lematiken zu informieren, ein hoher Stellenwert zu. Behörden zielen außerdem darauf ab, 

Einfluss auf die öffentliche Diskussion zu nehmen, was mit der Nähe zum politischen Sys-

tem verknüpft ist. Als Organe des Staats spielen Behörden und deren Öffentlichkeitsarbeit 

nicht nur eine wichtige Rolle bei der Umsetzung staatlicher Handlungsprogramme, sie sind 

auch aktiv am Prozess der öffentlichen Themengenerierung beteiligt. Ulrike Röttger 

kommt in ihrer Studie auch zu dem Schluss, dass die interne Kommunikation und die Mo-

tivierung der Mitarbeiter/innen bei Behörden eine untergeordnete Rolle spielt. Das Gewin-

nen von Vertrauen in staatliches Handeln hingegen ist ein zentrales Ziel der Öffentlich-

keitsarbeit. 

 

3.4. Grundmodelle der PR nach James E. Grunig 

James E. Grunig richtet die Kommunikationsbeziehungen in seinen Modellen auf zwei 

Variablen aus:  

1. Richtung der Kommunikation: Diese kann einseitig oder wechselseitig erfolgen; 

2. Das Ziel der Kommunikation entscheidet darüber, ob die Kommunikation symmet-

risch oder asymmetrisch erfolgt und ob die beabsichtigte Wirkung auf das Unter-

nehmen und die Umwelt ausgewogen ist. Wobei im Falle einer asymmetrischen 

Kommunikation keinerlei externe Einflüsse vorhanden sind, denn das Unternehmen 

beabsichtigt, Teilöffentlichkeiten in ihrem Verhalten, ihren Meinungen, Einstellun-

gen etc. zu verändern. Bei einer symmetrischen Kommunikation sind die Einflüsse 

von Unternehmen und ihren Umwelten ausgeglichen. Dies führt dazu, dass die Be-

ziehungen, die das Unternehmen zur Umwelt hält, auf das Unternehmen zurück-

wirken (vgl. Mast 2006: 34 f.). 
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Folgende Grafik soll die vier Grundmodelle der Public Relations nach Grundig veran-

schaulichen.  

 

Abbildung 1: Vier Grundmodelle der PR (vgl. Röttger 2010: 45, in Anlehnung an: Grunig/ Hunt 1984: 22) 

 

Publicity-Modell: Ziel dieses Modell ist es, die Aufmerksamkeit der Bevölkerung auf das 

Unternehmen bzw. seine Produkte zu lenken. Um in das Blickfeld der öffentlichen Wahr-

nehmung zu gelangen, tritt der Wahrheitsgehalt der kommunizierten Inhalte oft in den Hin-

tergrund. Diese Art der Unternehmenskommunikation ist geprägt von einer asymmetri-

schen Kommunikation. Grunig bezeichnet den Zweck der Kommunikation als Propaganda 

(vgl. Mast 2006: 36).  

 

Modell „Informationstätigkeit“: Bei diesem Modell steht die wahrheitsgemäße Verbrei-

tung von Informationen im Vordergrund. Mittels einseitiger Kommunikation sollen die 

Zielgruppen möglichst schnell und weitreichend mit Informationen versorgt werden. Im 
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Gegensatz zur asymmetrischen Kommunikation ist Feedback hier nicht wichtig. Diese Art 

der Kommunikation wird von Pressesprechern angewendet. Ihre Aufgabe ist es, wahre 

Informationen an Bezugsgruppen weiterzuleiten (vgl. ebd.).  

 

Modell der „Asymmetrischen Kommunikation“: Dieses Modell hat nicht nur Informations-

vermittlung und Verlautbarung zum Ziel, sondern es ist auch auf Überzeugung ausgerich-

tet. Wichtig bei diesem Modell ist das Feedback durch die Zielgruppe, denn dadurch kann 

die Kommunikationsarbeit optimiert werden. Um eine gezielte Kommunikation zu errei-

chen, ist es wichtig, die Interessen und Wahrnehmungen der Zielgruppe – sie können mit-

tels Imageanalysen oder Bevölkerungsumfragen erhoben werden – zu kennen. Obwohl bei 

diesem Modell das Feedback der Zielgruppen einbezogen wird, handelt es sich um eine 

unausgewogene, zweiseitige Kommunikation. Denn das Wissen um die Rezipient/inn/en 

wird dazu genutzt, um diese effizienter und zum Vorteil des Unternehmens beeinflussen zu 

können (vgl. ebd.).  

 

Modell der „Symmetrischen Kommunikation“: Dieses Modell ist auf Dialog ausgerichtet. 

Ziel ist die gegenseitige Beeinflussung und wechselseitiges Verständnis. Angewendet wird 

diese Art der Kommunikation in Verhandlungs- und Konfliktsituationen, die sowohl in 

Unternehmen als auch beim Kontakt mit externen Personen auftreten können. Dieses Mo-

dell zielt darauf ab, symbiotische Veränderungen im Verhalten und den Einstellungen des 

Unternehmens und der Zielgruppe herbeizuführen. Somit wird vorausgesetzt, dass alle 

Beteiligten kommunikativ gleichberechtigt sind. Kritiker/innen sind der Ansicht, dieses 

Modell entspreche nicht der Realität. Grunig reagiert darauf, indem er dieses Model als 

normative Theorie exzellenter Praxis einstuft, die nicht als Beschreibung der Realität ange-

sehen werden kann (vgl. ebd.: 36 f.). 

 

Welches der vier Modelle am besten geeignet ist, ist abhängig von der Beziehungsstruktur 

zwischen Unternehmen und Umwelt und der jeweiligen Situation, wobei Unternehmen 

auch mehrere Modelle gleichzeitig anwenden. In der Praxis ist das Publicity–Modell am 

weitesten verbreitet, denn Unternehmen zielen überwiegend auf die Aufmerksamkeit der 

Bevölkerung ab. Öffentliche Institutionen wenden im Gegensatz zur Industrie und kom-

merziellen Organisationen auch das Modell der Informationstätigkeit an. In einzelnen Un-

ternehmen kommen auch die Modelle der asymmetrischen bzw. symmetrischen Kommu-

nikation zur Anwendung, die Dominanz des Publicity-Modells bleibt jedoch ungebrochen. 
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Wobei angemerkt werden muss, dass sich Unternehmen nicht für die eine oder andere Va-

riante entscheiden, vielmehr stimmen sie die Vorgehensweise auf das Problem ab, das ge-

löst werden muss (vgl. ebd.: 35 ff.). 

 

Grunig führte empirische Untersuchungen durch, in denen er sich mit der Frage auseinan-

dersetzte, was exzellente Public Relations kennzeichnet. Er kommt zu dem Schluss, dass 

exzellente PR dann vorliegt, wenn sie einen bestmöglichen Beitrag zur Effektivität jenes 

Unternehmens leitet, in dessen Auftrag sie agiert.  

Dies lässt sich beispielsweise an folgenden Faktoren erkennen:  

 Ansprüche der Bezugsgruppen werden mit den eigenen, konkurrierenden Interes-

sen in Einklang gebracht;  

 Das Unternehmen steht in einer stabilen Beziehung mit anderen Organisationen 

und Bezugsgruppen;  

 Kommunikationsprogramme werden strategisch geplant und die PR ist an der Un-

ternehmensplanung beteiligt;  

 Zweiseitige Kommunikationsbeziehungen, die langfristig bestehen und ertragrei-

cher sind, werden in größerem Ausmaß gepflegt;  

 Kommunikationsabteilungen verfügen nicht nur über Kommunikationstechniker, 

die ein handwerklich-technisches Verständnis mitbringen, sondern auch über so-

genannte Kommunikationsmanager mit einem professionell-strategischen Ver-

ständnis;  

 Das Kommunikationsverständnis zwischen dem Top-Management und dem der 

Kommunikationsabteilung stimmt überein und die Öffentlichkeitsarbeiter/innen 

werden in die strategische Unternehmensplanung integriert;   

(vgl. ebd. 37 f.).  
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3.5. Strukturelle Einbettung  

Will man die strukturelle Einbettung der Öffentlichkeitsarbeit in Unternehmen unter die 

Lupe nehmen, darf man die Regeln von Aufbau- und Ablauforganisationen nicht außer 

Acht lassen. Daher sollen diese in der Folge kurz erläutert werden.  

 

3.5.1. Aufbauorganisation 

Anhand von Aufbauorganisationen werden die Organisationseinheiten festgelegt und be-

nannt, außerdem wird die hierarchische Stellung innerhalb der Struktur geklärt und die 

Aufgaben werden den Organisationseinheiten zugewiesen. Auch die Arbeitsplätze einer 

Organisationseinheit werden anhand der Aufbauorganisation definiert. Darunter fallen bei-

spielsweise die Bezeichnung des Arbeitsplatzes, Wertigkeit, Ziele, Aufgaben, Tätigkeiten 

und Unterstellungsverhältnisse (vgl. Strasser 2014). Die folgende Grafik soll das Verhältnis 

zwischen Organisationseinheit und Arbeitsplatz näher verdeutlichen.  

 

 

Abbildung 2: Aufbauorganisation (vgl. Strasser 2014) 

 

Eine Art der Aufbauorganisation ist die Stablinienorganisation. Bei der strukturellen Ein-

bettung der Öffentlichkeitsarbeit spielt die Stablinienorganisation eine zentrale Rolle, denn 

Public Relations ist häufig als Stabsstelle in die Organisation eingebettet. Darum soll diese 

in der Folge in den Fokus gefasst werden (vgl. Röttger 2010:120).  
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Die folgende Grafik soll zeigen, wie eine Stablinienorganisation aufgebaut ist.  

 

 

 

Abbildung 3: Stablinienorganisation (vgl. Röttger 2010: 120) 

 

Stabsstellen ergänzen das Liniensystem und können unterschiedlichen Instanzen zugeord-

net sein. Häufig sind sie jedoch eng an die oberste Leitungsebene gekoppelt. Sie stellen 

eine Unterstützungs- und Entlastungsfunktion für die einzelnen Instanzen, denen sie zuge-

ordnet sind, dar und verfügen über keinerlei Weisungs- und Entscheidungskompetenzen. 

Entscheidungsvorbereitung sowie Beratung, Planung und Kontrolle gehören zu den Haupt-

aufgaben der Stabsstellen, wobei Entscheidungen von jener Instanz getroffen werden, der 

der Stab zugeordnet ist. Stabstellen dienen unter anderem dazu, leistungsbezogene Aufga-

benbereiche auszulagern, gleichzeitig sind sie jedoch fachlich spezialisiert. Auf diese Wei-

se werden die Vorteile, die das Einliniensystem mit sich bringt – klar geregelte Kompeten-

zen und Verantwortlichkeiten – mit jenen des Mehrliniensystems – fachliche Spezialisie-

rung – kombiniert. Wie bereits erwähnt, ist die Öffentlichkeitsarbeit häufig als Stabstelle in 

die Organisation eingebettet. Fraglich ist jedoch, ob die hierarchische Einordnung der Öf-

fentlichkeitsarbeit auf der Ebene der Stabsstellen dem Verständnis der Public Relations als 

umfassendes Management von Kommunikationsbeziehungen gerecht wird. Denn, wie be-

reits erwähnt, haben Stabstellen die Funktion, Entscheidungen vorzubereiten und Informa-

tionen zur Verfügung zu stellen. Dies lässt sich nur begrenzt mit einer aktiven, nach innen 

und außen gerichteten PR vereinbaren. Das Erlangen von Autonomie und Macht im orga-

nisationalen Kontext wird insofern erschwert, da die PR als Stabsstelle über keinerlei An-

ordnungs-und Entscheidungskompetenzen verfügt und sie von der Unterstützungsfunktion 

übergeordneter Instanzen abhängig ist. Es darf jedoch nicht außer Acht gelassen werden, 

dass PR-Stabstellen aufgrund ihrer Beteiligung an Entscheidungsvorbereitungen eine In-



19 

 

formationsgewinnungs- und -verarbeitungsfunktion innehaben. Daraus ergibt sich ein In-

formationsvorsprung gegenüber den Linienmanagern, wodurch sie informelle Macht er-

langen können. Ob und wieweit das zur Stärkung der organisationsinternen Stellung der 

PR beiträgt, hängt von organisations-, situations- und persönlichkeitsspezifischen Faktoren 

ab. Da die mögliche informelle Macht der PR-Stäbe eine Bedrohung für die Linienmana-

ger darstellen, ist die Zusammenarbeit zwischen Stabsstellenmitarbeitern und Linienmana-

gern reich an Konflikten (vgl. Röttger 2010: 120 f.).  

 

3.5.2. Ablauforganisationen 

Anhand von Ablauforganisationen werden die Arbeitsprozesse in einer Organisationsein-

heit festgelegt, wobei Arbeitsgänge sowohl zeitlich als auch räumlich festgelegt werden 

(vgl. Strasser 2014). Folgende Grafik soll den prozessualen Ablauf in Ministerien veran-

schaulichen.  

 

 

Abbildung 4: Ablaufprozess in Ministerien im Überblick (vgl. Bundeskanzleramt Österreich) 

 

Der Ausgangspunkt des Prozesses ist ein Zustand in der Gesellschaft, der erreicht werden 

soll und der von der Politik festgelegt wurde, wobei sich dieser Zustand auf eine Wirkung 

des staatlichen Handelns bezieht. Die Politik erteilt daher der Verwaltung Vorgaben in 

Form von Wirkungszielen. Aufgabe der Verwaltung ist es schließlich, die von der Politik 

vorgegebenen Wirkungsziele durch entsprechende Maßnahmen (Output) umzusetzen. Auf 

Grundlage der Ursache- und Wirkungsbeziehungen werden die Wirkungen und Maßnah-

men verknüpft. Allerdings sind diese kausalen Zusammenhänge nicht immer eindeutig und 

werden von anderen Einflüssen, wie beispielsweise Veränderungen im Umfeld, mitbe-

stimmt. Bevor eine Umsetzung der Maßnahmen erfolgt, müssen die notwendigen Ressour-

cen (Input) ermittelt und auch bereitgestellt werden. Unter den Ressourcenbegriff, der sehr 



20 

 

umfassend ist, fallen beispielsweise die Qualifikation der Mitarbeiter/innen, finanzielle 

Mittel, Sachmittel, Informationen und Infrastruktur. Der Prozess der Leistungserstellung, 

der darauf folgt, umfasst sowohl Prozessfaktoren als auch Tätigkeiten der Verwaltung, 

anhand derer eine Umwandlung eines Inputs in einen Output erfolgt. Die Leistungserstel-

lung kann innerhalb der Verwaltung oder auch durch externe Dritte erfolgen. Maßstäbe 

einer wirkungsorientierten Verwaltung sind Effektivität und Effizienz. An der Effektivität 

kann der Grad der Zielerreichung abgelesen werden. Sie liegt dann vor, wenn die vorgege-

benen Wirkungen mittels der festgelegten Maßnahmen erreicht werden. Die Effizient stellt 

das Verhältnis zwischen Output und Input dar. Sie ist dann erreicht, wenn vorgegebene 

Wirkungen mit dem kleinstmöglichen Einsatz an Ressourcen erreicht werden (vgl. Bundes-

kanzleramt Österreich: Wirkungsorientierte Steuerung [online]). 

 

Um eine optimale Öffentlichkeitsarbeit zu erreichen, bedienen sich immer mehr Unter-

nehmen besonderer Formen der Kommunikation. Daher sollen in der Folge zwei dieser 

besonderen Kommunikationsformen – die integrierte Kommunikation und die interne 

Kommunikation – in den Fokus gefasst werden.  

 

4. Besondere Kommunikationsformen 

4.1. Integrierte Kommunikation 

Aufgabe integrierter Kommunikation ist es, die Vielfalt der Stimmen innerhalb einer Or-

ganisation inhaltlich, formal und zeitlich zu koordinieren, mit dem Ziel, ein einheitliches 

Erscheinungsbild herzustellen. Die inhaltliche Ebene der integrierten Kommunikation um-

fasst beispielsweise Slogans, Kernbotschaften oder Verbindungen aus Bild und Ton, die 

leicht wiederzuerkennen sind. Unter der formalen Dimension versteht man hauptsächlich 

gestalterische Elemente wie Logos oder Unternehmens- und Markenzeichen. Der zeitliche 

Faktor fasst die Planung, Abstimmung und Durchführung verschiedener Kommunikati-

onsmaßnahmen – sie sollen sich gegenseitig ergänzen – in den Fokus. Teil einer integrier-

ten Kommunikationsstrategie kann beispielsweise die Mitarbeiterzeitschrift sein. Mitarbei-

terzeitschriften verfügen zwar über gewisse Freiheitsgrade, dennoch muss die inhaltliche, 

formale und zeitliche Ebene der integrierten Kommunikationsstrategie berücksichtigt wer-

den. Die Vorteile der integrierten Kommunikation sind vielfältig. So sorgt sie beispiels-

weise für einen einheitlichen Auftritt der Organisation, leistet einen Beitrag zur Profilie-

rung einer Marke und trägt zu einer stärkeren Integration unterschiedlicher Zielgruppen 
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sowie zu einem höheren Identifikationspotenzial mit der Organisation bei (vgl. Marinkovic 

2009: 61 ff.). 

 

Teil einer integrierten Kommunikationsstrategie ist idealerweise Corporate Publishing, auf 

das in der Folge näher eingegangen werden soll (vgl. ebd.: 50). 

 

Der Geschäftsführer des Forums Corporate Publishing definierte Corporate Publishing im 

Zuge eines Referats bei der Zürcher PR-Gesellschaft ZPRG wie folgt:  

„Corporate Publishing (CP) bezeichnet die einheitliche interne und externe, jour-

nalistisch aufbereitete Informationsübermittlung eines Unternehmens über alle 

erdenklichen Kommunikationskanäle (offline, online, mobile), durch welche ein 

Unternehmen mit seinen verschiedenen Zielgruppen permanent und periodisch 

kommuniziert.“(Schindler 2010 [online]) 

Der Aspekt der einheitlichen Informationsvermittlung deckt sich mit den Zielen der inte-

grierten Kommunikation, die darauf abzielt, Aussagen und Botschaften von Unternehmen 

inhaltlich, zeitlich und formal aufeinander abzustimmen. Zum Aufgabengebiet von Corpo-

rate Publishing zählt das Konzipieren und Planen von Unternehmenspublikationen sowie 

alle Aspekte des Projektmanagements – von der Kapazitätsplanung bis hin zum Control-

ling. Klassische Mittel des Corporate Publishing sind Kunden- und Mitarbeiterzeitschrif-

ten. Aber auch Internetauftritte und maßgeschneiderte TV-Formate haben in den vergan-

genen Jahren zunehmend an Bedeutung gewonnen. Die Ziele, die durch Corporate Publi-

shing verfolgt werden, sind jenen der klassischen Öffentlichkeitsarbeit sehr ähnlich. Ein 

wesentliches Ziel ist beispielsweis die Vermittlung von Glaubwürdigkeit. Erreicht wird 

dies durch gezielte Informationen, Imagemanagement und Beziehungspflege mit verschie-

denen Bezugsgruppen. Die Leistungen von Corporate Publishing fassen – wie in der oben 

angeführten Definition deutlich wird – sowohl die interne als auch die externe Kommuni-

kation in den Fokus. Die Zielgruppen werden meist mittels mehrerer Kommunikationska-

näle angesprochen. So werden Mitarbeiter/innen beispielsweise durch die Mitarbeiterzeit-

schrift sowie durch einen Newsletter informiert. Zusätzlich können oft auch Informationen 

im Intranet abgerufen werden. Die Kommunikation sollte kontinuierlich erfolgen und feste 

Erscheinungstermine eingehalten werden. Eine qualitativ hochwertige Aufmachung und 

die journalistische Aufbereitung von Informationen sind außerdem wichtige Kriterien, die 

bei Kunden- und Mitarbeiterzeitschriften beachtet werden müssen (vgl. Marinkovic 2009: 

47 ff.).  
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Corporate Publishing weist somit folgende zentrale Merkmale auf:  

 Beachtet werden sowohl strategische als auch organisatorische Aspekte der Unter-

nehmenskommunikation;  

 Corporate Publishing ist multimedial ausgerichtet und idealerweise Teil einer inte-

grierten Kommunikationsstrategie;  

 Zielgruppen werden sowohl mediengerecht als auch medienübergreifend angespro-

chen;  

 Periodisch erscheinenden Publikationen garantieren Kontinuität in der Kommuni-

kation mit unterschiedlichen Zielgruppen;  

 Ziel ist es – sowohl mittels interner als auch mittels externer Kommunikation – die 

Glaubwürdigkeit eines Unternehmens zu erhöhen;  

 Journalistische Qualitätsstandards werden im Zuge der Umsetzung des Corporate 

Publishing ebenfalls berücksichtigt;  

(vgl. ebd.: 50).  

 

4.2. Interne Kommunikation 

Robert Deg (vgl. 2007: 137 f.) nennt vier zentrale Gründe für eine aktive interne Kommuni-

kation:  

1. Verbreitung und Kanalisierung von Informationen 

2. Stärkung des Zugehörigkeitsgefühl der Mitarbeiter/innen zum Unternehmen und 

Motivation der Mitarbeiter/innen 

3. Präsentation des Unternehmens 

4. Imagestärkung und -profilierung: Auch wenn die Zielgruppe der internen Kommu-

nikation die eigenen Mitarbeiter/innen sind, leistet sie einen Beitrag zur externen 

Kommunikation, denn jede/r Mitarbeiter/in vertritt sein Unternehmen nach außen.  

 

Die interne Kommunikation eines Unternehmens verfolgt unterschiedliche Ziele. Zentral 

ist vor allem die Vermittlung von Glaubwürdigkeit. Eine wichtige Voraussetzung dafür ist, 

mitteilsam zu sein und verlässliche Informationen zu liefern. Das heißt, Mitarbeiter/innen 

müssen rechtzeitig und kontinuierlich über Ziele und Strategien der Organisation infor-

miert werden. So ist etwa die Begleitung von Veränderungsprozessen ein zentrales Ziel 

interner Kommunikation. In diesem Fall werden häufig spezielle Arbeitsgruppen einge-

richtet, die beispielswiese mittels Newsletter oder Magazin über die Änderungen informie-

ren. Wichtig ist, dass derartige Informationen schon im Vorfeld übermittelt werden, denn 
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nur so kann Offenheit und Transparenz sichergestellt werden. Wenn Mitarbeiter/innen Ein-

fluss auf Entscheidungen ausüben können, sind sie außerdem eher bereit, Konsequenzen zu 

tragen. Interne Kommunikation ist auch wichtig für die Selbstdarstellung einer Organisati-

on nach innen. Konflikte, Beschwerden etc. müssen aufgegriffen und der richtige Umgang 

dafür gefunden werden. Einen wichtigen Beitrag dazu leistet unter anderem die Mitarbei-

terzeitschrift (vgl. Marinkovic 2009: 37). Interne Kommunikation stellt auch den Dialog und 

Austausch zwischen der Unternehmensleitung, Führungskräften und Mitarbeiter/inne/n 

sicher. Voraussetzung dafür sind geeignete Kommunikationsinstrumente und ein geeigne-

tes Umfeld, die der formellen und informellen Kommunikation dienen. Interne Kommuni-

kation fördert idealerweise auch den Interessensausgleich zwischen der Organisation und 

ihren Mitarbeiter/inne/n und sie sorgt dafür, dass sich die Belegschaft mit dem Unterneh-

men und ihrer Tätigkeit identifiziert. Kommunikation trägt maßgeblich dazu bei, gemein-

same Ziele und Visionen zu vermitteln, Orientierung zu schaffen und ein Zusammengehö-

rigkeitsgefühl zu erzeugen. Dadurch entsteht eine größere Loyalität dem Unternehmen 

gegenüber und die Überzeugung, dass Jede/r durch seine Tätigkeit zum Unternehmenser-

folg beiträgt, wird gestärkt. Zentrale Aufgabe der internen Kommunikation ist es außer-

dem, die Motivationsfaktoren und Bedürfnisse der Mitarbeiter/innen zu kennen, um die 

Motivation zu steigern. Gemeinsame Ziele, gegenseitige Wertschätzung und ein beteili-

gender Führungsstil erhöhen auch die Leistungsfähigkeit, das Engagement, die Verantwor-

tungsbereitschaft und die Erfolgsorientierung der Mitarbeiter/innen. Ein Erfolgsfaktor für 

die interne Kommunikation sind Führungskräfte und ihr Kommunikationsverhalten, wobei 

dieses durch Coaching und Training verbessert werden kann. Wichtig ist vor allem, aktu-

ell, auf kürzestem Weg, umfassend, glaubwürdig und bedarfsgerecht zu kommunizieren. 

Außerdem gilt: Je intensiver die Mitarbeiter/innen am Kommunikationsprozess beteiligt 

sind, desto zufriedener, engagierter und motivierter verrichten sie ihre Arbeit (vgl. Grupe 

2011: 180 ff.).  

 

Grupe (vgl. 2011: 182) nennt einige Voraussetzungen, die gegeben sein müssen, damit Füh-

rungskräfte im Bereich der internen Kommunikation erfolgreich sein können:  

 Unterstützung der Unternehmensleitung: Die Bedeutung der internen Kommunika-

tion muss durch die Unternehmensleitung anerkannt und die Rollen, Verantwort-

lichkeiten und Pflichten der Führungskräfte und Öffentlichkeitsarbeiter/innen im 

Bereich der internen Kommunikation müssen schriftlich festgehalten werden.  
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 Freier Zugang zu betriebsinternen Informationen: Auch vertrauliche Inhalte müs-

sen für die Verantwortlichen der internen Kommunikation zugänglich sein.  

 Notwendigkeit eines unternehmensweiten Kontaktnetzwerkes: Dadurch können 

Stimmungen, Gerüchte und Meinungen der Mitarbeiter/innen eingefangen werden.  

 Strukturelle Erfordernisse: Für die interne Kommunikation Verantwortliche sollten 

direkt der Unternehmensleitung unterstellt sein. Dadurch können notwendige In-

formations- und Abstimmungsprozesse besser gestaltet und gegebenenfalls Rü-

ckendeckung eingeholt werden.  

 Kennnisse über Strukturen, Prozesse, Rollen und Verantwortlichkeiten: Um die 

Möglichkeiten der internen Kommunikation besser einschätzen zu können und in-

terne Meinungsführer zu erkennen, ist es wichtig, die Strukturen, Prozesse, Rollen 

und Verantwortlichkeiten innerhalb der Organisation zu kennen.  

 Kommunikationskultur: Die Kommunikationskultur eines Unternehmens beein-

flusst den Handlungsspielraum im Bereich der internen Kommunikation. Wichtige 

Voraussetzung für das Gelingen interner Kommunikationsmaßnahmen ist eine of-

fene, faire und kompetente Kommunikation.  

 

In der Folge sollen einige zentrale Instrumente der internen Kommunikation angeführt 

werden.  

 

4.2.1. Instrumente der internen Kommunikation 

Für die Umsetzung interner Kommunikationsmaßnahmen steht eine Vielzahl an Instru-

menten zur Verfügung. Eine grobe Einteilung kann in Printmedien, elektronische und au-

diovisuelle Medien sowie in persönliche Kommunikation erfolgen (vgl. Grupe 2011: 201). 

Um beurteilen zu können, welches Instrument für die einzelnen Kommunikationsmaßnah-

men besonders gut geeignet ist, nennt Stephanie Grupe (ebd.: 202 f.) einige Überlegungen, 

die für jedes Instrument der internen Kommunikation angestellt werden müssen:  

 Wofür soll das Instrument eingesetzt werden: zur Information, für den Dialog, zur 

Motivation oder für den Wissenstransfer der Mitarbeiter/innen? 

 Manche Instrumente eignen sich besonders gut für die aufgabenbezogene Kommu-

nikation, zur Vermittlung von Hintergrundwissen und Strategien, sowie für Ser-

vice-Informationen oder für den Wissensaufbau. Andere Instrumente wiederum 
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tragen zur Stärkung des informellen, sozialen Kontakts zwischen den Mitarbei-

ter/inne/n bei.  

 Mithilfe gewisser Instrumente kann der vertikale Kommunikationsprozess zwi-

schen den einzelnen Hierarchieebenen gefördert oder der horizontale Austausch 

zwischen Mitarbeiter/inne/n unterschiedlicher Abteilungen unterstützt werden. Da-

rum sollte bei der Auswahl der Instrumente beachtet werden, ob Informationen von 

der Unternehmensleitung an die Mitarbeiter/innen übermittelt, Meinungen aus der 

Belegschaft eingeholt werden sollen, oder ob das Instrument dem Austausch der 

Mitarbeiter/innen unterschiedlicher Bereiche dienen soll.  

 Bei der Auswahl der Instrumente sollte auch überlegt werden, ob viele Mitarbei-

ter/innen gleichzeitig erreicht werden sollen oder ob eine individuelle Ansprache 

bzw. der Dialog in kleineren Gruppen bevorzugt wird. Außerdem sollte beachtet 

werden, welche Mitarbeiter/innen mit einem bestimmten Instrument erreicht wer-

den können.  

 Beachtet werden sollte auch, ob sogenannte „Push“-Medien oder „Pull“-Medien 

zur Anwendung kommen sollen. „Push“-Meiden dienen dazu, aktiv Informationen 

zu verbreiten. „Pull“-Medien hingegen verlangen von den Mitarbeiter/inne/n, dass 

sie benötigte Informationen selbst einholen.  

 

4.2.1.1. Printmedien  

Internen Printmedien kommt im Zeitalter der elektronischen Medien immer mehr die 

Funktion zu, den Blick auf das große Ganze zu lenken. Im Fokus stehen grundsätzliche 

Strategien, Ziele und Visionen. Um die Meinungsbildung zu fördern, werden Hintergrund-

informationen zu strategisch wichtigen Themen geliefert. Außerdem werden Normen und 

Werte der Organisation vermittelt und große Erfolge dargestellt. Ein klassisches Instru-

ment dieser Kategorie ist die Mitarbeiterzeitschrift (vgl. Grupe 2011: 203). Diese zählt zu 

den „Push“-Medien, da sie Informationen aktiv verbreitet, und dient zum einen der Infor-

mation der Mitarbeiter/innen, zum anderen ist sie auch Identifikationsmittel. Wird der Be-

legschaft in der Zeitschrift Beachtung und Anerkennung geschenkt, wirkt dies motivierend 

auf die einzelnen Mitarbeiter/innen. Bei größeren Unternehmen mit unterschiedlichen 

Standorten gibt die Mitarbeiterzeitschrift einen Einblick, was an den einzelnen Örtlichkei-

ten passiert. Dadurch sorgt das Magazin für ein Zusammengehörigkeitsgefühl innerhalb 

des Unternehmens. Im Falle einer Krise können durch das Mitarbeitermagazin aktuelle 



26 

 

Informationen vermittelt und verschiedene Facetten aufgezeigt werden (vgl. Deg 2007:137 

f.).   

 

4.2.1.2. Elektronische Medien 

Mithilfe elektronischer Medien können Informationen umfassend, detailliert, kostengünstig 

und beinahe in Echtzeit vermittelt werden. Hinzu kommt, dass elektronische Medien die 

Möglichkeit bieten, unternehmensweit und ort-, zeit- und hierarchieunabhängig mit den 

Mitarbeiter/inne/n in Dialog zu treten. Besonders geeignet sind elektronische Medien als 

Arbeitshilfe, für den Wissenstransfer, den betriebsinternen Dialog und zur Verbreitung von 

aktuellen Informationen. Zu beachten ist jedoch, dass die meisten elektronischen Instru-

mente nicht allen Mitarbeiter/inne/n in gleichen Maßen zugänglich sind und überwiegend 

aus „Pull“-Informationen bestehen (vgl. Grupe 2011: 203).  

 

In der Folge soll eine Auswahl an Instrumenten dargestellt werden, die zu den elektroni-

schen Instrumenten der internen Kommunikation zählen.  

 

Telefonkonferenzen 

Telefonkonferenzen gewannen in den vergangen Jahren zunehmend an Beliebtheit. Vor 

allem Unternehmen, die an mehreren Standorten tätig sind, nutzen diese Form der internen 

Kommunikation. Ein wesentlicher Vorteil liegt in der Ersparnis von Zeit und Reisekosten. 

Da Telefonkonferenzen auch spontan einberufen werden können, eigenen sie sich beson-

ders gut für Abstimmungsprozesse, die das Alltagsgeschehen betreffen. Ein Nachteil dieser 

Kommunikationsform ist, dass sich die Sprecher/innen, bevor sie etwas sagen, vorstellen 

müssen. Auch eine Unterstützung durch visuelle Vorlagen ist häufig nötig. Telefonkonfe-

renzen verlangen somit nach einer sorgfältigen Moderation und Vorbereitung (vgl. Mast 

2006: 199).  

 

Videokonferenzen 

Die Durchführung von Videokonferenzen wurde in den vergangenen Jahren immer kos-

tengünstiger und leichter zu realisieren. Der Vorteil liegt – wie auch bei der Telefonkonfe-

renz – darin, dass Meetings in kleinen Gruppen mit Teilenehmer/inne/n rund um den Glo-

bus ohne Reisezeiten und -kosten möglich sind. Dadurch kann eine rasche Entscheidungs-

findung erfolgen (vgl. ebd.: 200).  
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Intranet 

Über das Intranet – ein firmeninternes Netzwerk – können sämtliche Informationen für die 

Mitarbeiter/innen eines Unternehmens bereitgestellt werden, von Pressemeldungen über 

Telefonlisten bis hin zum Speiseplan der Betriebskantine. Das Intranet kann auch als Wis-

sensdatenbank, über die sämtliche Informationen aus verschiedenen Unternehmensberei-

chen bereitgestellt werden, genutzt werden (vgl. Deg 2007: 137). Beim Intranet handelt es 

sich um eine einheitliche Plattform für die gesamte Organisation. Aufgrund der Leistungs-

vielfalt kann sie an die Bedürfnisse des Unternehmens angepasst werden. Nachteile beste-

hen darin, dass Inhalte oft schwer auffindbar sind, die Informationen oft nicht online-

gerecht aufbereitet wurden und die Benutzerfreundlichkeit häufig Verbesserungspotential 

zulässt (vgl. Mast 2006: 204).  

 

E-Mail 

Die elektronische Post hat in den vergangenen Jahren zunehmend Briefe, Faxe und Boten-

gänge abgelöst. Nicht zu unterschätzende Vorteile dieser Kommunikationsform liegen in 

der schnellen, gleichzeitigen Erreichbarkeit mehrerer Empfänger/innen und in der raschen 

Antwortmöglichkeit. Auch der Kostenfaktor stellt einen großen Vorteil dar, denn in der 

Regel fallen beim E-Mailverkehr nur geringe Kosten an. E-Mails gelten aufgrund ihrer 

schnellen Durchführbarkeit als Sofortmedium. Ein Nachteil, den dieses Kommunikations-

form ausweist, ist, dass umfangreiche Texte als Anlage verschickt werden müssen. Vor 

allem für das Versenden von Unterlagen, die eine Unterschrift erfordern, sind E-Mails we-

niger geeignet. Hinzu kommt, dass die Kommunikationskultur in E-Mails oft Mängel auf-

weist, so tätigen Mitarbeiter/innen in E-Mails oft Äußerungen, die sie im persönlichen Ge-

spräch meist nicht wagen würden (vgl. ebd.: 203 f.).  

 

4.2.1.3. Persönliche Kommunikation 

Das Instrument der persönlichen Kommunikation wird vorwiegend dazu eingesetzt, um 

Überzeugungsarbeit zu leisten sowie zur Motivation und Mobilisierung von Mitarbei-

ter/inne/n – vor allem wenn Emotionen im Spiel sind. Die Qualität und der Erfolg der per-

sönlichen Kommunikation sind von der Glaubwürdigkeit, der Kommunikationsfähigkeit 

und der sozialen Kompetenz der Kommunikatoren abhängig. Das persönliche Gespräch 

bietet den Vorteil, dass auch sensible Themen angesprochen werden können. Außerdem 

können Sachverhalte vermittelt werden, die einer Erklärung bedürfen. Im Dialog können 
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auch Probleme angesprochen und gelöst werden. Im Zuge einer persönlichen Kommunika-

tion kann Vertrauen hergestellt, das Wir-Gefühl gestärkt und Zweifel aus dem Weg ge-

räumt werden. Auf diese Weise werden Verbindungen untereinander geschaffen und die 

Verbundenheit mit dem Unternehmen wird gestärkt. In der Praxis werden Instrumente der 

persönlichen Kommunikation durch Print-Medien und Informationen, die im Intranet ver-

öffentlicht werden, ergänzt. Auf diese Weise entsteht eine wechselseitige Verstärkung (vgl. 

Grupe 2011: 203 f.).   

 

Veranstaltungen 

Zu den Instrumenten der persönlichen Kommunikation zählen beispielswiese Veranstal-

tungen. Darunter fallen unter anderem Weihnachtsfeiern und Jubiläen. Diese bieten Vorge-

setzten die ideale Gelegenheit, um mit Mitarbeiter/inne/n in Kontakt zu treten und ein of-

fenes Gespräch zu suchen. Dadurch wird der Eindruck vermittelt, dass die Wünsche und 

Anliegen der Belegschaft ernst genommen werden (vgl. Deg 2007: 139).  

 

Informationsbesprechungen 

Dabei handelt es sich um Besprechungen, die regelmäßig, meist an einem bestimmten Wo-

chentag stattfinden. Sie dienen dazu, Informationen der Abteilungsleitung an alle Mitarbei-

ter/innen einer Abteilung weiterzugeben. Im Fokus stehen unter anderem der Erfahrungs-

austausch und die Sorgen und Probleme der Mitarbeiter/innen. Diskutiert werden abtei-

lungs- bzw. themenspezifische Themen und auch die Verteilung von Aufgaben steht bei 

Informationsbesprechungen im Mittelpunkt. Der Nachteil dieser Kommunikationsform 

besteht darin, dass sie sehr zeit- und daher in weiterer Folge auch kostenintensiv ist, da 

derartige Besprechungen auf Kosten der Arbeitszeit stattfinden und oft auch eine Anreise 

der Mitarbeiter/innen erfordern (vgl. Mast 2006: 192).  

 

Workshops und Seminare 

Workshops und interne Seminare gewinnen zunehmend an Beliebtheit. Sie verlangen eine 

sorgfältige Planung und eine professionelle Durchführung. Diese Kommunikationsformen 

werden eingesetzt, um interaktiv mit einer bestimmten Zahl an Mitarbeiter/inne/n ein Prob-

lem zu besprechen, einen Konsens zu finden oder um Wissen weiterzugeben. Empfeh-

lenswert ist, einen externen Moderator bzw. eine externe Moderatorin hinzuzuziehen, denn 

dadurch werden interne Überlegungen durch einen Blick von außen auf die Organisation 
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ergänzt und neue Sichtweisen können erschlossen werden. Die Ergebnisse sind sehr stark 

abhängig von der Motivation und Qualifikation der Teilnehmer/innen (vgl. ebd.: 195).  

 

Organisierte Essen 

Bei dieser Kommunikationsform kommen Vorgesetzte mit ausgewählten Mitarbeiter/innen 

zum Essen zusammen. Auf diese Weise signalisieren die Vorgesetzten, dass sie ein offenes 

Ohr für die Anliegen ihrer Mitarbeiter/innen haben und sie erfahren informell Neuigkeiten 

und bekommen Informationen zur Stimmungslage in ihrem Bereich. Für die Mitarbei-

ter/innen bietet sich die Gelegenheit, Ideen, Meinungen und Wünsche auszusprechen. Ein 

Nachteil, den dieses Instrument der internen Kommunikation mit sich bringt, ist die 

Schwierigkeit der Auswahl der Mitarbeiter/innen. Diese muss auch gegenüber der Beleg-

schaft begründet werden können, damit sich niemand ausgeschlossen bzw. diskriminiert 

fühlt. Hinzu kommt auch noch, dass ein gemeinsames Mittagessen mit dem/der Vorgesetz-

ten manchen Mitarbeiter/inne/n unangenehm sein kann (vgl. ebd.: 197).  

 

4.2.2. Informationskaskade 

Informationen können auf zwei Arten weitergegeben werden: Entweder alle Mitarbei-

ter/innen werden auf einmal mit denselben Informationen ausgestattet, beispielsweise über 

Rundmail oder die Mitarbeiterzeitung, oder die Informationsweitergabe erfolgt im 

Schnellballsystem, zum Beispiel hierarchisch vom Chef bzw. der Chefin über die Abtei-

lungsleiter/innen zu den Mitarbeiter/innen. Diese Art der Informationsweitergabe eignet 

sich besonders gut, um die Mitarbeiter/innen über neue Verfahren und Strukturen zu in-

formieren. Welches Mittel der internen Kommunikation letztendlich angewendet wird, 

muss im Einzelfall entschieden werden. Wichtig ist jedoch eine offene Kommunikation, 

die auch vor unschönen und kritischen Informationen nicht Halt macht (vgl. Deg 2007: 140).   

 

Da in der vorliegenden Arbeit auch die Krisenkommunikation des Bundesministeriums für 

Inneres in den Fokus gefasst wird, widmet sich das folgende Kapitel der Krisenkommuni-

kation im Allgemeinen.  
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4.3. Krisenkommunikation 

Bentele und Hoepfner (2008: 602) nehmen eine Abgrenzung zwischen Krisenmanagement 

und Risikomanagement vor: Krisenmanagement wird während einer Krise durchgeführt, 

die Vorbereitung auf Krisensituationen hingegen, nennt man Risikomanagement. Risiko- 

bzw. Krisenmanagement mittels kommunikativer Mittel ist ein Teil der Risikokommunika-

tion. Unter Risikomanagement versteht man unter anderem die bewusste Entwicklung kri-

senadäquater Strategien, die meist in Krisenplänen verfasst werden. Diese enthalten Zeit- 

und Handlungsabläufe, Verantwortlichkeiten, Anlaufstellen, Adressen, Kontakte usw. Um 

diese Krisenpläne in Notfällen problemlos in die Praxis umsetzen zu können, werden sie 

anhand von Planspielen geübt.  

 

Zu einer guten Risikokommunikation gehört beispielsweise das Verfassen von Presse-

aussendungen, das Erstellen von Ghost-Sites für Homepages, die Inbetriebnahme eines 

Call-Centers und das Training der Call-Center-Mitarbeiter/innen, die in Krisenfällen als 

Ansprechpartner für die Öffentlichkeit fungieren. Organisationen sollten stets versuchen, 

die Handlungs- und Kommunikationshoheit beizubehalten, was oft nicht leicht ist, da un-

terschiedliche Akteure, die nicht kontrollierbar sind, an der öffentlichen Kommunikation 

teilhaben. Um in Krisenfällen schnell und effizient handeln zu können, sind sogenannte 

Frühwarnsysteme von zentraler Bedeutung. Diese tragen maßgeblich dazu bei, problemati-

sche Entwicklungen frühzeitig erkennen und richtig einschätzen zu können. Dadurch kön-

nen Krisen gemindert oder auch ganz vermieden werden (vgl. ebd.).  

 

Wichtige Erfolgsfaktoren für Risiko- bzw. Krisenkommunikation sind Glaubwürdigkeit 

und Vertrauen, das vor der Krise bei den Medien und anderen Akteuren durch dialogierte 

Kommunikationen aufgebaut wird. In Krisenfällen ist es für Organisationen nicht nur 

wichtig, den direkten Kontakt zur Öffentlichkeit zu suchen, auch der umfassenden, kon-

stanten und offenen Information über organisationsinterne Vorgänge kommt eine zentrale 

Bedeutung zu. Eine sachliche, umfassende, ruhige und verständliche Kommunikation ist 

angesichts des große Informationsinteresses der Medien und der Öffentlichkeit unverzicht-

bar. Kommunikationsbeauftragte sollten daher im Zuge des Risikomanagements geschult 

werden. Die Medien und die Öffentlichkeit sollte in Krisenfällen auch immer über die 

Fortschritte bei der Krisenbewältigung informiert werden. Werden negative Entwicklungen 

erst dann zugegeben, wenn sie aufgrund von Beweislagen nicht mehr geleugnet werden 
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können, so zieht dies Vertrauensverluste nach sich. Eine Kommunikationsstrategie kann 

auch darin bestehen, die Öffentlichkeit über alle möglichen Risiken zu informieren und 

schrittweise jene Gefahren auszuschließen, die im Verlauf der Krise tatsächlich ausge-

schlossen werden können. Dadurch kann nicht der Vorwurf entstehen, Risiken beschönigt 

oder verharmlost zu haben. Die meisten Krisen klingen nach eine gewissen Zeit ab bzw. 

das Interesse der Öffentlichkeit lässt nach. Zu diesem Zeitpunkt beginnt für die Organisati-

on die Nachbearbeitung der Krise. Es werden Ursachen und Abläufe analysiert, um Kri-

senursachen künftig zu minimieren und Instrumente der Krisenbewältigung zu verbessern. 

Wichtig ist auch, die Medienkontakte, die man während der Krise aufgebaut hat, weiterhin 

zu nutzen, um mit den Medienvertreter/inne/n gemeinsam die Krise nachzubearbeiten (vgl. 

ebd.). 

 

4.3.1. Krisenkommunikation vor dem Hintergrund aktueller Kom-

munikationstrends  

Martina Vieli und Daniel Jörg (2013 [online]) von der Farner Consulting AG Zürich postu-

lieren im Zuge ihres Impulsvortrages beim Krisenkommunikationsgipfel, der im Juni 2013 

in St. Gallen stattfand, fünf aktuelle Kommunikationstrends, die Öffentlichkeitsarbei-

ter/innen bei der Krisenkommunikation berücksichtigen sollten. 

 

1. Kommunikation wird visueller 

Während noch vor zwanzig Jahren Bilder von Katastrophen und Krisen fast ausschließlich 

über Printmedien und TV verbreitet wurden, bedient man sich heute zunehmend der Mög-

lichkeiten, die das Internet bietet. Bilder von Hurrikans, Überschwemmungen, Attentaten 

etc. finden heute über das Internet eine rasend schnelle Verbreitung. Angesichts dieser 

Entwicklung empfehlen Vieli und Jörg Unternehmen, in eine Multimedia- und Videostra-

tegie zu investieren. Sprecher/innen sollten sich in Krisenzeiten vor die eigene Kamera 

stellen, und auf diese Weise Empathie und Verantwortungsbewusstsein ausdrücken. 

Dadurch kann einerseits Fehlinformationen rasch entgegengesteuert und andererseits die 

Berichterstattung von der ersten Minute an mitgestaltet werden (vgl. ebd.).   

 

2. Social & Sharing als Motor des Mediensystems  

Immer mehr Internetnutzer/innen nutzen Social Networks. Auch Krisenfälle werden auf 

derartigen Plattformen immer häufiger diskutiert. Ein Beispiel dafür ist die Hochwasserka-
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tastrophe im Juni 2013. Auf der Internet-Plattform Facebook wurde die Infoseite Hoch-

wasser 2013 gebildet. 124.750 Internetnutzer/innen gaben der Seite ein „Gefällt mir“ und 

wurden auf diese Weise beinahe in Echtzeit über die aktuellen Entwicklungen in den Kri-

senregionen informiert. Viele Internetnutzer/innen stellten Fotos online, die das Ausmaß 

der Katastrophe veranschaulichten. Auch in Deutschland bedienten sich die Menschen 

Kommunikationsmitteln, die es bei der letzten großen Hochwasserkatastrophe noch nicht 

gab. Auch viele Freiwillige verabredeten sich mittels sozialer Netzwerke, um zu helfen. 

Diese Art der Kommunikation zieht jedoch nicht nur positive Effekte nach sich. Die Ver-

breitung von Gerüchten und Falschmeldungen ist die Kehrseite der Medaille (vgl. Becker/ 

Friedmann/ Kistner/ Schindler 2013: 30 f.).  

 

Krisenkommunikation findet zunehmend über soziale Netzwerke statt. Diesen Aspekt soll-

ten Öffentlichkeitsarbeiter/innen keinesfalls auf die leichte Schulter nehmen, denn die In-

ternetnutzer/innen schenken dem was Freunde schreiben, mehr Vertrauen als jedem ande-

ren Absender. Vieli und Jörg empfehlen daher, Meinungsmacher im Netz bereits in friedli-

chen Zeiten zu identifizieren und eine Beziehung zu ihnen aufzubauen, damit man sie in 

Krisenfällen rechtzeitig in die Kommunikation einbinden kann (vgl. Jörg/ Vieli 2013 [onli-

ne]). 

 

3. Die Realtime & Always On Medienlandschaft 

Der Verlauf einer Krise wird von den ersten Minuten der Krise bestimmt. Nachrichten ent-

stehen heute im Web 2.0. Informationen werden über Plattformen wie Twitter oder Face-

book ungefiltert, ungeprüft und in Sekundenschnelle in der ganzen Welt verbreitet. Dies 

führt dazu, dass sowohl Journalist/innen als auch die Bevölkerung innerhalb weniger Stun-

den Millionen von Kurzmeldungen gegenüberstehen. Die Herausforderung, die sich hier-

bei sowohl Medientreibenden als auch Öffentlichkeitsarbeiter/innen stellt, ist, Ordnung in 

das Chaos zu bringen. Für Unternehmen und Organisationen ist daher eine schnelle und 

proaktive Kommunikation von essentieller Bedeutung. Dazu müssen entsprechende Res-

sourcen und Handlungsszenarien bereitstehen. Eine proaktive Öffentlichkeitsarbeit in Kri-

senzeiten erfordert aber auch kurze interne Entscheidungswege. Außerdem muss eine stän-

dige Erreichbarkeit von Entscheidungsprägern und PR-Verantwortlichen gegeben sein und 

Videobotschaften müssen rasch und unkompliziert aufgenommen werden können (vgl. 

ebd.). 
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4. Konvergenz von Devices, Divergenz von Kanälen     

Die Konvergenz von Devices und die Divergenz unterschiedlicher Kanäle führen dazu, 

dass Konversationen auf sehr vielen unterschiedlichen Kanälen stattfinden. Eine logische 

Konsequenz daraus ist, dass sich auch Live-Eindrücke von Krisenschauplätzen im Social 

Web rasend schnell ausbreiten. Für Öffentlichkeitsarbeiter/innen ist es jedoch von großer 

Relevanz, zu wissen, wo über das Unternehmen oder die Organisation gesprochen wird, 

wer die Akteure sind und wie die Dynamiken in den unterschiedlichen Kommunikations-

kanälen funktionieren. Daher ist es wichtig, dass Unternehmen präsent sind und proaktiv 

Vertrauensbeziehungen zu den Akteuren aufbauen. Die große Herausforderung, der Kri-

senmanager gegenüberstehen, ist also, Social Media-Kontexte in Krisenfällen schnell ein-

zuordnen und so rasch wie möglich im selben Kanal zu reagieren, wo ein Thema zuerst 

diskutiert wird (vgl. ebd.). 

 

5. Transparenz  

Durch das große Netzwerk von Meinungsbildnern im Internet stehen Öffentlichkeitsarbei-

ter/innen heute mehr denn je unter dem Druck, ehrlich und transparent zu kommunizieren 

(vgl. ebd.). 

 

In den meisten Behörden und Organisationen erfolgt Krisenkommunikation nicht innerhalb 

der Linienorganisation, sondern es wird oftmals ein Krisenstab eingerichtet. Daher soll in 

der Folge der Krisenstab im Allgemeinen und die Kommunikation im Krisenstab näher 

betrachtet werden.  

 

4.3.2. Krisenstab  

4.3.2.1. Begriffsdefinition 

Unter Stabsarbeit versteht man ein  

„standardisiertes Zusammenwirken einer arbeitsteilig organisierten und als Stab 

bezeichneten Personengruppe zum Zweck der Unterstützung und Beratung des 

Einsatzleiters bei der Erledigung der Führungsaufgaben“ (Bundesministerium für 

Inneres 2007: 36).  

 

Die Mitglieder eines Stabes müssen folgende Aufgaben erfüllen:  

 Handhabung von Führungsmitteln, um die zum Führen erforderlichen Informatio-

nen gewinnen, erfassen, darstellen, verarbeiten und übermitteln zu können;  

 Erfassen der Lage und deren ständige Aktualisierung; 
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 Entscheidungsvorschläge für den Einsatzleiter erarbeiten; 

 Entscheidungen des Einsatzleiters umsetzen; 

(Bundesministerium für Inneres 2007: 37).  

 

4.3.2.2. Kommunikation im Krisenstab 

Horn und Strohschneider (2005: 107 ff.) schreiben der Kommunikation im Krisenstab vier 

Funktionen zu:  

1. Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses hinsichtlich der Krisendimensionen. 

Dies betrifft vor allem die folgenden Punkte:  

 Definition des Ist-Zustandes 

 Welche Aspekte sind von der Krise betroffen? 

 Welchen Regeln gehorcht die Krise (z.B. Feuerausbreitung) und welche 

Vorschriften sind zu beachten? 

 Erwartungshorizont (In welche Richtung entwickelt sich die Krise, welche 

Gefahren sind damit verbunden?) 

 Ziele und Schwerpunkte der Krisenbekämpfung 

 

Das gemeinsame Verständnis dieser fünf Punkte wird meist bereits im Zuge der ersten 

Krisenstabssitzung aufgebaut. Sowohl die Lagedarstellung als auch die Beschreibung 

interner und externer Auswirkungen erfolgt oft mittels vorbereiteter Tafeln und Check-

listen.  

 

2. Informationsaustauschprozesse: Zu Beginn der Stabsarbeit ist die Entwicklung eines 

gemeinsamen Krisenverständnisses eine große kommunikative Herausforderung. 

Stimmt das krisenunspezifische Hintergrundwissen der Stabsmitglieder überein, fällt die 

Entwicklung dieses Verständnisses umso leichter. Dieses Hintergrundwissen kann in 

drei Modelle unterteilt werden:  

 Equipment-Modell: Wissen über Ausrüstung und Technologie der operativen 

Kräfte; 

 Interaktionsmodell: Wissen über Rollen und Verantwortlichkeiten im Stab, so-

wie über verschiedene Kommunikationskanäle und Abhängigkeiten; 

 Menschenmodell: Wissen über die Stärken und Schwächen der Stabsmitglieder; 
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Bei neuen und unerfahrenen Mitgliedern bzw. neu zusammengesetzten Stäben muss der 

Informationsstand abgeglichen werden. Erst dann können weitere, entscheidungsorien-

tierte Austauschprozesse erfolgen. Diese sind zum Beispiel der Austausch von Sachin-

formationen, Entscheidungsvorbereitung, Diskussion von Entscheidungsalternativen, 

gegenseitige Verständigung über Wissensdefizite sowie die Diskussion über die Ursa-

chen, die Gefahren und die Weiterentwicklung von Krisen. Meist erfolgt in der ersten 

Sitzung des Krisenstabs neben der Lageerfassung auch eine Aufgabenverteilung.  

 

3. Individuelle Besonderheiten: Vor allem bei physischer Beeinträchtigung, Bedrohungs-

gefühlen sowie Informations- oder Arbeitsüberlastung muss auch die eigene Befind-

lichkeit im Krisenstab kommuniziert werden. Individuelle Befindlichkeiten müssen vor 

allem dann zum Thema gemacht werden, wenn ein Mitglied des Stabes nicht mehr ar-

beits- oder entscheidungsfähig, überlastet ist oder von anderen Sorgen beeinträchtigt 

wird. 

 

4. Prozesssteuerung: Diese Funktion der Kommunikation unterstützt folgende Anforde-

rungen:  

 Steuerung von unterschiedlichen Phasen des Krisenmanagements (Entwicklung 

eines gemeinsamen Krisenverständnisses, Beurteilung der Lage, Bildung von 

Schwerpunkten, Vorbereitung von Entscheidungen etc.); 

 Steuerung konkreter Kommunikation (z.B. Einhaltung bestimmter Gesprächsre-

geln, Beachtung von Redezeitbegrenzungen etc.); 

 Flexible Steuerung der Organisationsstruktur abhängig von der Lageentwick-

lung;  

  

Kommunikationsprobleme 

Im Zuge der Kommunikation im Krisenstab kommt es immer wieder zu Kommunikations-

problemen. Horn und Strohschneider (2005: 111 ff.) unterscheiden folgende Problemfelder:  

 Unklarheiten bzw. Missverständnisse: Diese entstehen meist aufgrund der Verwen-

dung unterschiedlicher Terminologie der Mitglieder des Krisenstabs oder auch auf-

grund unklarer oder missverständlich formulierter Anweisungen.  

 Formfehler bzw. Interaktionsfehler: Im Laufe der Arbeitsphasen kommt es immer 

wieder zu Debatten, die kreuz und quer über den Tisch hinweg geführt werden. 
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Dies führt oft zu Hör- und Verständnisfehlern und zu einem Verlust an Kohärenz. 

Ein weiterer Formfehler ist beispielswiese auch die unklare Unterscheidung zwi-

schen einer Überlegung und einer Anweisung.  

 Psychologische Kommunikationsfehler: Diese treten auf, wenn einzelne Mitglieder 

eines Krisenstabes Nebenziele verfolgen, die nicht unmittelbar mit der Bekämpfung 

der Krise zu tun haben. Die Ursache liegt meist darin, dass sich diese Personen 

durch die Krise bzw. durch die Maßnahmen zur Bewältigung dieser als Mensch o-

der als Vertreter/in einer bestimmten Gruppe oder Abteilung bedroht fühlen. Zu 

den psychologischen Kommunikationsfehlern gehören beispielsweise die Vermi-

schung von Sach- und Beziehungsaussagen, das Unterdrücken von Bedenken und 

Kritik oder Kompetenzgerangel.  

 

Wie oft Kommunikationsfehler auftreten, hängt von unterschiedlichen Faktoren ab. Dazu 

zählen zum Beispiel der Verlauf der Krise, die Professionalität und Erfahrung der einzel-

nen Stabsmitglieder, das Vorhandensein und die Bekanntheit von Kommunikationsregeln 

und Arbeitsstrukturen etc. (vgl. ebd.: 113). 

 

Im folgenden Kapitel sollen Strategie angeführt werden, wodurch die Kommunikation im 

Krisenstab verbessert bzw. Kommunikationsfehler vermieden werden können.  

 

Strategien zur Vermeidung von Kommunikationsfehlern 

Jede Krise bringt unterschiedliche Herausforderungen und daher auch nicht planbare, au-

ßergewöhnliche Kommunikationsanforderungen mit sich. Überlegungen zur Verbesserung 

der Krisenkommunikation müssen daher sowohl präventiv als auch während der Krise er-

folgen.   

 

Maßnahmen vor der Krise 

Schwammige Aufgabenzuordnungen und unklare hierarchische Strukturen und Aufbauor-

ganisationen führen oft zu Kommunikationsfehlern. Eine wichtige Maßnahme zur Vermei-

dung von Kommunikationsfehlern sind daher starre Ablauf- und Organisationsstrukturen. 

Neben klaren Funktions- und Rollendifferenzierungen sollte auch die Rolle des Einsatzlei-

ters exakt definiert sein. Weiters ist es durchaus sinnvoll, die Rolle des Stabschefs von der 
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des Moderators zu trennen, da der Stabschef hauptsächlich die vereinbarten Organisations- 

und Arbeitsprinzipien überwacht und damit Prozessverlusten entgegensteuert.  

 

Außerdem sollten bereits im Vorfeld von Krisen Maßnahmen getroffen werden, um Stö-

rungen und Unterbrechungen von außen bei der Stabsarbeit zu vermeiden. Eine räumliche 

Anordnung nachgeordneter Einrichtungen wie beispielsweise Sekretariat, Pressezentrum, 

Bürgertelefon etc. ist daher ein wichtiger Schritt. Während man die Krise selbst zwar nicht 

planen kann, sollten kritische Rahmenbedingungen, die jede Krisensituation mit sich bringt 

(z.B. Zeitdruck, Intransparenz und Unbestimmtheit) bei der Vorbereitung von Kommuni-

kationsmaßnahmen beachtet werden. Je höher beispielsweise der Zeitdruck ist, umso wich-

tiger ist es, dass die Stabsmitglieder Kommunikationsmuster beherrschen. Auch eine ein-

heitliche Terminologie kann vorab trainiert werden. Ebenfalls kann die Visualisierung von 

Informationen unterstützend wirken. Daher ist es wichtig, dass die notwendige technische 

Infrastruktur zur Verfügung steht. Checklisten und eingeübte Routinemaßnahmen können 

auch zur Erleichterung der Kommunikation im Ernstfall beitragen. Die Größe des Krisen-

stabes hängt zwar weitgehend vom Gefährdungspotential und der Komplexität der Lage 

ab, kann aber dennoch in die Vorbereitungsmaßnahmen einfließen. Grundsätzlich gilt: So 

viele Mitglieder wie nötig, aber so wenige wie möglich in die Stabsarbeit einbeziehen, 

denn je größer die Anzahl der Stabsmitglieder ist, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, 

dass kommunikative Fehler auftreten. Regelmäßige Stabstrainings sind nicht nur wichtig 

für den Trainingseffekt, durch den Abgleich von Theorie und Praxis können auch 

Schwachstellen entdeckt und verbessert werden (vgl. Horn/ Strohschneider 2005: 114 ff.).  

 

Maßnahmen während der Krise 

Krisensituationen bringen oft Gegebenheiten mit sich, die nicht vorausgeplant werden 

können und die Kommunikation beeinflussen. So spielt beispielsweise der physische und 

psychische Zustand der Stabsmitglieder eine zentrale Rolle. Die Befindlichkeiten reichen 

von Hunger über Müdigkeit bis hin zur Angst vor dem Karriereknick.  

Ein wichtiger Aspekt ist auch die Gruppendynamik. Kompetenzstreitigkeiten oder die 

Ausgrenzung von Andersdenkenden sind negative Nebenwirkungen von Gruppenarbeiten. 

Zur Vermeidung derartiger Phänomene müssen zum einen Struktur- und Prozessorganisa-

tionen klar definiert werden, zum anderen Gesprächsregeln bei jeder Besprechung berück-

sichtigt werden. Dazu zählen beispielsweise Unterbrechungsverbote, Redezeitbegrenzun-
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gen, Verbot von Kreuz- und Quer-Diskussionen, Verbot von schnippischen Äußerungen, 

Bestätigen von Informationen durch Wiederholung, Verbot von Abschweifungen etc.  

 

Die Verantwortung für die Aufrechterhaltung sachlicher Kommunikationsformen obliegt 

dem Stabschef. Seine Aufgabe ist es unter anderem, regelmäßige Lagebesprechungen ein-

zuberufen, auf kommunikative Entgleisungen hinzuwiesen und an Kommunikationsregeln 

zu erinnern und diese auch durchzusetzen. Der Stabschef muss aber auch auf die Stabsmit-

glieder eingehen und darauf achten, wer überlastet bzw. übermüdet ist und für eine Ablöse 

sorgen. Eine zentrale Maßnahme zur Vermeidung von Kommunikationsfehlern ist daher 

die Errichtung einer sogenannten Stabskultur, die mit Schwächen einzelner Mitglieder 

konstruktiv umgehen kann (vgl. ebd.: 116 ff.).   

 

5. Öffentlichkeitsarbeit in Behörden 

5.1. Gesetzliche Grundlage  

Dem Bundesministeriengesetz von 1986 zufolge obliegt es dem Bundeskanzleramt, die 

Öffentlichkeit über die Arbeit der Bundesregierung zu informieren. Auch der Pressedienst 

– ausgenommen der Angelegenheiten der Presseattachés – und der Verbindungsdienst zu 

den allgemeinen Informationsmitteln Presse, Hörfunk und Fernsehen sowie die audiovisu-

elle Berichterstattung gehört laut den gesetzlichen Bestimmungen zum Aufgabenbereich 

des Bundeskanzleramts (vgl. Bundeskanzleramt, Rechtsinformationssystem [online]).  

 

Die Maßnahmen zur Öffentlichkeitsarbeit sind im Bundeskanzleramt in die Sektion VII 

(Bundespressedienst) eingegliedert. Dem Bundespressedienst obliegen folgende Aufga-

benbereiche:  

 Pressetätigkeiten für den Bundeskanzler und den Bundesminister; 

 Erstellung von Publikationen des Bundeskanzleramtes, Presseaussendungen und 

periodischen Informationen; 

 Beobachtung der Medien und Dokumentation;  

 Organisation von Presseveranstaltungen, Betreuung von Journalist/inn/en und Aus-

stellen von Akkreditierungen;  

 Corporate Identity des Ressorts, Bildredaktion und Archiv für Druckwerke; 

 Informationsinitiativen der Bundesregierung;  
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 Rechts- und Budgetangelegenheiten für sämtliche Informationsmaßnahmen ein-

schließlich dem Vergabewesen;  

 Bürgerservice;   

 Betreuung des Europa- und Servicetelefons des Bundeskanzlers;  

 Servicezentrum HELP.gv.at (Information über Angelegenheiten, die E-

Gouvernement, Online-Anwendungen und die Registrierung von Bürgerkarten be-

treffen); 

 Koordination sowie redaktionelle Angelegenheiten des Internets und Intranets des 

Bundeskanzleramtes;  

 Koordination der Bundesministerien in gemeinsamen Bereichen der Öffentlich-

keitsarbeit;  

(vgl. Bundeskanzleramt [online]) 

 

Die Öffentlichkeit über den Ressortbereich zu informieren, sowie der Verkehr mit der 

Presse, dem Hörfunk und dem Fernsehen, fallen in den Zuständigkeitsbereich des jeweili-

gen Bundesministeriums. Nähere Erläuterungen, wie die Öffentlichkeitsarbeit des Bunde-

kanzleramtes und der jeweiligen Ministerien zu erfolgen hat, sind im Bundesministerien-

gesetz nicht enthalten (vgl. Bundeskanzleramt, Rechtsinformationssystem [online]). 

 

5.1.1. Staatliche Informations- und Werbemaßnahmen 

Der Rechnungshof veröffentlichte in seinem Tätigkeitsbericht vom Jahr 2004 eine Richtli-

nie für staatliche Informations- und Werbemaßnamen. Seiner Ansicht nach sind unter Öf-

fentlichkeitsarbeit  

„die vielfältigen Formen einer nach außen gerichteten Information und damit auch 

werbende Tätigkeiten zu verstehen. Ein wichtiger Teil der Öffentlichkeitsarbeit bzw. 

von Werbemaßnahme ist auch die systematische Erforschung von Meinungen.“ (Der 

Rechnungshof 2005: 31 [online]).  

 

Da es immer wieder zu Debatten und parlamentarischen Anfragen kommt, in denen die 

Frage aufgeworfen wird, inwieweit – aus Haushaltsmitteln bezahlte – Informations- und 

Werbemaßnahmen der Bundesregierung und der Ministerien zulässig sind, empfiehlt der 

Rechnungshof die Grundsätze für Informations- und Werbemaßnahmen festzuschreiben. 

Folgende Überlegungen sollten bei der Erarbeitung genereller Regelungen einbezogen 

werden (vgl. ebd.):  
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1. Öffentlichkeitsarbeit bzw. Informations- und Werbemaßnahmen können aus Haus-

haltsmitteln finanziert werden, allerdings müssen Grundsätze der Sparsamkeit, 

Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit eingehalten werden.  

2. Die Öffentlichkeitsarbeit bzw. die Informations- und Werbemaßnahmen müssen 

unmittelbar auf vergangene, gegenwärtige oder zukünftige Tätigkeiten der Bundes-

regierung bzw. des jeweiligen Ministeriums Bezug nehmen.   

3. Die Bundesregierung bzw. das jeweilige Ministerium muss bei sämtlichen Formen 

der Öffentlichkeitsarbeit als Bundesregierung bzw. Ministerium in Erscheinung tre-

ten.  

4. Auch in der Vorwahlzeit darf die Öffentlichkeitsarbeit bzw. dürfen die Informa-

tions- und Werbemaßnahmen, die aus Haushaltsmitteln bezahlt werden, fortgesetzt 

werden. Sie dürfen jedoch nicht auf parteipolitische Wahlwerbung abzielen.  

5. Tritt der Sachinhalt deutlich hinter die werbende Form, sind die Grenzen zwischen 

der zulässigen und unzulässigen Finanzierung von Öffentlichkeitsarbeit von Infor-

mations- und Werbemaßnahmen erreicht.  

6. Die Bürger/innen sollten nicht den Eindruck haben, die Öffentlichkeitsarbeit bzw. 

die Informations- und Werbemaßnahmen zielen auf eine werbende Einflussnahme 

zu Gunsten einer politischen Partei ab.  

7. Umfragen, die im Zuge der Öffentlichkeitsarbeit bzw. von Informations- und Wer-

bemaßnahmen durchgeführt werden, sollen dazu dienen, die Meinung und den In-

formationsgrad der Bürger/innen über die Arbeit der Bundesregierung bzw. des je-

weiligen Ministeriums zu erforschen.  

 

5.1.2. Medientransparenzgesetz 

Mit 1. Juli 2012 trat das Medienkooperations- und -förderungs-Transparenzgesetz in Kraft. 

Demnach müssen Rechtsträger, die der Kontrolle des Rechnungshofes unterliegen, sämtli-

che Aufwendungen für Werbung und Informationsschaltungen in Fernsehen, Hörfunk, 

Printmedien und Homepages sowie Förderungen an Medieninhaber/innen quartalsweise an 

die Kommunikationsbehörde Austria (KommAustria) melden. Zu den Rechtsträgern zäh-

len Bundesministerien, Landesverwaltungen, Gemeinden mit einer Einwohnerzahl von 

mindestens 10.000, Gemeindeverbände und Unternehmen, an denen der Bund, die Länder 

oder Gemeinden eine Beteiligung von mindestens 50 Prozent innehaben. Die Rundfunk 
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und Telekom Regulierungs-GmbH (RTR-GmbH) erfasst und veröffentlicht die Meldungen 

für die KommAustria auf den Internetseiten der RTR-GmbH (vgl. Rundfunk- und Tele-

komregulierungs-GmbH 2012 [online]).  

 

In der Folge sollen die Aufgaben der Behörden in Bezug auf die Öffentlichkeitsarbeit in 

den Fokus gerückt werden.  

 

5.2. Aufgaben der Öffentlichkeitsarbeit in Behörden 

Altenburg (vgl. 2012: 25) schreibt regierungsamtlicher Öffentlichkeitsarbeit sämtliche fis-

kalischen und nichtfiskalischen Maßnahmen zu, die von einer Organisation ergriffen wer-

den, um Dritten Informationen über ihre Maßnahmen und Vorhaben zur Verfügung zu 

stellen. Ziel ist es, Verständnis und Vertrauen bei der Bevölkerung für konkrete Verwal-

tungseinrichtungen hervorzurufen (vgl. Oberndorfer 2001: 56). Dazu informiert die Öffent-

lichkeitsarbeit über bestimmte Sachprobleme, ermöglicht eine Selbstdarstellung der Be-

hörden und sichert die Zusammenarbeit mit den Medien (vgl. Berka 1989: 93 f.).  

 

Altenburg (2012: 19) betont, dass es sich bei der Öffentlichkeitsarbeit von Regierungsorga-

nisationen nicht um eine bestmögliche Eigendarstellung der Organisation gehen sollte  

„vielmehr sollte der Akteur seiner Pflicht zur amtlichen Informationsvermittlung, 

bezogen auf seine Institutionen, seine Themen und Tätigkeiten nachkommen, um 

der Zielgruppe die Basisinformation zu geben, die sie zur freien Meinungs- und 

Willensbildung benötigt.“ (ebd.: 19) 

 

In dieser Auffassung wird Öffentlichkeitsarbeit nicht als Instrument zur Steigerung des 

Bekanntheitsgrades einer Institution verstanden, sondern als Mittel zur Erfüllung des öf-

fentlichen Informationsbedürfnisses (vgl. ebd.: 19).  

 

Um eine optimale wirkungsorientierte Informationspolitik zu erzielen, muss regierungs-

amtliche Öffentlichkeitsarbeit folgende Leitlinien beachten:  

 Verständnis und Handlungsbewusstsein der Leitungsebene für eine konsolidierte 

Informationspolitik. Die vorgegebenen Kommunikationsrichtlinien sind bei den 

Außenkontakten zu beachten.  

 Alle Informationsmaßnahmen müssen durch eine zentrale Querschnittseinheit – in 

Abstimmung mit der Leitung – gesteuert und optimiert werden. 
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 Die Kommunikationsmaßnahmen von nachgeordneten Einrichtungen müssen eben-

falls koordiniert und optimiert werden. Auf diese Weise kann eine übergeordnete 

Metabotschaft aufgebaut und weiterentwickelt werden, die allen durch die Leitung 

zu verantwortenden Einrichtungen entspricht.  

(vgl. ebd: 29) 

 

Rudolf Feik (vgl. 2007: 312 ff.) schreibt der Öffentlichkeitsarbeit in der Verwaltung auch 

eine Willens- und Bewusstseinsbildungsfunktion in der Bevölkerung zu. Das Aufgaben-

spektrum reicht von der Transparentmachung aktueller und zukünftiger Maßnahmen über 

Akzeptanzförderung für bevorstehende Aktivitäten bis hin zur Einflussnahme auf die öf-

fentliche Meinungsbildung. Obwohl die sogenannte allgemeine Öffentlichkeitsarbeit 

grundsätzlich nicht den Zweck hat, verhaltenssteuernd auf die Bevölkerung einzuwirken 

und sich auf die Darstellung amtlichen Handelns beschränken sollte, nimmt der Staat – 

Feik zufolge – auch durch die allgemeine Öffentlichkeitsarbeit Einfluss auf den gesell-

schaftlichen Bewusstseinsbildungsprozess. Versucht der Staat jedoch darüber hinausge-

hend, innergesellschaftliche Meinungs- und Verhaltensstandards zu beeinflussen, bei-

spielsweise mittels präventiver Intentionen, übt er keine Öffentlichkeitsarbeit mehr aus, 

sondern Aufklärungs-, Empfehlungs- oder Warnungshandlungen hinsichtlich konkreter 

Sachgüter. In derartigen Fällen wird die Informationstätigkeit als Sachaufgabe verstanden, 

denn es geht dabei nicht um Aktivitäten der Behörde, sondern vielmehr um konkrete Len-

kungsmaßnahmen. Zur Achtung der Demokratie muss die Öffentlichkeitsarbeit den Grund-

satz der freien Willensbildung beachten und darf nicht für politische Zielsetzungen und 

Akzeptanz werben. Denn Öffentlichkeitsarbeit ist nur dann unbedenklich, wenn sie nicht 

zu parteipolitischen Zwecken missbraucht wird, sondern über Staatsaktivitäten informiert.  

 

Öffentlichkeitsarbeit in Behörden ist oft auch Medienarbeit, daher soll in der Folge ein 

kurzer Einblick in die Öffentlichkeitsarbeit als Medienarbeit gegeben werden.  
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5.3. Öffentlichkeitsarbeit als Medienarbeit 

Um die Tätigkeiten der Regierung bzw. der Verwaltung darzustellen, greift man auf tradi-

tionelle Massenmedien zurück. Da sie durch ihre Berichterstattung einen maßgeblichen 

Beitrag zur Beeinflussung der Bevölkerung leisten, kommt ihnen eine besondere Bedeu-

tung zu. Aufgabe der Medienarbeit ist es daher, Journalist/inn/en einen fachspezifischen 

Verwaltungsvorgang kurz und unmissverständlich zu verdeutlichen, damit diese den Vor-

gang sachlich korrekt an die Öffentlichkeit übermitteln. Amtlichen Pressestellen kommt 

daher eine Vermittlerfunktion zwischen Verwaltung und Medien bzw. Öffentlichkeit zu. 

Die Europäische Menschenrechtskonvention schreibt den Medien eine zentrale demokrati-

sche Funktion zu, da sie die Öffentlichkeit über Fragen informieren, die von allgemeinem 

Interesse sind. Außerdem weisen sie in ihrer Funktion als sogenannte „Wachhunde“ auf 

Mängel, Fehler oder Rechtswidrigkeiten in der Politik, Gesellschaft und Wirtschaft hin 

(vgl. Feik 2007: 331 ff.).   

 

Obwohl die Medien über eine herausragende Stellung verfügen, besteht ein Spannungsver-

hältnis sowohl zum Staat als auch zum Publikum. Denn Öffentlichkeitsarbeit erfordert eine 

sachliche, umfassende und laufende Information. Die Medien müssen also laufend, recht-

zeitig und unaufgefordert über sämtliche Vorgänge informiert werden. Das klingt simpel, 

aber Politiker/innen und Medienvertreter/innen handeln oft nach Ritualen, in die die Rezi-

pient/en/innen keinen Einblick haben. So wird beispielswiese über bestimmte Themen aus-

führlich berichtet, andere wiederum schaffen es nicht in die Medien. Die Bevölkerung ist 

daher sehr stark von den Spielregeln der Massenmedien abhängig. Dies führt unter ande-

rem dazu, dass sich die Politik zunehmend an den Wirkungsmechanismen der Medien ori-

entiert. Aufgrund des hohen Konkurrenzdrucks in der Medienbranche buhlen die Medien 

um die begrenzte Aufmerksamkeit des Publikums, mit dem Ziel ihre eigene Existenz zu 

sichern. Die mediale Berichterstattung ist daher nicht vorrangig auf Erkenntnisgewinn, 

Meinungsbildung oder andere Zwecke, die dem Gemeinwohl dienen, ausgerichtet, viel-

mehr geht es darum, ständig Neuigkeiten zu verbreiten und Spannung zu erzeugen. So 

werden beispielweise auch parlamentarische Verhandlungen in den Medien zur Show stili-

siert. Die kritische Funktion der Publizität tritt daher zu Gunsten der demonstrativen in den 

Hintergrund und Politik wird zunehmend inszeniert. Pressekonferenzen beispielsweise sind 

ein gutes Mittel der Inszenierung von Politik, von der sowohl Medienvertreter/innen als 

auch politische Akteure profitieren, denn Pressekonferenzen ermöglichen Politiker/inne/n 
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größere Präsenzchancen in den Medien und die Journalist/inn/en bekommen geeignetes 

Bildmaterial für die Berichterstattung. Presskonferenzen dienen somit nicht nur der Sach-

verhaltsdarstellung, sondern auch der Selbstdarstellung. Medienvertreter/innen bereiten 

Ereignisse als mediengerechte Konsumartikel auf und erzeugen Wirklichkeiten, indem sie 

komplexe Sachverhalte auf eine einminütige Sequenz in einer Nachrichtensendung oder 

auf einen kurzen Zeitungsbericht reduzieren. Medien heben bestimmte Ereignisse als aktu-

ell und gesellschaftlich relevant hervor und konstituieren damit einen wesentlichen Teil der 

öffentlichen Kommunikation. Journalist/en/innen konstruieren eine Wirklichkeit, die von 

der Bevölkerung für real gehalten wird. Daher kommt es nicht von ungefähr, dass immer 

wieder von einer „Mediendemokratie“ gesprochen wird. Darunter versteht man eine Form 

von politischer Willensbildung und Entscheidungsfindung in der Demokratie, die geprägt 

ist von den Eigengesetzlichkeiten medialer Kommunikation. Die Entscheidung darüber, ob 

über ein Thema berichtet wird oder nicht, ist somit abhängig von persönlichen und sozialen 

Werthaltungen, beruflichen Normen, organisatorischen Zwängen und den Merkmalen, die 

ein Ereignis aufweist (vgl. ebd.).  

 

Auch die Glaubwürdigkeit, Professionalität und Aufbereitung des PR-Materials entschei-

det oft darüber, ob ein Thema Eingang in die Berichterstattung findet oder nicht, denn auf-

grund des Zeitdrucks, dem Medienvertreter/innen zunehmend ausgesetzt sind, greifen sie 

zunehmend auf PR-Material zurück. Öffentlichkeitsarbeiter/innen müssen daher Botschaf-

ten sachlich und wohl dosiert platzieren. Daher ist es von Vorteil, die Arbeitsabläufe in den 

Redaktionen zu kennen. Dadurch kann ein Gespür dafür entwickelt werden, welche Infor-

mationen Journalist/inn/en benötigen bzw. bis wann die Informationen beim Journalisten 

bzw. bei der Journalistin einlangen müssen, damit der Artikel noch vor Redaktionsschluss 

verfasst werden kann. Wenn journalistische Arbeitsweisen ignoriert werden, führt dies zu 

genervten Redakteur/inn/en und in weiterer Folge dazu, dass die Bereitschaft zur Zusam-

menarbeit abhandenkommt. Bei der Zusammenarbeit zwischen Journalist/inn/en und PR-

Berater/inne/n spielen aber auch Glaubwürdigkeit und Vertrauen eine zentrale Rolle. Ein 

effektives Mittel, um ein Vertrauensverhältnis mit Redakteur/inn/en herzustellen, sind Hin-

tergrundgespräche, in den Politiker/innen Hintergründe zu bestimmten Themen liefern. Die 

Journalist/inn/en können sich dadurch ein umfassendes Bild machen. Hintergrundgesprä-

che haben meist inoffiziellen Charakter, da die meisten Informationen nicht unmittelbar 

zur Veröffentlichung bestimmt sind. Lediglich Teilinformationen können in die Berichter-

stattung einfließen. Werden Informationen, die nicht für die Öffentlichkeit bestimmt sind, 
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dennoch veröffentlicht, wird der/ die verantwortliche Journalist/in künftig von Hinter-

grundinformationen ausgeschlossen und das Vertrauensverhältnis ist nachhaltig beein-

trächtigt. Die Vertrauensbasis kann auch dadurch gestört werden, wenn Politiker/innen die 

Journalist/inn/en absichtlich falsch informieren. Hintergrundgespräche weisen sowohl für 

Politiker/innen als auch für Medienvertreter/innen Vorteile auf: Politiker/innen können 

Meinungen verdeutlichen und Themen, die Ihnen wichtig sind, platzieren. Journalist/inn/en 

hingegen erhoffen sich einen informativen Vorteil. Dieses gegenseitige „Geben und Neh-

men“ ist geprägt von einem Näheverhältnis zwischen Journalismus und Politik. Damit die 

Medienvertreter/innen jedoch nicht zu einem Sprachrohr der Politiker/innen werden und 

ihre kritische Unabhängigkeit zumindest größtenteils wahren können, ist es wichtig, dass 

auch ein gewisser Grad an Distanz gewahrt bleibt. Politiker/innen bzw. ihre Sprecher/innen 

sollten daher aus einem vertrauensvollen Umgang nicht auf eine ständige, positive Bericht-

erstattung schließen, während Journalist/inn/en bewusst sein muss, dass sie nicht immer 

Exklusiv-Material erhalten können (vgl. Schniedermann 2006: 112 ff.).  

 

Stephanie Grupe (2011: 79) schreibt der Pressearbeit folgende Aufgaben zu:  

 Herstellen öffentlicher Präsenz;  

 Erhöhung des Bekanntheitsgrad in der Öffentlichkeit;  

 Information, Aufklärung und Richtigstellung von Inhalten;  

 Erzielen von Sympathie für eine Organisation, eine Person oder ein Anliegen;  

 Stärkung des Vertrauens in eine Organisation oder eine Person;  

 Verbesserung des Images einer Organisation oder einer Person;  

 Eigene Standpunkte zu einem Thema in die öffentliche Diskussion einbringen bzw. 

diesen gegen Andersdenke durchsetzen;  

 Festigung bzw. Änderung der Einstellung bestimmter Zielgruppen durch Argumen-

te;  

 Zielgruppen zu bestimmen Handlungen anregen bzw. davon abhalten;  

 Unterstützungsleistungen von anderen Organisationen oder Personen einholen;  

Öffentlichkeitsarbeiter/innen müssen die Medienlandschaft und ihre redaktionellen An-

sprechpartner/innen kennen. Um einen Überblick zu haben, welche Journalist/inn/en in die 

Pressearbeit einbezogen werden, werden „Presseverteiler“ bzw. „Medienverteiler“ erstellt. 

Dabei handelt es sich um eine Liste, die alle Medien, Ansprechpartner/innen und Daten 

beinhaltet, die man braucht, um den Kontakt zu Journalist/inn/en aufzunehmen und zu 
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pflegen. Je nach Thema können auch unterschiedliche Presseverteiler angelegt werden. So 

werden beispielsweise bei kriminalpolizeilichen Ermittlungserfolgen andere Medienvertre-

ter/innen kontaktiert als bei internationalen Polizeikooperationen (vgl. ebd.: 91).   

 

5.4. Strukturelle Anforderungen der Öffentlichkeitsarbeit 
in Behörden 

Oft sind Organisationseinheiten, die sich mit Kommunikationsaufgaben befassen, in den 

Behörden gesplittet – meist gibt es eine Einheit für Öffentlichkeitsarbeit und eine Einheit 

für Pressearbeit. Die Gründe dafür liegen meist in einer sachfremden ineffizienten Perso-

nalpolitik, beispielswiese zur Schaffung von Führungspositionen. Oft sind auch nicht ge-

nügend Mittel im Verhältnis zu den bestehenden Aufgaben verfügbar. Pressearbeit kann 

jedoch ein Bestandteil jeder Informationskampagne sein, die im Zuge der Öffentlichkeits-

arbeit erarbeitet wird. Dabei entstehende Überschneidungen legen eine Zusammenführung 

von Presse- und Öffentlichkeitsarbeit nahe. Auch die Tatsache, dass eine bestmögliche 

Darstellung von Behörden in der Öffentlichkeit immer wichtiger wird und die tagesaktuel-

le Pressearbeit ein wichtiges Element hierfür ist, legt eine Zusammenführung der beiden 

Einheiten nahe. Diese Zusammenlegung ist jedoch immer von den vorhandenen Ressour-

cen und Themen abhängig (vgl. Altenburg 2012: 26).  

 

In der Literatur wird immer wieder eine Positionierung der Öffentlichkeitsarbeit auf der 

Ebene des oberen Managements gefordert. Dadurch können PR Funktionen adäquat ausge-

führt werden. Die Studie
1
, die von Ulrike Röttger durchgeführt wurde und die die Öffent-

lichkeitsarbeit von Hamburger Organisationen in den Fokus fasst, zeigt, dass diese Forde-

rungen in der PR-Praxis nur geringfügig umgesetzt werden. Die Untersuchung fasste auch 

die organisationsinterne Einbindung der PR bei Behörden
2
 in den Blick. Da diese Ergeb-

nisse für die vorliegende Arbeit von zentraler Bedeutung erscheinen, sollen sie in der Folge 

kurz skizziert werden (vgl. Röttger 2010: 191).  

 

                                                 
1
 Ziel der Studie war einerseits die Identifikation des Berufs- und Tätigkeitsfeldes Öffentlichkeitsarbeit, an-

dererseits wurde PR als Organisationsfunktion betrachtet und Aspekte von Markt und Autonomie der Öf-

fentlichkeitsarbeit als Auftragskommunikation analysiert (vgl. Röttger 2010: 170).  

2
 Untersucht wurden organisatorische Einheiten der Staatsverwaltung. Dabei wurden Leiter/innen von PR-

Abteilungen bzw. von Pressestellen aller öffentlichen Verwaltungen, Institutionen und Betriebe in Hamburg 

befragt (vgl. Röttger 2010: 172).  
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Eine wichtige Erkenntnis besteht darin, dass bei Behörden, die PR-Funktionen innehaben, 

die Öffentlichkeitsarbeit zu einem hohen Grad institutionalisiert ist. Bei zwei von drei Be-

hörden ist PR als eigenständiger Arbeitsbereich organisiert. Drei Viertel davon haben eine 

eigene PR-Abteilung, der Rest verfügt lediglich über eine/n einzelne/n PR-Mitarbeiter/in, 

der/die die Funktion des Pressesprechers bzw. der Pressesprecherin ausübt. Rund 50 Pro-

zent der PR-Abteilungen weisen die Bezeichnung „Abteilung/ Referat für Öffentlichkeits-

arbeit“ bzw. „Presse- und Öffentlichkeitsarbeit“ auf. Bei rund 43 Prozent ist sie als „Pres-

sestelle“ ausgewiesen. Rund ein Drittel der untersuchten Behörden verfügt über keinen 

eigenen PR-Arbeitsbereich. Die Öffentlichkeitsarbeit wird hier von PR-fremden Fachabtei-

lungen übernommen bzw. Leiter/innen der Institutionen haben, neben ihrem eigentlichen 

Aufgabengebiet, auch PR-Funktionen inne. PR ist in den Hamburger Behörden in drei von 

vier Fällen unmittelbar dem Institutionsleiter bzw. der Institutionsleiterin zugeordnet. In 

jeder siebten Behörde ist die Öffentlichkeitsarbeit einem Abteilungsleiter bzw. einer Abtei-

lungsleiterin untergeordnet. Erwähnenswert ist auch, dass die PR bei 60 Prozent der Ham-

burger Behörden auf Landesebene als institutionalisierter Arbeitsbereich ausgewiesen ist, 

bei Bundesbehörden hingegen nur bei rund 33 Prozent, hier werden die PR-Agenden häu-

fig von einem Mitglied der obersten Leitungsebene übernommen (vgl. ebd.: 191 f.).  

 

Da politischer Kommunikation in Behörden eine zentrale Bedeutung zukommt, soll diese 

in der Folge in den Fokus gefasst werden.  

 

6.Politische Kommunikation 

Politische Öffentlichkeitsarbeit gewinnt für die Außendarstellung der Regierung zuneh-

mend an Bedeutung. Ablesen lässt sich dies an der personellen Aufstockung von Stellen, 

die sich im Ressort mit Öffentlichkeitsarbeit befassen, an der Anzahl der persönlichen PR-

Referenten in den Ministerbüros und Staatssekretariaten, sowie an der intensivierten Ko-

operation mit externen PR-Beratungsunternehmen (vgl. Plasser/ Hüffel/ Lengauer 2004: 

313).  
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6.1. Begriffsdefinition Politische Kommunikation 

Bei der Definition des Begriffes Politische Kommunikation spielt einerseits das Verständ-

nis von Politik und Kommunikation eine große Rolle. Bedeutend ist auch die historische 

Situation, in der die Begriffsbestimmung vorgenommen wurde, sowie die gesellschaftli-

chen und politischen Bedingungen. Bei wissenschaftlichen Definitionen muss auch die 

Perspektive der Betrachtung beachtet werden. Unterschieden werden muss, ob der Be-

griffsbestimmung eine Betrachtung aus Sicht der Politik, der Medien und/oder der Rezipi-

ent/inn/en zugrunde liegt. Somit kann die Abgrenzung zwischen politischer und nicht-

politischer Kommunikation an den Kommunikatoren, ihren Kommunikationszielen, den 

Kommunikationsinhalten und am Nutzen und der Wirkung auf die Rezipient/inn/en fest-

gemacht werden (vgl. Jarren/ Donges 2011: 19).  

 

So definiert Gerhard Vowe (2003: 527) politische Kommunikation als „symbolische Inter-

aktion im Zusammenhang bindender Entscheidungen und in Form unterschiedlicher Grade 

von Öffentlichkeit mit ihren jeweiligen Medien“. 

 

Winfried Schulz (2003: 458) führt zwei Fragen an, an denen sich die Erforschung politi-

scher Kommunikation orientiert:  

„1. Auf welche Weise beeinflusst oder bedingt die gesellschaftliche Kommunikation 

Strukturen und Prozesse der Politik? 2. Auf welche Weise bestimmt oder bedingt 

Politik die gesellschaftliche Kommunikation?“ 

 

Klaus Japp und Isabel Kusche (vgl. 2004: 517) definieren politische Kommunikation als 

„die selbstbeobachtende Operation, mit Hilfe derer ein politisches System sich aus einer 

Umwelt ausdifferenziert.“ 

 

Nicht außer Acht gelassen werden darf, dass sich unterschiedliche Wissenschaftsdiszipli-

nen mit politischer Kommunikation beschäftigen (vgl. Sarcinelli 1011: 19). Doris Grabers 

(vgl. Graber 2005: 479) trägt in ihrer Definition von politischer Kommunikation diesen 

Umstand Rechnung. Ihr zufolge steht bei der politischen Kommunikation die Produktion, 

Mitteilung und Verbreitung jener Kommunikationsbotschaften im Zentrum, die maßgeb-

lich auf den politischen Prozess einwirken können. Grabner schreibt diese Wirkungsmacht 

vor allem medienvermittelter Kommunikation zu. Als Sender kommen vor allem publizis-

tische Organisationen, aber auch Politiker/innen, Interessensvertreter/innen oder Bür-

ger/innen in Frage.  
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Otfried Jarren und Patrick Donges (2002: 42) weisen auf die enge Verschmelzung zwischen 

politischer Kommunikation und Politik hin:  

„Politische Kommunikation ist der zentrale Mechanismus bei der Formulierung, 

Aggregation, Herstellung und Durchsetzung kollektiv bindender Entscheidungen – 

und somit kaum von Politik zu trennen.“ 

 

6.2. Akteure der politischen Kommunikation 

Wichtige Akteure politischer Kommunikation sind die Politik, die Massenmedien und das 

Publikum (vgl. Pfetsch/ Esser 2003: 18). Diese stehen in wechselseitiger Beziehung zuei-

nander und sich durch kommunikative Leistungsbezüge miteinander verbunden. Wobei 

politische Akteure Sprecherrollen besetzen und bestimmte Themen in das System der poli-

tischen Öffentlichkeit einspeisen, mit dem Ziel Aufmerksamkeit und Unterstützung zu 

bekommen (vgl. Neidhardt 1994: 315).  

 

Jürgen Gerhards (vgl. 1994: 84 ff.) unterscheidet drei Typen politischer Akteure, die sowohl 

in nicht-öffentlichen als auch in öffentlichen politischen Kommunikationsprozessen als 

Sprecher/innen auftreten:  

1. Interessensgruppen, Verbände, soziale Bewegungen, Bürgerinitiativen, Parteien;  

2. Regierung und Parlament;  

3. Politische Administration; 

 

Dazu kommen supranationale und intergouvernementale Organisationen, die auf internati-

onale Ebene agieren, wie beispielsweise die UNO oder die EU und Nicht-

Regierungsakteure wie „Greenpeace“ oder „attac“. Diese sind mit nationalstaatlichen Akt-

euren vernetzt.  

 

Folgendes Kommunikationsdreieck soll die wechselseitige Beziehung der Akteure zuei-

nander veranschaulichen.  
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Abbildung 5: Politisches Kommunikationsdreieck (vgl. Tenscher/ Viehrig 2010: 13) 

 

Während Politiker/innen in der Öffentlichkeit eine Sprechrolle innehaben, sind die Mas-

senmedien bei öffentlich stattfindenden politischen Kommunikationsprozessen vor allem 

in der Vermittlerrolle (vgl. Neidhardt 1994: 315). In dieser Funktion greifen sie Themen 

auf, die politische Akteure ihnen anbieten bzw. in manchen Fällen auch aufzwängen. Diese 

Informationen werden bearbeitet und an die Rezipient/inn/en weitergegeben. Wie in der 

oben angeführten Abbildung zu sehen ist, fungieren sie als Bindeglied zwischen der Politik 

und dem Publikum bzw. den Wähler/inne/n. Damit leisten die Massenmedien einen wich-

tigen Beitrag zum politischen Willensbildungs-, Interessensvermittlungs- und Öffentlich-

keitsprozess. Da sich die Politik – sowohl auf der internationalen als auch auf der nationa-

len Ebene – meist dem direkten Wahrnehmungs- und Erfahrungsbereich der Bevölkerung 

entzieht, sind die Massenmedien für die Wähler/innen unverzichtbar. Im Laufe der letzten 

Jahre musste eine Verschiebung des oben abgebildeten Kommunikationsdreieckes festge-

stellt werden. Zurückzuführen ist dies auf die Neuerungen im Bereich der Kommunikati-

ons- und Informationstechnologie, die dazu geführt haben, dass audiovisuelle Medien eine 

immer größere Zahl an Rezipient/inn/en verzeichnen. Die Regierungen haben sich daher 

den neuen medialen Entwicklungen und dem Wettbewerb um die öffentliche Aufmerk-

samkeit angepasst, indem sie ihre Politikvermittlungsaktivitäten zunehmend den massen-

medialen Erwartungen und den Bedürfnissen der Öffentlichkeit anpassen. Die steigende 

Beliebtheit interaktiver Medien hat die Rollenverteilung zwischen politischen und mas-
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senmedialen Akteure und dem Publikum stark verändert, da die Rezipient/inn/en nun die 

Möglichkeit haben, die Rolle des politischen Kommunikators einzunehmen und nicht mehr 

auf die Massenmedien angewiesen sind (vgl. Tenscher/ Viehrig 2010: 14). 

 

6.3. Die Politische Kommunikationskultur 

Die Beziehungen zwischen Journalismus und Politik, die Auslegung der beruflichen Rol-

len von journalistischen und politischen Akteuren sowie die Berichterstattung in den Mas-

senmedien über Politik ist von Land zu Land unterschiedlich (vgl. Blumler/Gurevitch 1995: 

12). So bedeutet Regierungskommunikation im präsidentiellen System der USA beispiels-

weise „going public“. Im Vordergrund steht dabei die direkte Ansprache der massenmedia-

len Öffentlichkeit. Das Verständnis von Regierungsarbeit ist kampagnenorientiert und ge-

kennzeichnet durch intensives Nachrichtenmanagement. In der österreichischen Parteien-

demokratie hingegen folgt die Regierungskommunikation einem institutionellen Verständ-

nis (vgl. Plasser/ Hüffel/ Lengauer 2004: 313). 

 

In Reaktion auf die länderspezifischen Verständnisse von Regierungskommunikation 

gründeten Jay Blumer und Michael Gurevitch in den 1970er Jahren das Konzept der politi-

schen Kommunikationskultur. Dieses bündelt alle Aspekte der politischen Kultur eines 

Landes, die für die Kommunikationspraxis relevant sind. Das Konzept fasst somit Rollen-

bilder, Orientierungen und professionelle Sichtweisen politischer und medialer Akteure in 

den Fokus (vgl. Blumler/Gurevitch 1995: 12).  

 

Barbara Pfetsch (vgl. 2003a: 52) griff das Konzept der politischen Kommunikationskultur 

auf, mit dem Ziel, die Vielfalt länderspezifischer Rollenkonfigurationen beispielhaft darzu-

stellen und entwickelte daraus eine Typologie politischer Kommunikationskulturen. Dabei 

definiert Pfetsch politische Kommunikationskultur als die 

„empirisch vorfindbaren Orientierungen der Akteure im System der Produktion po-

litischer Botschaften gegenüber spezifischen Objekten der Politischen Kommunika-

tion, die die Art und Weise bestimmen, in der politische Akteure und Medienakteure 

in Bezug auf das gemeinsame politische Publikum kommunizieren.“(ebd.: 36) 
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Wie die unten stehende Abbildung zeigt, unterscheidet Pfetsch anhand eines Vierfelder-

schemas vier Typen politischer Kommunikationskulturen:  

 

Abbildung 6: Vierfelderschema nach Pfetsch (vgl. 2003b) 

 

 Medienorientierte politische Kommunikationskulturen: Ein wichtiges Merkmal die-

ser Kommunikationskulturen ist das distanzierte professionelle Verhältnis zwischen 

Politiker/inne/n und Journalist/inn/en. Beide Akteursgruppen orientieren sich je-

doch an der Medienlogik, die verbindliche Spielregeln der wechselseitigen Interak-

tion und Kooperation vorgibt.  

 PR-orientierte politische Kommunikationskultur: In dieser Kommunikationskultur 

werden die Spielregeln der Interaktion und Kooperation zwischen den einzelnen 

Akteursgruppen ausgehandelt. Dies setzt meist ein stärker ausgeprägtes Nähever-

hältnis bzw. persönliche Beziehungsnetzwerke zwischen Politiker/inne/n und Jour-

nalist/inn/en voraus. Die beiden Akteursgruppen orientieren sich hier hauptsächlich 

an den Aufmerksamkeits- und Selektionsregeln. 

  



53 

 

 (partei)politische Kommunikationskultur: Eine institutionelle Machtlogik und dich-

te Interaktionsbeziehungen zwischen den Kommunikationsakteuren zeichnen diese 

Kommunikationskultur aus. Daraus ergibt sich eine geringe Distanz zwischen Jour-

nalist/inn/en und Politiker/inne/n sowie informelle Interventionsversuche auf die 

politische Berichterstattung.  

 Strategische politische Kommunikationskulturen: Bei dieser Kommunikationskul-

tur dominiert ebenfalls die politische Machtlogik. Die Rollendistanz zwischen poli-

tischen Sprecher/inne/n und Journalist/inn/en ist jedoch größer. Politiker/innen set-

zen daher nicht auf informelle Netzwerkkontakte und die persönliche Vereinnah-

mung von Journalist/inn/en, sondern sie achten vielmehr darauf, strategisch geplan-

te Informations- und Kommunikationsangebote zur Verfügung zu stellen, die den 

Aufmerksamkeitsregeln der Redaktion entsprechen.  

(vgl. Pfetsch 2003b: 404 u. Plasser/Lengauer 2010: 57 f.) 

 

Barbara Pfetsch (vgl. 2003a: 251) zufolge unterliegen Mediensysteme und politische Kom-

munikationskulturen einem Wandel. Dabei ähneln sie der kommunikativen Orientierung 

der politischen Elite und dem redaktionellen Selbstverständnis der Journalist/inn/en, die 

sich laufend den veränderten strukturellen Rahmenbedingungen und Handlungsspielräu-

men anpassen.  

 

6.4. Was eine gute politische Kommunikation auszeichnet 

Peer Teschendorf (2010: 87 f.) schreibt qualitativ guter politischer Kommunikation folgen-

de vier Hauptkriterien zu, die sowohl die informative Qualität als auch die Leistungen hin-

sichtlich der Vernetzung von Teilöffentlichkeiten messen: 

1. Menge an Information: Eine ausreichende Menge an Information kann durchaus 

ein Qualitätskriterium für eine gute politische Kommunikation sein, die Quantität 

alleine lässt jedoch nicht auf Qualität schließen – hier müssen mehrere Kriterien be-

rücksichtigt werden. Lutz Hagen (1995: 54) ist der Ansicht, dass „ein Zuwachs des 

Informationsangebotes eine notwendige Bedingung für den Zuwachs (nützlicher) 

Information – wenn auch keine hinreichende“ ist.   

2. Vielfalt: Teschendorf (2010: 87) versteht unter dem Kriterium der Vielfalt die 

Bandbreite unterschiedlicher Informationen und die zu Wort kommenden unter-
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schiedlichen Akteure. Das Qualitätskriterium der Vielfalt ist vor allem für den plu-

ralistischen Wettbewerb in einer Demokratie von großer Bedeutung.   

3. Objektivität: Hagen (1995: 49) vertritt die Ansicht, dass eine Konstruktion der 

Wirklichkeit nur auf subjektiver Ebene möglich ist. Er stellt jedoch den Anspruch, 

dass diese Konstruktion intersubjektiv nachvollziehbar ist. Teschendorf (2010: 87) 

zufolge kann Objektivität anhand der Parameter Neutralität und Ausgewogenheit 

operationalisiert werden. Diese sind empirisch zugänglich und beziehen sich auf 

normative Grundlagen. Hagen (1995: 50) – er verwendet den Begriff Sachlichkeit – 

versteht darunter die wertungsfreie Formulierung von Inhalten. Heribert Schatz und 

Winfried Schulz (1992: 704) nehmen eine Definition des Begriffes Ausgewogenheit 

vor und verstehen darunter eine Berichterstattung, die sämtliche Argumente und 

Standpunkte berücksichtigt.  

4. Reflexivität: Das Kriterium der Reflexivität fasst die kommunikativen Leistungen 

der Berichterstattung in den Fokus. Anhand der Reflexivität wird gemessen, ob die 

Massenmedien mit verschiedenen Öffentlichkeiten vernetzt sind und deren Mei-

nungen in die Berichterstattung einfließen lassen (vgl. Teschendorf 2010: 88).  

 

6.5. Politische versus behördliche Öffentlichkeitsarbeit  

Edwin Czerwick (1998: 489) zufolge kann die Verwaltungskommunikation als zentrale 

Staatsfunktion betrachtet werden. Ihre Aufgabe ist es, administrative Prozesse vorzuberei-

ten, zu steuern, durchzusetzen und zu rechtfertigen. Er weist darauf hin, dass die Verwal-

tungskommunikation eine  

„administrative Bringschuld darstellt, ohne deren Beachtung auf die Dauer weder 

ein breiter Konsens zur grundgesetzlichen Staatsordnung zu gewährleisten noch die 

Befolgung administrativer Akte durch die Bürger sicherzustellen ist“ (Czerwick 

1997: 983). 
 

Unterschiede in der Regierungs- und Verwaltungskommunikation leiten sich hauptsächlich 

aus den verschiedenen Aufgabenfeldern und Funktionen von Verwaltung und Regierung 

ab. Czerwick (1998: 493) drückt dies wie folgt aus:  

„Im Gegensatz zur politisch motivierten Regierungskommunikation leitet sich die 

Verwaltungskommunikation primär aus den Sachaufgaben ab, die die Behörden zu 

erfüllen haben“.  

 



55 

 

Otfried Jarren (vgl. 2005: 47) schreibt der Regierung die Aufgabe zu, politische Ziele zu 

kommunizieren und umstrittene Themen einer öffentlichen Diskussion zukommen zu las-

sen. Die Verwaltungskommunikation ist Jarren zufolge begrenzter und muss aus gesetzli-

chen Vorgaben abgeleitet werden können. Da die Kommunikation der Verwaltung in die 

soziale Wirklichkeit der Bürger/innen eingreift, kann sie als folgenreiche Kommunikation 

bezeichnet werden. So können beispielsweise Warnungen, die von einem Bundesamt 

kommuniziert werden, unterschiedliche Folgen für verschiedene Akteure haben. Die 

Kommunikationstätigkeit der Verwaltung ist stärker an Gesetzen und Verordnungen ge-

bunden als es bei der Regierungskommunikation der Fall ist, da die Verwaltung für ihre 

Handlungen haftbar gemacht werden kann, wenn sich ihre Tätigkeit nicht aus dem gelten-

den Recht ableiten lässt.  

 

In Österreich ist die Regierungskommunikation von der Verwaltungskommunikation klar 

abgegrenzt und der Bundeskanzler kann keinen Einfluss auf die Öffentlichkeitsarbeit ein-

zelner Ministerien ausüben. In Deutschland hingegen, verhält sich dies anders. Dort übt der 

Bundeskanzler bzw. die Bundeskanzlerin im Zuge seiner/ihrer Richtlinienkompetenz Ein-

fluss auf die öffentlichkeitsrelevanten Bereiche in den einzelnen Ministerien aus. Außer-

dem ist der/die Regierungssprecher/in direkt beim Kanzler bzw. bei der Kanzlerin angesie-

delt. Das Presse- und Informationsamt, das dem/der Regierungssprecher/in untersteht, ana-

lysiert die Berichterstattung in den Medien und übernimmt wichtige Informations- und 

Kommunikationstätigkeiten für die gesamte Regierung (vgl. Jarren/ Donges 2011: 144). Im 

österreichischen Bundesministerium für Inneres beispielswese ist die politische von der 

behördlichen Kommunikation klar abgegrenzt. Da das Kabinett, das für politische Belange 

zuständig ist, als Stabstelle angeordnet ist, können die Mitglieder – und damit auch die 

Pressesprecher der Bundesministerin – keine Weisungen an untergeordnete Abteilungen 

erteilen. Außerdem beschränken sich die Zuständigkeiten des Ressortsprechers und der 

Abteilung I/5 (Kompetenzcenter Kommunikation) auf den Verwaltungsbereich.  
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7.Vertrauen 

7.1. Begriffsdefinition 

Der Begriff Vertrauen ist eng mit dem Wort Glaubwürdigkeit verbunden – auch aus ety-

mologischer Sicht. Denn aus den Begriffen „glauben, hoffen, zutrauen“ entwickelte sich 

die Phrase „Vertrauen schenken“. Aus dem reflexiven Begriff „sich trauen“ kann die Be-

deutung von „wagen“ abgeleitet werden (vgl. Bentele/Seidenglanz 2008: 347).  

 

In der PR-Literatur wird der Begriff Vertrauen mittlerweile inflationär gebraucht. Erstmals 

tauchte er jedoch im Jahr 1951 bei Carl Hundhausen (vgl. 1951: 14) auf, in Zusammenhang 

mit der Werbung um öffentliches Vertrauen. Wobei Hundhausen unter Werbung nicht das 

Berufsfeld Werbung versteht, sondern, sich um etwas zu bemühen.  

 

Niklas Luhmann (1968: 17 f.) zufolge ist Vertrauen  

„in die Zukunft gerichtet. Zwar ist Vertrauen nur in einer vertrauten Welt möglich; 

es bedarf der Geschichte als Hintergrundsicherung. Man kann nicht ohne jeden 

Anhaltspunkt und ohne alle Vorerfahrungen Vertrauen schenken. Aber Vertrauen 

ist keine Folgerung aus der Vergangenheit, sondern es überzieht die Informationen, 

die es aus der Vergangenheit besitzt und riskiert eine Bestimmung der Zukunft. Im 

Akt des Vertrauens wird die Komplexität der zukünftigen Welt reduziert. Der ver-

trauensvoll Handelnde engagiert sich so, als ob es in der Zukunft nur bestimmte 

Möglichkeiten gebe. Er legt sich auf eine Zukunft fest“.  

 

Günter Bentele (vgl. 2008: 626 f.) schließt in seiner Auffassung von Vertrauen an Luhmann 

an. Auch er versteht Vertrauen als kommunikativen Mechanismus, der zur Reduktion von 

Komplexität dient. Erwartungen, die an zukünftige Ereignisses gestellt werden – sie basie-

ren meist auf vergangenen Erfahrungen – spielen dabei eine wesentliche Rolle. Für Bentele 

bildet Vertrauen die Grundlage aller sozialen Beziehungen  

 

Es gibt unterschiedliche Arten von Vertrauen, wobei in der Informations- und Kommuni-

kationsgesellschaft vor allem dem öffentlichen Vertrauen große Bedeutung zukommt. Da-

her soll dieses in der Folge einer näheren Betrachtung unterzogen werden.  
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7.2. Öffentliches Vertrauen 

Für Carl Hundhausen (vgl. 1957: 23) ist öffentliches Vertrauen dann vorhanden, wenn eine 

Unternehmensführung von der Öffentlichkeit als vertrauenswürdig angesehen wird. Er 

versteht die Beziehungen zwischen einem Unternehmen und der Öffentlichkeit als kom-

munikative Beziehungen, deren Qualität durch den Faktor „Vertrauenswürdigkeit“ be-

stimmt wird.  

 

Günter Bentele (2008: 626) definiert öffentliches Vertrauen als  

„Prozess und Ergebnis öffentlich hergestellten (d.h. in der Regel medienvermittel-

ten) V.s in öffentlich wahrnehmbare Akteure (z.B. Einzelakteure, Organisationen) 

und Systeme (z.B. Teilsysteme wie das Rentensystem, das Parteiensystem, das po-

litische oder das Wirtschaftssystem oder aber die ganze Gesellschaft als System)“ 

 

In der Informations- und Kommunikationsgesellschaft kommt dem öffentlichen Vertrauen 

– es wird meist medial vermittelt – ein zentraler Stellenwert zu. Denn in der Informations- 

und Kommunikationsgesellschaft sind sowohl individuelle Akteure, wie beispielsweise 

Politiker/innen, als auch Organisationen und soziale Systeme stark vom Vertrauen der Be-

völkerung abhängig. So ist Vertrauen beispielsweise eine wichtige Voraussetzung für die 

öffentliche Akzeptanz. Falsches Verhalten von Akteuren oder inakzeptable Handlungen 

der Medien ziehen oft Vertrauensverluste und -krisen nach sich. Diese auszugleichen bzw. 

zu beheben ist Aufgabe der Öffentlichkeitsarbeit (vgl. Bentele 2008: 626 f.). 

 

In der Folge sollen die unterschiedlichen Typen öffentlichen Vertrauens, der Vertrauens-

prozess sowie Faktoren, die zur Bildung öffentlichen Vertrauens beitragen, näher beleuch-

tet werden. Außerdem sollen die Gründe für Vertrauensverluste und -krisen ins Auge ge-

fasst werden.  

 

7.2.1. Typen des öffentlichen Vertrauens  

Bentele (vgl. 1994: 143 f.) unterscheidet im Bereich öffentlichen Vertrauens vier Typen von 

Vertrauen:   

 interpersonales Basisvertrauen: Darunter versteht man eine psychische Eigen-

schaft, die innerhalb der menschlichen Sozialisation erworben wurde und die zum 

Überleben notwendig ist. Dieser Vertrauenstyp bildet die Basiskomponente, die 

auch in anderen Vertrauenstypen vorkommt. Unterschiede gibt es hierbei jedoch in 
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der Intensität. Interpersonales Vertrauen kommt auf individueller Ebene als Ver-

trauen in Naturgegebenheiten, technisches Vertrauen und soziales Vertrauen vor.   

 öffentliches Systemvertrauen: Bentele versteht unter diesem Vertrauenstyp das Ver-

trauen in das politisch-gesellschaftliche bzw. wirtschaftlich-gesellschaftliche Ge-

samtsystem. Dieser Vertrauenstyp ist durch Stabilität gekennzeichnet, die sich in-

nerhalb der Sozialisation erst zu einem späteren Zeitpunkt ausbildet.  

 öffentliches Institutionenvertrauen: Diese spezifische Form öffentlichen Vertrauens 

bezieht sich auf bestimmte Institutionen, wie beispielsweise politische Parteien.  

 öffentliches Personenvertrauen: Dieser Vertrauenstyp baut zwar auf psychologi-

schen Faktoren des interpersonalen Basisvertrauens auf, bezieht sich jedoch auf öf-

fentliche Personen, wie Politiker/innen.  

 

Betrachtet man diese Typologie aus der Schichtperspektive, so bildet das interpersonale 

Basisvertrauen die unterste Schicht (vgl. Bentele 2008: 122).  

Die verschiedenen Vertrauensfaktoren sind unabhängig voneinander. So kann zum Bei-

spiel das Vertrauen in Institutionen geringfügig ausgeprägt sein, während das Vertrauen in 

das System sehr hoch ist (vgl. Bentele 1994: 144).  

 

7.2.2. Vertrauensprozess  

Günter Bentele (vgl. 2008: 120 f.) fasst den öffentlichen Vertrauensprozess als Teildimensi-

on eines Prozesses öffentlicher Kommunikation auf und schreibt ihm folgende Merkmale 

zu:  

 Vertrauenssubjekte: In diese Gruppe fallen Individuen, Gruppen oder Organisatio-

nen. 

 Vertrauensobjekte: Personen und Organisationen wie beispielsweise Unternehmen, 

politische Parteien, Ministerien und Regierungen, aber auch soziale Systeme wie 

das Gesundheitssystem, das Pensionssystem, das politische System, das Wirt-

schaftssystem oder die parlamentarische Demokratie sind dieser Gruppe zuzuord-

nen.  

 Vertrauensvermittler sind jene Akteure, die innerhalb des Prozesses der öffentli-

chen Kommunikation handeln und die Absicht verfolgen, Vertrauen für Vertrau-

enssubjekte zu vermitteln.  
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 Sachverhalte und Ereignisse: Diese Faktoren sind wesentliche Elemente, um den 

Prozess öffentlicher Kommunikation zu analysieren 

 Texte bzw. Botschaften: Dabei kann zwischen Kommunikationsinhalten und Kom-

munikationsformen bzw. Kommunikationsstilen, in denen Inhaltliches vermittelt 

wird, unterschieden werden.  

Öffentliches Vertrauen lässt sich – betrachtet man es als Prozess – als Kommunikations-

prozess mit unterschiedlichen Akteuren darstellen, wobei das Vertrauenssubjekt dem Ver-

trauensobjekt unterschiedliche Vertrauenswerte zuschreibt. Da sich Vertrauenswerte durch 

bestimmte Ereignisse oder Informationen mit der Zeit ändern können, ist auch der zeitliche 

Faktor wesentlich. Auch die Struktur der Vertrauenskonstitution bzw. -vermittlung spielt 

eine maßgeblich Rolle, denn obwohl die meisten Informationen über Medien vermittelt 

werden, darf vor allem für die Zuschreibung positiver Vertrauenswerte die Möglichkeit der 

direkten Erfahrbarkeit nicht unterschätzt werden. Wenn man Personen bzw. Institutionen 

aus eigener Erfahrung kennt, kann sich dies positiv auf das Vertrauen auswirken (vgl. Ben-

tele 1994: 142).  

 

7.2.3. Bildung öffentlichen Vertrauens 

Günter Bentele (vgl. 1994: 144 f.) geht von der Annahme aus, dass bei der Bildung öffentli-

chen Vertrauens unterschiedliche Faktoren eine Rolle spielen. Diese sind für die Entste-

hung von unterschiedlich stark ausgeprägten Vertrauenswerten von Bedeutung. Abhängig 

von der Intensität und Anzahl der Faktoren sowie je nach Wahrnehmung durch die Ver-

trauenssubjekte kann es zu Vertrauensgewinn und Vertrauensbildung bzw. zu Vertrauens-

konstitution oder aber auch zu Vertrauensabbau, Vertrauensverlust oder Vertrauensdekon-

stitution kommen. 

 

Folgende Faktoren erzeugen nach Bentele hohe Vertrauenswerte und können auch empi-

risch gemessen werden. Sind diese Faktoren nur geringfügig ausgeprägt bzw. sind sie nicht 

vorhanden, hat dies negative Auswirkungen auf das Vertrauen und es entsteht Misstrauen:  

 sachliche Kompetenz,  

 Problemlösungskompetenz,  

 kommunikative Transparenz,  

 kommunikative Konsistenz, 
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 kommunikative Offenheit, 

 gesellschaftliche Verantwortung, 

 Verantwortungsethik; 

 

Neben diesen Vertrauensfaktoren spielen auch zeitliche Komponenten eine maßgebliche 

Rolle. Diese sind durch drei Mechanismen geprägt (vgl. ebd.: 146 f.):  

1. Der Vertrauensverlust nimmt weniger Zeit in Anspruch als der Vertrauensaufbau, 

denn Vertrauen wird meist auf Basis eines Grundvertrauens aufgebaut und wächst 

langsam durch Erfahrungen.  

2. Einzelfälle, in denen es zu einem Vertrauensbruch kommt, können weitreichende 

Vertrauensverluste nach sich ziehen. 

3. Verallgemeinerungen können ebenfalls zu Vertrauensverlusten führen. So wird 

beispielsweise, wenn mehrere Politiker/innen in einen Skandal verwickelt sind, 

häufig die gesamte Partei bzw. Politik verurteilt.  

 

7.2.4. Verlust öffentlichen Vertrauens 

Während es sehr lange dauert, um Vertrauen aufzubauen und oftmals auch positive Rück-

meldungen notwendig sind, bis ein hohes Vertrauensmaß erreicht ist, können Vertrauens-

verluste sehr rasch eintreten – meist reicht schon eine Krisensituation. Nehmen die Ver-

trauenssubjekte Diskrepanzen – sie werden durch Kommunikation oder das Handeln von 

Akteuren erzeugt – wahr, so ist dies, Bentele zufolge, die wichtigste Ursache von Vertrau-

ensverlusten (vgl. Bentele 2008: 122).  

 

Bentele (1994: 148) unterscheidet sechs Typen von Diskrepanzen: 

 Diskrepanzen zwischen Information und tatsächlichem Sachverhalt (z.B. Lügen, 

beschönigende Informationen etc.); 

 Diskrepanzen zwischen verbalen Aussagen und tatsächlichen Handlungen (z.B. 

Ablenkungsmanöver, Hinhaltetechniken etc.); 

 Diskrepanzen zwischen verschiedenen Handlungen in gleichen Institutionen (z.B. 

widersprüchliches Verwaltungshandeln, bundesländerspezifische Unterschiede 

etc.); 
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 Diskrepanzen zwischen verschiedenen Aussagen gleicher Akteur zu unterschiedli-

chen Zeitpunkten oder auch zwischen Versprechen und nachfolgenden Handlun-

gen; 

 Diskrepanzen zwischen Aussagen unterschiedlicher Akteure innerhalb derselben 

Institution; 

 Diskrepanzen zwischen Normen und Handlungen;  

 

Diskrepanzen werden im Zuge der Bildung öffentlichen Vertrauens vom journalistischen 

System transportiert und thematisiert. Damit kommen die Medien ihrer Kritikfunktion 

nach. Journalist/inn/en können Diskrepanzen aber auch verstärken, abschwächen und auch 

erzeugen, was der Forderung nach objektiver Berichterstattung widerspricht. Nachrichten-

faktoren wie Negativismus, Konflikt, Kontroverse und Skandalisierung begünstigen die 

mediale Erzeugung und Wahrnehmung von Diskrepanzen. Die Folge daraus sind Vertrau-

ensverluste bei den Rezipient/innen/en Akteuren aus der Wirtschaft, Politik und Gesell-

schaft gegenüber (vgl. ebd.: 122). 

 

Die Ausprägung einzelner Vertrauensfaktoren ist einerseits die kommunikative Ausgangs-

basis vor potentiellen Krisen, sie beeinflusst aber auch den Verlauf von Krisen. Generell 

gilt: Je intensiver die kommunikativen Beziehungen gegenüber den einzelnen Stakeholdern 

sind und je größer das gegenseitige Vertrauen und die Glaubwürdigkeit der Kommunizie-

renden ist, desto eher können Krisen (kommunikativ) bewältigt werden. Je mehr Vertrauen 

die unterschiedlichen Stakeholder der Organisation zuschreiben, desto einfacher ist das 

Krisenmanagement und desto leichter können auch Fehler korrigiert werden und desto 

geringer sind die Skandalisierung- und Krisenfolgen (vgl. ebd.: 122 f.).  

 

Fritz Plasser und Peter A. Ulram (2004: 87) weisen darauf hin, dass politisches Vertrauen 

immer mehr zu einer knappen Ressource wird. Seit den 1980er Jahren wird von einer poli-

tischen Vertrauenskrise gesprochen. Auch in Westeuropa konnte ein deutlicher Rückgang 

des institutionellen Vertrauensniveaus nachgewiesen werden, wobei Untersuchungen bele-

gen, dass vor allem das Vertrauen in die Regierungen zurückgegangen ist (vgl. Plasser/ 

Ulram 2002: 187 ff.).  
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Zur Erklärung dieses Phänomens wurden einige Thesen aufgestellt, die in der Folge in den 

Fokus gefasst werden sollen:  

 

Mit der These der Videomalaise wurde in den 1980er Jahren ein Zusammenhang zwischen 

der massenmedialen Berichterstattung und dem Politikverhältnis des Publikums herge-

stellt. Diese These geht davon aus, dass vor allem Personen, die ihre Informationen zu-

nehmend aus dem Fernsehen beziehen, aufgrund der überwiegenden Negativität der Be-

richterstattung politischen Prozessen negativ gegenüberstehen. Die zunehmende Distanz 

der Wähler/innen zu demokratischen Institutionen und Repräsentationen wird demnach auf 

die negative Berichterstattung der Medien zurückgeführt (vgl. Plasser/ Ulram 1998: 108 f.). 

Plasser und Ulram (vgl. 2004: 88) sehen diese These als Erklärung für Vertrauensprobleme 

in das politische System jedoch als ungeeignet an, da hier viele Wirk- und Einflussgrößen 

beachtet werden müssen. So ergaben Untersuchungen, dass eine Berichterstattung, die auf 

Sensualismus und soft news spezialisiert ist, die Distanz zu dem politischen Geschehen 

verstärkt. Andere Studien hingegen kommen zu dem Schluss, dass intensiver Nachrichten-

konsum eine stärkere Involvierung in das politische System nach sich zieht.  

 

Die Skandalisierungs-These geht davon aus, dass eine intensive Berichterstattung über 

Skandale und Affären unmittelbar mit der politischen Verdrossenheit in der Bevölkerung 

zusammenhängt (vgl. ebd.).  

 

Bei der Instrumentalisierungs-These stehen die elektronischen Medien im Fokus. Diese 

dienen Politiker/inne/n immer häufiger als Bühne zur Selbstdarstellung. Wobei überzogene 

Steuerungs- und Instrumentalisierungsversuche der Berichterstattung durch eine angebots-

orientierte politische Öffentlichkeitsarbeit die Glaubwürdigkeit des Mediensystems maß-

geblich beeinträchtigen (vgl. ebd.).  

 

Die These einer demokratischen Transformation greift die Veränderungen in den politisch-

kulturellen Orientierungen von Bürger/inne/n informationsgesellschaftlicher Demokratien 

auf. Demnach sehen Bürger/innen die Geschehnisse in der Politik zunehmend kritischer 

und sind anspruchsvoller politischen Institutionen gegenüber. Die These einer demokrati-

schen Transformation geht von Veränderungen in der Beziehung zwischen politischen Eli-

te-Akteuren und Bürger/inne/n sowie einer kritischeren Einstellung der Rezipient/inn/en 

den Inhalten massenmedialer Politikvermittlung gegenüber aus (vgl. ebd.).  
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7.2.5. Public Relations und Vertrauen 

Vertrauen wird auch von zahlreichen PR-Theoretikern als Ziel bzw. Definitionsmerkmal 

von Public Relations verstanden. Um Vertrauen herzustellen, braucht es jedoch mehr als 

Kommunikationstechniken, denn mehr und richtige Informationen führen nicht automa-

tisch zu mehr Vertrauen. So versagen beispielsweise traditionelle PR-Instrumente aufgrund 

bestimmter kommunikativer Mechanismen. In Bereichen, in denen sich PR-Handlungen 

beispielsweise auf die Produktion von Informationsdiensten oder Broschüren beschränken, 

können viele Informationen Vorbehalte auch verstärken. Auch die Wahl falscher Kommu-

nikationsinstrumente, wie beispielsweise Umweltschutzbotschaften auf Hochglanzpapier, 

kann kontraproduktiv für die Bildung von Vertrauen sein. Wer eine Fassadentechnik ein-

setzt, um Vertrauen zu gewinnen, wird mittel- oder langfristig unglaubwürdig. Vertrauen 

erwirbt man, indem man auf kompetente, ehrliche und offene Kommunikation setzt und 

nicht aufgrund des Einsatzes kommunikativer Sozialtechniken. Somit ist Vertrauen die 

Folge eines bestimmten Verhaltens und stellt sich bei den Teilöffentlichkeiten von selbst 

ein (vgl. Bentele 1994: 151 ff.). 

 

Bentele (1994: 153) zufolge kann Vertrauen nur dann erhalten werden,  

„wenn nicht nur behauptet wird, daß man Vertrauen will, daß man glaubwürdig 

sei, sondern wenn eine Repräsentationsbeziehung zwischen Information und zu-

grundeliegenden Sachverhalten/ Ereignissen sowie ein Konsistenzverhältnis zwi-

schen Information und Handeln, zwischen Normen und tatsächlichen Handlun-

gen, etc. auch tatsächlich vorhanden ist und wahrgenommen werden kann.“ 

 

In der Folge soll anhand einer empirischen Untersuchung die Öffentlichkeitsarbeit des 

Bundesministeriums für Inneres analysiert werden.   
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Teil B: Empirischer Teil  

8.Forschungsleitende Fragestellungen 

Um herauszufinden, welche Anforderungen an eine Öffentlichkeitsarbeit in öffentlichen 

Einrichtungen gestellt werden und ob die Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für 

Inneres diesen Anforderungen gerecht wird, wurden folgende fünf forschungsleitende Fra-

gestellungen entwickelt:  

 

FF I: Welche Strukturen liegen der Öffentlichkeitsarbeit des Innenressorts zugrunde?  

FF II: Welchen Regeln liegt die Zusammenarbeit zwischen der Öffentlichkeitsarbeit der 

Zentralstelle des Bundesministerium für Inneres und ihren nachgeordneten Dienststellen 

zugrunde? 

FF III: Welchen Stellenwert hat die interne Kommunikation in der Öffentlichkeitsarbeit 

des Bundesministeriums für Inneres? 

FF IV: Welchen Strukturen liegt die Krisenkommunikation des Innenressorts zugrunde? 

FF V: Welche Rolle spielt die Herstellung öffentlichen Vertrauens in der Zielsetzung der 

Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für Inneres? 

 

9.Methodik der Untersuchung 

Die forschungsleitenden Fragestellungen sollen unter Anwendung einer qualitativen In-

haltsanalyse beantworten werden. Zur Verständlichkeit der Methode soll in der Folge das 

Wesen der Inhaltsanalyse näher betrachtet werden.  

 

9.1. Inhaltsanalyse 

Als Inhaltsanalysen (Content Analysis) werden Verfahren der systematischen Erhebung 

und Kodierung des Inhalts sprachlicher Äußerungen bezeichnet, anhand derer Kommuni-

kationsinhalte wie beispielsweise Texte, Bilder oder Filme untersucht werden können, wo-

bei der Schwerpunkt auf der Analyse von Texten liegt. Unterschieden werden können 

quantitative und qualitative Inhaltsanalysen. Quantitative Verfahren beruhen meist darauf, 

das Auftreten bestimmter Textinhalte zu erfassen, zu quantifizieren und zu zählen. Dabei 

wird vorausgesetzt, dass die Inhalte verstanden werden, daher kommt dieses Verfahren 

nicht ohne qualitative Elemente aus.  
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Aufgabe qualitativer Inhaltsanalysen ist es, den Prozess des Verstehens bzw. der herme-

neutischen Analyse und Explikation von Sinn so umfassend wie möglich nachzuvollzie-

hen. In diesem Punkt liegt ein wesentlicher Unterschied zu quantitativen Analysen, bei 

denen es darum geht, erfasste Sinngehalte in Form von Häufigkeiten auszuwerten, mit dem 

Ziel, statistisch analysierbare Vergleiche und Trends zu bekommen (vgl. Atteslander 2003: 

215 ff.). 

 

Mayring (1997: 22 ff.) unterscheidet vier Arten der qualitativen Inhaltsanalyse:  

1. Zusammenfassende Inhaltsanalyse: Dabei wird das Textmaterial zu einem Kurztext – 

unter Beibehaltung der wesentlichen Inhalte – reduziert.  

2. Induktive Kategorienbildung: Mithilfe des Textmaterials werden Kategorien gebil-

det, unter die die Inhalte zusammengefasst werden können.  

3. Explizierende Inhaltsanalyse: Unklare Stellen des Textmaterials werden – häufig 

auch durch Verwendung sonstiger Materialien – verständlich gemacht.  

4. Strukturierende Inhaltsanalyse: Das Textmaterial wird anhand bestimmter Kriterien 

analysiert, mit dem Ziel, spezifische Aspekte hervorzuheben.  

 

Versteht man Kommunikation als Zeichenverkehr zwischen Sendern und Empfängern, in 

dem ein bestimmter Inhalt übermittelt wird, darf man nicht außer Acht lassen, dass Kom-

munikation nicht im luftleeren Raum stattfindet, sondern in einer spezifischen sozialen 

Umwelt – einer sozialen Situation. Daher wird sowohl die Erzeugung als auch die Ent-

schlüsselung dieses Inhalts von vielen Bedingungen, die sich beispielsweise aus der sozia-

len Situation ergeben, bestimmt.  
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Abbildung 7: Einfaches Kommunikationsmodell nach Merten (1995: 16) 

 

Wie Abbildung 7 zeigt, kann nach Klaus Merten (vgl. 1983: 16) die Erschließung der sozia-

len Realität in drei Richtungen erfolgen:  

1. Sender (Wer macht eine Aussage? In welcher sozialen Situation und mit wel-

chem Ziel wird diese Aussage gemacht?) 

2. Empfänger (An wen richtet sich die Aussage? Wie nimmt der/ die Empfänger/in 

die Aussage auf?) 

3. Soziale Situation, in der ein Kommunikationsprozess stattfindet (Welche Hand-

lungsstrukturen liegen der Kommunikation zugrunde? Welche Wert- und Nor-

menvorstellungen können festgestellt werden?) 

 

Harder (1974: 226) differenziert zwischen drei Funktionen der Inhaltsanalyse:  

 Diagnostische Funktion: Umstände und Bedingungen, aus denen ein Text entstan-

den ist. Diese Funktion stellt den Sender und die Situation, in der ein Text produ-

ziert wurde, in den Mittelpunkt.  

 Prognostische Funktion: Im Fokus steht das zukünftige Verhalten eines Textes. 

Wird beispielsweise die Berichterstattung in einer Tageszeitung zu einem bestimm-

ten Thema untersucht, so können daraus Thesen über die weitere Behandlung des 

Themas in der Zeitung abgeleitet werden.  
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 Kommunikationstheoretische Funktion: Untersucht wird die Wirkung eines Textin-

halts zwischen Sender und Empfänger, mit dem Ziel, Zusammenhänge im Kom-

munikationsprozess aufzudecken. Im Fokus steht die Analyse von Wirkungsweisen 

bestimmter Inhalte. So können beispielsweise bestimmte Verhaltensweisen von 

Kindern Gegenstand der Untersuchung sein.  

 

9.1.1. Zusammenfassende qualitative Inhaltsanalyse 

Für die vorliegende Arbeit wurde die zusammenfassende Inhaltsanalyse nach Mayring 

gewählt. Anhand folgender Abbildung soll den Ablauf dieser Methode skizziert werden.  

 

 
 

Abbildung 8: Ablaufmodell zusammenfassende Inhaltsanalyse (Mayring 2003: 60) 
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Im ersten Schritt wird das Material analysiert und beschrieben. Anhand einer Fragestellung 

wird festgelegt, was zusammengefasst werden soll. Dadurch erfolgt die Bestimmung der 

Analyseeinheiten. Im zweiten Schritt steht die Paraphrasierung der inhaltstragenden Text-

stellen im Mittelpunkt, wobei nur jene Textbestandteile herausgefiltert werden, die für die 

Untersuchung wichtig sind. In einem dritten Schritt erfolgt die Bestimmung des Abstrakti-

onsniveaus der ersten Reduktion. Dabei müssen alle Paraphrasen, die unter diesem Niveau 

liegen, verallgemeinert werden. Im vierten Schritt wird die erste Reduktion vorgenommen. 

Dabei können paraphrasierte Sätze aus Schritt drei, deren Inhalt ident ist, gestrichen wer-

den. Dies gilt auch für unwichtige bzw. nicht aussagekräftige Paraphrasen. Die erste Zu-

sammenfassung ist somit abgeschlossen. Der fünfte Schritt stellt die zweite Reduzierung in 

den Fokus. Dabei werden mehrere Paraphrasen, sie sich aufeinander beziehen und oftmals 

über das gesamte Material verstreut sind, zusammengefasst und anhand neuer Aussagen 

wiedergegeben. Am Schluss dieser Phase wird nochmals überprüft, ob die Aussagen, die 

als Kategorien zusammengestellt sind, nach wie vor mit den Aussagen des Ausgangsmate-

rials korrelieren. Wie Abbildung 8 veranschaulicht, können – im Falle einer zu großen 

Menge an Daten – die Analyseschritte zwei bis fünf zusammengefasst werden. Dabei wer-

den die Textstellen gleich auf das angestrebte Abstraktionsniveau gebracht. Bevor eine 

neue generalisierte Paraphrase herausgeschrieben wird, wird überprüft, ob diese nicht be-

reits in der bisherigen enthalten ist und dadurch gebündelt, konstruiert und in eine neue 

Aussage integriert werden kann. Im sechsten Schritt werden die neuen Aussagen anhand 

eines Kategoriensystems zusammengestellt. Im siebten Schritt steht die Rücküberprüfung 

des zusammengefassten Kategoriensystems am Ausgangsmaterial im Fokus. Überprüft 

werden soll dabei vor allem, ob die wesentlichsten Inhalte der Anfangsdaten erhalten ge-

blieben sind (vgl. Mayring 2003: 61). 

 

In der Folge sollen die Dokumente und Texte, die für die Inhaltsanalyse herangezogen 

werden, näher beschrieben werden.  
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9.2. Untersuchungsgegenstände 

1. Website des Bundesministeriums für Inneres:  

 Online abrufbar unter: www.bmi.gv.at 

 Inhaltliche Gestaltung: Abteilung I/5 Kompetenzcenter Kommunikation und 

Öffentlichkeitsarbeit 

2. Erlass für die interne und externe Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit des 

Bundesministeriums für Inneres (BM.I) und der nachgeordneten Behörden, Dienst-

stellen und Landespolizeikommanden: 

 Verfasser: Mag. Alexander Marakovits/ Leiter der Abteilung I.5 (Kompe-

tenzcenter Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit) 

 Datum: 31. Jänner 2012 

3. Richtlinie für das Führen im Katastropheneinsatz 

 Verfasser: Bundesministerium für Inneres (Fachgruppe Ausbildung des Staat-

lichen Krisen- und Katastrophenschutzmanagements (SKKM) unter Beizie-

hung von Expert/inn/en aus Behörden sowie Einsatz-, Hilfs- und Rettungsor-

ganisationen)  

 Datum: Februar 2007  

4. Artikel aus der Zeitschrift „Öffentliche Sicherheit“, Ausgabe 7-8/12 

 Am Puls der Medien (S. 27-29) 

 Texten, organisieren, kommunizieren (S. 31-37) 

 Kreative „Verpackung“ von Inhalten (S. 38-40) 

 

Es handelt sich dabei um sämtliche zugängliche Quellen, die sich mit der Öffentlichkeits-

arbeit des Bundesministeriums für Inneres – bzw. mit den für die Untersuchung relevanten  

Themen – detailliert auseinandersetzen.  
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10.Ergebnisse  

Im Zuge der Inhaltsanalyse wurden vier Kategorien – teilweise mit Untergruppen – ausge-

arbeitet. Diese werden auf den folgenden Seiten vorgestellt und die Ergebnisse der Analyse 

zusammengefasst. Im Zuge der qualitativen Untersuchung wurde in Anlehnung an May-

ring folgender Kategorienbaum erstellt.  

 

 

Abbildung 9: Kategorienbaum (eigene Darstellung) 
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10.1.Struktur 

10.1.1.Aufbauorganisation des Innenressorts  

In der Folge soll die Aufbauorganisation der Öffentlichkeitsarbeit des Innenressorts in der 

Zentralstelle des BMI einerseits und in den nachgeordneten Dienststellen andererseits ana-

lysiert werden.  

 

10.1.1.1. Zentralstelle 

Folgende Grafik soll den Aufbau der Organisation und die Positionierung der Öffentlich-

keitsarbeit in der Zentralstelle des Bundesministeriums für Inneres zeigen. Zur besseren 

Übersicht wurde auf die Darstellung anderer Abteilungen verzichtet.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wie in der Grafik ersichtlich, entsprechen die Strukturen des Bundesministeriums für Inne-

res einer Stablinienorganisation. Eine Stabstelle ist beispielsweise das Kabinett der Bun-

desministerin für Inneres. Die Mitglieder des Kabinetts handeln im Auftrag der Ressort-

chefin und können in dieser Funktion Weisungen an untergeordnete Stellen nur im Auftrag 

der Bundesministerin für Inneres erteilen. Wie in der Literatur oftmals empfohlen (vgl. u.a. 

Röttger 2000) und wie die nachfolgende Grafik näher verdeutlichen wird, ist die Presse- 
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Präsidium 
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Bundesministerin 
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Gruppe 
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Gruppe 

II/A 
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II/B 
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III/A 
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III/B 

Gruppe 

IV/A 
Gruppe 

IV/B 

Abteilung I/5  
Kompetenzcenter 
Kommunikation 

Abteilung I/8 

Protokoll und 

Veranstaltungs-

management 

Abbildung 10: Positionierung der ÖA im BMI (vgl. Bundesministerium für Inneres: Geschäftseinteilung) 
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und Öffentlichkeitsarbeit im Bundesministerium für Inneres in einer Abteilung – Kompe-

tenzcenter Kommunikation – zusammengelegt. Wobei die Öffentlichkeitsarbeit sich auch 

noch auf eine weitere Abteilung – Veranstaltungsmanagement und Protokoll – erstreckt. 

Darauf soll in der Folge noch näher eingegangen werden. Die Untersuchungsergebnisse 

von Ulrike Röttger (vgl. 2000), wonach die Öffentlichkeitsarbeit in der Mehrzahl der unter-

suchen Behörden als eigener Arbeitsbereich organisiert ist, können somit auch anhand des 

Bundesministeriums für Inneres bestätigt werden. Die Abteilung ist nicht auf der Ebene 

des oberen Managements angesiedelt, sondern der Sektion I (Präsidium), mit Sektionsleiter 

Dr. Franz Einzinger, und der Gruppe I/B, mit Gruppenleiter Dr. Wilhelm Sandrisser, un-

tergeordnet. Neben der Öffentlichkeitsarbeit sind auch die Agenden der Sicherheitspolitik 

sowie die Aufgabenbereiche Internationales und EU in die Gruppe eingegliedert.  

 

Innerhalb der Gruppe I/B gibt es eine Stabstelle. Diese hat der Ressortsprecher, Brigadier 

Karl-Heinz Grundböck, inne. Er ist somit dem Gruppenleiter weisungsgebunden und kann 

selbst keine Aufträge erteilen.  

 

Neben der Gruppe I/B, die die Gesamtverantwortung für die Öffentlichkeitsarbeit innehat, 

den Abteilungen I/5 (Kompetenzcenter Kommunikation), I/8 (Protokoll und Veranstal-

tungsmanagement) und dem Pressesprecher, sieht die Geschäftseinteilung des Innenres-

sorts, die Einrichtung von Kommunikationsverbindungspersonen vor. Die Kommunikati-

onsverbindungspersonen werden vom Sektionsleiter nominiert und der Abteilung I/5 be-

kannt gegeben. Darüber hinaus gibt es – vor allem in der Generaldirektion für die öffentli-

che Sicherheit – Medienberater/innen für Führungskräfte. Sie haben keine Pressesprecher-

funktion. Sowohl Pressesprecher/innen als auch Medienberater/innen können als Kommu-

nikationsverbindungspersonen fungieren (vgl. Marakovits 2012: 5). 

 

Folgende Grafik soll die Struktur der Öffentlichkeitsarbeit im Innenressort näher verdeutli-

chen.  
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Abbildung 11: ÖA-Team des BMI (Marakovits 2012: 6) 

 

In der Folge sollen die Funktionen und Aufgaben der Abteilungen und Positionen, die in 

der Zentralstelle des Innenressorts für die Öffentlichkeitsarbeit verantwortlich sind, näher 

beleuchtet werden.  
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Abteilung I/5 – Kompetenzcenter Kommunikation  

Die Mitarbeiter/innen der Abteilung I/5 (Kompetenzcenter Kommunikation) sind für die 

interne und externe Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit des Innenressorts zuständig, 

sowie für die Koordination der ÖA-Teams in den Bundesländern. Der Öffentlichkeitsarbeit 

des Bundesministeriums für Inneres liegt eine Ressortstrategie zu Grunde. Die Planung 

und Erstellung dieser Strategie obliegt ebenfalls der Abteilung I/5. Auf Landesebene ist 

das Kompetenzcenter Kommunikation für die Koordinierung der Umsetzung sowie für die 

Begleitung der Erarbeitung von Strategien zur Öffentlichkeitsarbeit zuständig. In den Auf-

gabenbereich dieser Abteilung fallen aber auch die Sicherstellung aktiver Kommunikation 

und ein entsprechendes Agenda-Setting nach innen und außen. Die Krisenkommunikation 

im Bundesministerium für Inneres soll proaktiv, auf Grundlage von entsprechenden Plänen 

und Handbüchern erfolgen – die Gewährleistung dieses Ziels fällt ebenfalls in den Aufga-

benbereich der Abteilung I/5. Die Mitarbeiter/innen des Kompetenzcenters Kommunikati-

on erstellen auch – in Zusammenarbeit mit den zuständigen Fachabteilungen – Reden, 

Kommunikationskonzepte und Präsentationen für die Ressortleitung und Führungskräfte.  

 

Ein weiterer Aufgabenbereich der Abteilung betrifft die interne Unternehmens- und Mitar-

beiterkommunikation. In Zusammenarbeit mit den Kommunikationsverbindungspersonen 

werden Voraussetzungen zur Umsetzung entsprechender Maßnahmen geschaffen. Redak-

tionelle Angelegenheiten der Homepage des Bundesministeriums für Inneres 

(www.bmi.gv.at) und sonstiger Internetpublikationen, die Koordinierung der inhaltlichen 

Gestaltung des Behördenintranets des Ressorts, das Informationsmanagement, der Presse-, 

Internet- und Informationsdienst, die koordinierende und dokumentarische Tätigkeit im 

Bereich der Publikationen, Informationsschreiben sowie der Sicherheits- und Polizeime-

dien des Innenressorts sind ebenfalls ein wichtiger Aufgabenbereich der Abteilung. Auch 

die Redaktion und Herausgabe der Zeitschrift „Öffentliche Sicherheit“ erfolgt im Kompe-

tenzcenter Kommunikation. Das Referat I/5/a (Bürgerservice) ist Teil der Abteilung I/5 

(vgl. Marakovits 2012: 19 f.).  
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In der Praxis werden diese Aufgaben durch folgende Strukturen umgesetzt:  

 

 Pressestelle  

Zu den Aufgaben der Pressestelle des Innenministeriums gehört unter anderem die Erstel-

lung von Themen-Pressespiegel, das Durchsuchen des „APA-Online-Managers“ nach 

Meldungen zur Polizei und den anderen Einrichtungen des Innenressorts, die Medienbe-

obachtung, sowie das Versenden ressortrelevanter APA-Meldungen an die Führungskräfte. 

Bei akuten Zwischenfällen werden die Führungskräfte umgehend per SMS und per E-Mail 

durch die Pressestelle informiert. Die Öffentlichkeitsarbeits-Teams in den Bundesländern 

melden der Pressestelle täglich Interviewtermine und sonstige Medienvorhaben (Texten, 

organisieren, kommunizieren 2012: 31 ff.). 

 

 Fachkommunikatorinnen und Fachkommunikatoren  

Seit der Umstrukturierung der Öffentlichkeitsarbeit im Bundesministerium für Inneres, die 

im Jahr 2009 begonnen hat, gibt es Fachkommunikatorinnen und -kommunikatoren. Diese 

sind für die Themenbereiche „Polizei“, „Asyl und illegale Migration“, „Legale Migration“, 

„Internationales und EU“ sowie „Krisen- und Katastrophenschutzmanagement“ zuständig. 

Ihre Aufgabe ist es, die Arbeit der zuständigen Fachabteilungen in Hinblick auf die Öffent-

lichkeitsarbeit zu bewerten, zu begleiten und zu unterstützen. Damit tragen sie zur aktiven 

Kommunikation im Rahmen der ÖA-Strategie des Innenressorts bei. Sie sind aber auch in 

diverse Projekte involviert. So hat beispielswiese der Polizei-Fachkommunikator die größ-

te Behördenreform der Zweiten Republik – die Zusammenlegung von 31 Sicherheitsdirek-

tionen, Bundespolizeidirektionen und Landespolizeikommanden zu neun Landespolizeidi-

rektionen – im Jahr 2012, begleitet. Die Fachkommunikatorin für Asyl- und Fremdenwe-

sen war eine wichtige Ansprechpartnerin bei der Neuorganisation des Asyl- und Fremden-

wesens, im Zuge dessen das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl ins Leben gerufen 

wurde. Das Aufgabenspektrum der Fachkommunikatorinnen und -kommunikatoren ist 

aber noch vielfältiger: Unter anderem verfassen sie Pressestatements, Reden für Führungs-

kräfte, redaktionelle Beiträge für Fachmagazine, Presseaussendungen und Homepagebei-

träge. Sie erstellen auch Medienkonzepte und holen Fachinformationen zu tagesaktuellen 

Themen ein (vgl. Lemmerer 2012: 27 ff). 
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 Redaktionsteam 

Das dreiköpfige Redaktionsteams redigiert alle Druckwerke des Ressorts – Folder, Bro-

schüren, Jahresberichte, Texte für Online-Meiden des Ressorts, Presseaussendungen etc. – 

bevor sie veröffentlicht werden (vgl. Texten, organisieren, kommunizieren 2012: 35).  

 

 Interne Kommunikation 

In den vergangenen Jahren wurde die interne Kommunikation im Innenministerium for-

ciert. Verantwortlich dafür ist der stellvertretende Abteilungsleiter der Abteilung I/5, Mag. 

(FH) Gerhard Brenner. Ziel ist es, die Mitarbeiter/innen über wichtige Themen zu infor-

mieren, bevor sie extern kommuniziert werden bzw. die Medien darüber berichten – sofern 

dies möglich ist. So wurde beispielsweise im Zuge der Neuorganisation des Asyl- und 

Fremdenwesens und der größten Behördenreform der Zweiten Republik ein Mitarbeiter-

beirat eingerichtet. Die Mitarbeiter/innen des Ressorts hatten dadurch die Möglichkeit, 

Fragen und Anliegen zu äußern. Die Möglichkeiten der internen Kommunikation reichen 

von Beiträgen im behördeneigenen Intranet über den Mitarbeiter/innen-Brief bis hin zum 

Benefizfußballspiel (vgl. Texten, organisieren, kommunizieren 2012: 36 f.). Einen wichtigen 

Beitrag zur internen Kommunikation leistet auch die Fachzeitschrift „Öffentliche Sicher-

heit“.  

 

 Fachzeitschrift „Öffentliche Sicherheit“ 

Das Magazin „Öffentliche Sicherheit“ ist die offizielle Zeitschrift des Innenministeriums. 

Es wurde im Jahr 1869 gegründet und erscheint alle zwei Monate mit einem Inhalt von 40 

bis 50 längeren und 20 kürzeren Texten. Das Redaktionsteam besteht in erster Linie aus 

Chefredakteur Werner Sabitzer  und seinen drei Stellvertretern. Gemeinsam mit ständigen 

freien Mitarbeiter/inne/n sowie internen und externen Texter/inne/n produzieren sie pro 

Ausgabe im Durchschnitt 124 Seiten mit 170 bis 200 Fotos. Die Themenfestlegung, die 

Auswahl der Titelgeschichte sowie die Aufteilung der Arbeit erfolgt in den Redaktionssit-

zungen. Die Bandbreite der Themen reicht von Sicherheitstipps über Kriminalgeschichtli-

ches bis hin zu Portraits über Mitarbeiter/innen. Die einzelnen Texte werden auch mit den 

Mitgliedern des Herausgeberkomitees, in dem die vier Sektionschefs, andere Führungs-

kräfte des Ressorts und die Pressesprecher der Zentralstelle vertreten sind, besprochen. Die 

Redaktionsmitglieder erstellen das Fachmagazin bis zur Druckvorstufe – auch das Layout 

(vgl. Texten, organisieren, kommunizieren 2012: 35).  

 

http://de.wikipedia.org/wiki/Bundesministerium_f%C3%BCr_Inneres
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 Inhaltliches Online-Management 

Redaktionelle Angelegenheiten der Homepage des Innenministeriums (www.bmi.gv.at) 

und sonstiger Internetpublikationen gehören ebenfalls zum Aufgabenbereich der Abteilung 

I/5. Die Mitarbeiter/innen des Kompetenzcenters sind außerdem für die Koordinierung der 

inhaltlichen Gestaltung der Internetseiten der nachgeordneten Dienststellen sowie des Be-

hördenintranets zuständig (vgl. ebd.: 33ff). 

 

 Referat I/5/a (Bürgerservice) 

Das Referat I/5/a ist in die Abteilung I/5 eingegliedert. Die Mitarbeiter/innen des Referats 

sind sowohl Ansprechpartner/innen für Bürger/innen als auch für Kolleg/innen. Diese 

wenden sich überwiegend per Telefon oder E-Mail an den Bürgerservice. Meist handelt es 

sich dabei um Reaktionen auf Homepageartikel, Entscheidungen oder öffentliche Aussa-

gen und Geschehnisse. Die Mitarbeiter/innen des Bürgerservice können daher auch Prog-

nosen anstellen, welche Themen wichtig werden könnten (vgl. ebd.: 37). 

 

Abteilung I/8 – Protokoll und Veranstaltungsmanagement  

Die Mitarbeiter/innen der Abteilung I/8 sind unter anderem für die Kreation, Produktion 

und Organisation von Maßnahmen zur Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit zustän-

dig. In dieser Funktion organisieren sie auch Medienveranstaltungen und Pressekonferen-

zen. Außerdem leisten sie in den Bereichen Event-Management, Werbung, Art-Direktion, 

Foto, Film, Bild, Online-Management/Webdesign einen Beitrag zur Erstellung und Umset-

zung der Ressortstrategie zur Öffentlichkeitsarbeit. In den Aufgabenbereich des Protokoll 

und Veranstaltungsmanagements gehört auch, öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen, 

offizielle Termine auf Bundesebene und ausländische Besuche bei der Ressortleitung zu 

planen, vorzubereiten und durchzuführen. Zu den weiteren Zuständigkeitsbereichen zählen 

das Eventmanagement, Protokoll- und Repräsentationsangelegenheiten, die Umsetzung des 

Corporate Designs, die Produktion von Präsentationen und öffentlichkeitsrelevanten Pro-

dukten sowie das Bildarchiv und das Bibliothekswesen.Umgesetzt werden diese Aufgaben 

von den Fachreferent/inn/en, der Art-Direktion, einem Foto- bzw. Film-Team und von 

Mitarbeiter/inne/n aus dem Bereich Kreation und Werbung sowie dem technischen Online-

Management (vgl. Marakovits 2012: 20 f.). 
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Pressesprecher/innen in den dafür vorgesehenen Bereichen 

Pressesprecher/innen sind für die Durchführung der Öffentlichkeitsarbeit zuständig. Dies 

erfolgt in tagesaktueller Abstimmung mit den Abteilungen I/5 und I/8 (vgl. Marakovits 

2012: 21). Ein Beispiel dafür sind die Pressesprecher des Bundeskriminalamtes (BK). Sie 

sind im Büro 1.5 (Kriminalpolizeiliche Presse- und Öffentlichkeitsarbeit) im Bundeskrimi-

nalamt angesiedelt und stehen als Ansprechpartner für nationale und internationale krimi-

nalpolizeiliche Medienanfragen zur Verfügung. Die Pressesprecher sind aber auch Service-

stelle für die Kolleg/innen im Bundeskriminalamt. So vermitteln sie Spezialist/inn/en als 

Interviewpartner/innen, erstellen Wordings, Präventionstipps und Zusatzinformationen. In 

den Zuständigkeitsbereich des Bundeskriminalamtes gehört beispielsweise auch die Erstel-

lung von Kriminalstatistiken und -analysen. Die Pressesprecher bereiten diese für die Öf-

fentlichkeit auf und veröffentlichen sie. Die tagesaktuellen Meldungen, die die Sprecher 

vom „Single Point of Contact“ (SPOC) bekommen, bilden die Grundlage für die tagesak-

tuelle Pressearbeit. Abhängig vom Thema, beispielsweise bei Fahndungen oder erfolgrei-

chen Amtshandlungen, werden die Medien informiert, Presseaussendungen verfasst und 

Pressekonferenz organisiert. Zu den Aufgaben der Pressesprecher gehört auch die Betreu-

ung von in- und ausländischen Delegationen, die grafische Aufbereitung von kriminalpoli-

zeilichen Publikationen, wie beispielsweise Jahresberichte, Flyer, Folder und Broschüren, 

sowie die Betreuung der Homepage des Bundeskriminalamtes (vgl. Öffentliche Sicherheit 

9-10/12: 65 f.).  

 

Kommunikationsverbindungspersonen 

Kommunikationsverbindungspersonen gibt es beim Einsatzkommando Cobra/ Direktion 

für Spezialeinheiten, im Bundesamt für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung 

(BVT) und im Bundesamt für Korruptionsprävention und Korruptionsbekämpfung (BAK). 

Sie arbeiten mit den Abteilungen I/5 und I/8 bei öffentlichkeitsrelevanten Themen und 

Veranstaltungen des Fachbereichs bzw. Bundesamtes sowohl im Rahmen der Jahres- und 

Vierteljahresstrategien also auch in tagesaktuellen Belangen zusammen. Des Weiteren ko-

ordinieren sie die Öffentlichkeitsarbeit in ihrer Organisationseinheit. Zudem unterstützen 

sie die Abteilungen I/5 und I/8 bei Maßnahmen zur Öffentlichkeitsarbeit, indem sie 

Fachinformationen bereitstellen, bei der Erstellung der fachbereichsbereichsbezogenen 

Inhalte für die Jahres- und Vierteljahresstrategien mitarbeiten und schriftliche Unterlagen 

auf ihre fachliche Richtigkeit hin überprüfen (vgl. Marakovits 2012: 22).  
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Medienberater/innen 

Medienberater/innen beraten und unterstützen Führungskräfte der Organisationseinheit in 

Bezug auf Medienarbeit. Unter Fachaufsicht der Abteilung I/5 stellen sie Kontakte zu Me-

dienvertreter/inne/n her und leisten einen Beitrag zur aktiven Öffentlichkeitsarbeit. Außer-

dem unterstützen sie die Mitarbeiter/innen der Abteilung I/5 bei der Aufbereitung von öf-

fentlichkeitsrelevanten Themen aus ihrer Organisationeinheit (vgl. Marakovits 2012: 22 f.).  

 

10.1.1.2. Landespolizeidirektionen 

Öffentlichkeitsarbeits-Teams in den Bundesländern 

In den Bundesländern – ausgenommen Wien, wo das Öffentlichkeitsarbeits-Team (ÖA-

Team) aus der Pressestelle der Landespolizeidirektion Wien und dem Veranstaltungsma-

nagement besteht – gibt es mindestens zwei hauptamtliche Öffentlichkeitsarbeiter/innen, 

die für die Landespolizeidirektionen (LPD) zuständig sind. Die ÖA-Teams sind im „Büro 

Öffentlichkeitsarbeit und interner Betreib“ direkt beim Landespolizeidirektor angesiedelt. 

Mindestens ein/e Mitarbeiter/in des Teams ist überwiegend für die externe Öffentlichkeits-

arbeit zuständig und mindestens ein/e weitere/r deckt den Bereich der internen Kommuni-

kation ab. Die ÖA-Teams sind für die Planung, Koordination und Durchführung der Öf-

fentlichkeitsarbeit in ihrem Bundesland verantwortlich (vgl. Lemmerer 2012: 29). Aber 

auch die Beratung von Führungskräften und Bediensteten sowie die Unterstützung von 

Mitarbeiter/inne/n der Landespolizeidirektionen gehören zu ihrem Aufgabenbereich. Des 

Weiteren koordinieren sie die Öffentlichkeitsarbeit im Bundesland und stellen aktive Öf-

fentlichkeitsarbeit und interne Kommunikation sicher. Die Erstellung von Foto- und Film-

aufnahmen sowie das Veranstaltungsmanagement erfolgen in Abstimmung mit der Abtei-

lung I/8. Ein wesentlicher Teil des Aufgabengebiets der ÖA-Temas ist die Medienbe-

obachtung (vgl. Marakovits 2012: 24).  
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10.1.2. Ablauforganisation der Öffentlichkeitsarbeit des Innen-

ressorts  

10.1.2.1.Zentralstelle 

Der Erlass für die interne und externe Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit des Bun-

desministeriums für Inneres sieht die Einrichtung eines Sharepoints für Öffentlichkeitsar-

beit, dabei handelt es sich um eine digitale Plattform zur Zusammenarbeit, vor. Wobei die 

Abteilung I/5 für die inhaltliche Gestaltung und die Abteilung I/8 für die technische Ver-

waltung der Plattform verantwortlich ist. Bereitgestellt werden aktuelle Unterlagen, die für 

die Mitarbeiter/innen im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit von Relevanz sind. Dazu zählen 

beispielsweise Strategien für die Öffentlichkeitsarbeit, Wochenpläne, Vorlagen, Wordings, 

Pressetexte etc. Zugriff auf den Sharepoint haben Mitarbeiter/innen der Abteilungen I/5 

und I/8, ÖA-Teams, Pressesprecher/innen, Kommunikationsverbindungspersonen und Me-

dienberater/innen. Um die aktuelle Lage laufend kommunikativ beurteilen zu können, 

muss die Erreichbarkeit eines Vertreters bzw. einer Vertreterin der Abteilung I/5 für das 

Einsatz- und Koordinationscenter (EKC) sichergestellt sein (vgl. Marakovits 2012: 8 f.).  

 

10.1.2.2.Zentralstelle und nachgeordnete Behörden  

Planung und Umsetzung der Öffentlichkeitsarbeit 

Der Erlass für die interne und externe Öffentlichkeitsarbeit sieht vor, dass die Abteilungen 

I/5 und I/8 so früh wie möglich über geplante und gesetzte Maßnahmen, die für die Öffent-

lichkeitsarbeit im Innenressort relevant sind, informiert werden. Dies erfolgt beispielsweise 

durch die Strategie für Öffentlichkeitsarbeit: Auf Grundlage der Gesamtstrategie des Res-

sorts muss – in Zusammenarbeit mit den betroffenen Organisationeinheiten – eine Jah-

resstrategie für die interne und externe Öffentlichkeitsarbeit des Innenressorts erstellt wer-

den. Außerdem müssen Pressesprecher/innen, Medienberater/innen und ÖA-Teams wö-

chentlich, angedachte Maßnahmen zur Öffentlichkeitsarbeit für die Folgewoche bekannt 

geben. Diese werden von der Pressestelle, die in der Abteilung I/5 angesiedelt ist, anhand 

von Wochenplänen zusammengefasst. Darüber hinaus müssen jene Maßnahmen, die meh-

rere Instrumente und Organisationseinheiten umfassen, gemeinsam geplant werden. Diese 

Planung sieht eine inhaltliche, zeitliche und formale Abstimmung vor (vgl. Marakovits 

2012: 9 f.).  
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Sämtliche öffentlichkeitsrelevante Maßnahmen müssen auf Grundlage eines Vier-Stufen-

Modell erfolgen. Dieses soll in der Folge näher erläutert werden.   

 

 Vier-Stufen-Modell 

Stufe 1: Begleitende dezentrale Öffentlichkeitsarbeit 

Bei Standardfällen kann der Leiter bzw. die Leiterin einer Amtshandlung eine selbstständi-

ge dezentrale Öffentlichkeitsarbeit durchführen bzw. kann er eine/n Bedienstete/n dazu 

nominieren. Nach der Öffentlichkeitsarbeit muss das ÖA-Team des Bundeslandes infor-

miert werden. Dieses evaluiert die Maßnahmen und erarbeitet – wenn notwendig – Strate-

gien zur Optimierung (vgl. Marakovits 2012: 11). 

 

Stufe 2: Abgestimmte dezentrale Öffentlichkeitsarbeit 

Der Leiter bzw. die Leiterin der Amtshandlung bzw. eine Person, die vom ÖA-Team no-

miniert wurde, muss bei größeren Amtshandlungen bzw. bei Anlässen, die den örtlichen 

und sachlichen Zuständigkeitsbereich überschreiten, vor der Durchführung der dezentralen 

Öffentlichkeitsarbeit diese mit dem ÖA-Team abstimmen. Wenn notwendig, legt das Öf-

fentlichkeitsarbeits-Team ein Wording fest und begleitet und unterstützt die Öffentlich-

keitsarbeit (vgl. ebd.: 11). 

 

Stufe 3: Koordination bzw. Übernahme der Öffentlichkeitsarbeit durch das ÖA-Team 

Reguläre und langfristige Maßnahmen zur Öffentlichkeitsarbeit werden vom ÖA-Team des 

jeweiligen Bundeslandes zentral geplant, koordiniert und durchgeführt. Auch die Medien-

arbeit bei besonders aufsehenerregenden regionalen Fällen und Fällen, die überregionales 

Medieninteresse hervorrufen, erfolgt durch das ÖA-Team. 

 

Bei einer Medienarbeit auf Stufe drei muss das ÖA-Team eine professionelle Medienbe-

treuung am Einsatzort sicherstellen. Folgende Punkte sind dabei zu beachten:  

 Gegebenenfalls Abklärung der Medienarbeit mit der Staatsanwaltschaft (z.B. bei 

kriminalpolizeilichen Fällen); 

 Betreuung der Medien vor Ort; 

 Berichterstattung an das Einsatz- und Koordinationscenter (EKC) im BMI , an die 

Leitung der Abteilung I/5 sowie an den Ressortsprecher; 
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 Weitergabe der Kontaktdaten des Pressesprechers bzw. der Pressesprecherin vor 

Ort – er muss permanent telefonisch erreichbar sein – an die Abteilung I/5 und das 

EKC; 

 Weitergabe der Kontaktdaten des Pressesprechers bzw. der Pressesprecherin vor 

Ort an die Medien via Presseaussendung, wobei sich die Telefonnummer, die an 

die Medien verteilt wird, von der intern erreichbaren Nummer unterscheiden muss; 

 Kontinuierliche Weitergabe von Informationen, die mit allen relevanten Stellen 

abgestimmt wurden, in Form von Pressestatements bzw. Pressekonferenzen; 

 Verfassen und Versenden von Presseaussendungen;  

(vgl. ebd.: 11 f.) 

 

Stufe 4: Vom BMI – Abteilung I/5 und Abteilung I/8 – gesteuerte Öffentlichkeitsarbeit 

Die Planung, Koordination und Durchführung der aktiven und reaktiven Öffentlichkeitsar-

beit des BMI bzw. der Öffentlichkeitsarbeit, die bundesweit von Relevanz ist, erfolgt durch 

die Abteilungen I/5 und I/8, wobei die Maßnahmen mit den betroffenen Dienststellen ab-

gestimmt werden. Die Wahrnehmung der Medienarbeit erfolgt durch den Ressortsprecher 

des BMI oder einer Person, die von der Leitung der Abteilung I/5 bestimmt wurde, in Ab-

stimmung mit dem Leiter der Abteilung I/5 (vgl. ebd.: 12 f.).  

 

10.2.Interne Kommunikation 

Bereits in der Begriffsbestimmung zur Öffentlichkeitsarbeit, die im Erlass für die interne 

und externe Kommunikation, angeführt ist, wird die interne Kommunikation hervorgeho-

ben. Demnach beinhaltet Öffentlichkeitsarbeit 

„in Bezug auf Kommunikation alle Instrumente und Maßnahmen, die dazu geeignet 

sind, bei definierten internen und externen Dialoggruppen Glaubwürdigkeit und 

Vertrauen zu erreichen (Interne Kommunikation, Medienarbeit, Veranstaltungsma-

nagement, Werbung, Corporate Identity etc.)“ (Marakovits 2012: 3).  

 

In der Zielsetzung der Öffentlichkeitsarbeit des Innenressorts wird hervorgehoben, dass 

sowohl die interne als auch die externe Öffentlichkeits- und Informationsarbeit proaktiv 

erfolgen muss. In den Leitlinien und Grundsätzen ist außerdem festgeschrieben, dass für 

das gesamte Ressort der Grundsatz „interne vor externe Kommunikation“ gilt. Ist dies 

nicht möglich, so muss eine gleichzeitige Kommunikation nach innen und außen sicherge-
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stellt werden. Die Mitarbeiter/innen der Öffentlichkeitsarbeit des Innenressorts müssen 

sich außerdem als Dienstleiter/innen nach innen und außen verstehen. Um die Kommuni-

kation sowohl nach innen als auch nach außen sicherzustellen, ist mindestens je ein Mit-

glied des ÖA-Teams in den Bundesländern für die interne und für die externe Kommunika-

tion zuständig. Außerdem wird eine Jahresstrategie für die interne und externe Öffentlich-

keitsarbeit des Innenressorts erstellt (vgl. ebd.: 3 ff.).  

 

Wie bereits in Kapitel 10.1.1.1. angeführt, sind wichtige Mittel der internen Kommunikati-

on die Fachzeitschrift „Öffentliche Sicherheit“, das behördeneigene Intranet, Mitarbei-

ter/innen-Briefe und Veranstaltungen wie Benefizfußballspiele. Auch Mitarbeiterbeiräte, 

die beispielsweise im Zuge der Neuorganisation des Asyl- und Fremdenwesens und der 

größten Behördenreform der Zweiten Republik eingerichtet wurden, leisten einen wichti-

gen Beitrag für die interne Kommunikation (vgl. Texten, organisieren, kommunizieren 2012: 

36 f.).  

 

10.3.Krisenkommunikation im Innenressort 

10.3.1.Strukturen 

10.3.1.1. Zentralstelle  

Die proaktive Krisenkommunikation – auf Basis entsprechender Pläne und Handbücher – 

fällt in die Zuständigkeit der Abteilung I/5 (vgl. Marakovits 2012: 19). In Krisenfällen 

und auch bei Großereignissen, wie zuletzt bei der Fußballeuropameisterschaft 2008, be-

dient sich das Bundesministerium für Inneres eines Führungssystems. Dieses wird durch 

einen Krisenstab unterstützt.  

 

Um die Aufgaben, die der Öffentlichkeitsarbeit im Zuge dieses Krisenstabs zukommen, 

verständlich zu machen, sollen die wesentlichen Punkte zum Führungssystem und der Or-

ganisation der Stabsarbeit – wie sie in der Richtlinie des BMI festgeschrieben sind – zu-

sammengefasst werden.  
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 Führungssystem 

Das Führungssystem des BMI setzt sich aus folgenden Elementen zusammen:  

Führungsorganisation: Der Aufbau der Führungshierarchie wird festgelegt und die Aufga-

ben und Zuständigkeiten werden geregelt. 

Führungsverfahren: Denk- und Handlungsablauf, durch den der Auftrag zum Erreichen 

eines bestimmten Zieles in konkrete Handlungsanweisungen für Nachgeordnete gesplittet 

wird. Diese Handlungsanweisungen werden an Nachgeordnete übermittelt und deren Erle-

digung kontrolliert.  

Führungsmittel: Instrument, das dazu dient, um Informationen, die zum Führen erforder-

lich sind gewinnen, erfassen, darzustellen, verarbeiten und übermitteln zu können. 

(vgl. Bundesministerium für Inneres 2007: 16 f.) 

 

 

 

Abbildung 12: Regelkreis der Führung (Bundesministerium für Inneres 2007: 18) 

 

Wie im oben dargestellten „Regelkreis der Führung“ ersichtlich, wird ein Führungsverfah-

ren durch einen Auftrag in die Wege geleitet. Als erster Schritt findet die Lagefeststellung 

statt, darauf folgt die Beurteilung der Lage, die als Ergebnis einen Entschluss nach sich 

zieht. Aufgrund dieses Entschlusses wird die Durchführung geplant, dazu wird ein Auftrag 

entwickelt und an Nachgeordnete übermittelt (Auftragserteilung). Schließlich wird die 



85 

 

Umsetzung dieser Aufträge kontrolliert. Um das Lagebild zu aktualisieren, ist eine neuerli-

che Lagefeststellung notwendig (vgl. Bundesministerium für Inneres 2007: 18 f.). 

 

Damit das Führungsverfahren möglichst effizient umgesetzt werden kann, unterstützen 

Führungsgehilfen den Einsatzleiter bereits auf den unteren Führungsebenen. Mit seigender 

Führungsebene werden auch die Führungsaufgaben umfangreicher und komplexer, darum 

ist hier eine Unterstützung durch einen Stab erforderlich (vgl. ebd.: 36).  

 

 Stabsarbeit im BMI  

Wie in der unten stehenden Abbildung ersichtlich, setzt sich der Stab aus einer Führungs- 

und einer Fachgruppe zusammen. Darüber steht der Leiter der Stabsarbeit. In der Folge 

sollen die einzelnen Funktionen erläutert werden.  

 

Abbildung 13: Gliederung der Stabsarbeit (vgl. Bundesministerium für Inneres 2007: 39) 
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Leiter der Stabsarbeit 

Der Leiter der Stabsarbeit vertritt den Einsatzleiter, betreut die Schnittstelle zum Einsatz-

leiter und zu den anderen Behörden, Einsatzorganisationen und Einrichtungen und er hat 

außerdem die Funktion des stellvertretenden Einsatzleiters inne (vgl. Bundesministerium 

für Inneres 2007: 40). 

 

Führungsgruppe 

Die Führungsgruppe setzt sich aus sechs verschiedenen Sachgebieten zusammen. Je nach 

Erfordernis können aber auch weitere Sachgebiete eingerichtet werden. Diese sollen in der 

Folge kurz erläutert werden, wobei Sachgebiet 5 (Öffentlichkeitsarbeit) und Sachgebiet 6 

(Kommunikation) etwas ausführlicher dargestellt werden soll.   

 

Sachgebiet 1 – Personal:  

Die Mitarbeiter/innen dieses Sachgebiets sind für die personellen Angelegenheiten zustän-

dig. Dazu gehört einerseits das Erfassen und Organisieren der Einsatzkräfte (Erstellen und 

Führen von Kräfteübersichten, Anfordern und Bereitstellen von Einsatzkräften, Bilden und 

Bereitstellen von Reserven, Planen und Durchführen von Ablösen, Planen der Unterbrin-

gung der Kräfte). Andererseits umfasst das Sachgebiet 1 auch das Organisieren des Perso-

nals für die Stabsarbeit (vgl. ebd.: 42).  

 

Sachgebiet 2 – Lage:  

Aufgabe der Mitarbeiter/innen des Sachgebietes 2 ist die Lagefeststellung und -darstellung, 

sowie die Beurteilung der Lage und das Erstellen der Lageinformation (vgl. ebd.: 43).  

 

Sachgebiet 3 – Einsatz:  

Mit Unterstützung der anderen Sachgebiete sind die Mitarbeiter/innen des Sachgebietes 3 

für die Planung und Durchführung des Einsatzes zuständig, wobei auch die Vertretung des 

Leiters der Stabsarbeit in dieses Sachgebiet fällt (vgl. ebd.: 44).    
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Sachgebiet 4 – Versorgung:  

In das Sachgebiet 4 fällt die Versorgung (z.B. Geräte, Unterkünfte usw.), das Organisieren 

von Fremdleistungen (z.B. Transportwesen, Spezialgeräte, Verbrauchsmaterial usw.), die 

Verwaltung und Verrechnung sowie die ganzheitliche Betreuung, wie beispielsweise me-

dizinische und psychologische Betreuung (vgl. Bundesministerium für Inneres 2007: 45).  

 

Sachgebiet 5 – Öffentlichkeitsarbeit:  

In dieses Sachgebet fallen alle Aufgaben rund um die Medienarbeit, Besucherbetreuung 

und filmische und fotografische Dokumentation. Auch die Erteilung von Auskünften und 

die Einrichtung eines Pressezentrums – falls notwendig – fällt in diesen Bereich.  

Die folgende Abbildung zeigt, welche Aufgaben damit verbunden sind (vgl. ebd.: 46).  

 

 

Abbildung 14: Aufgaben des Sachgebiets 5 (vgl. Bundesministerium für Inneres 2007:46) 

 

Sachgebiet 6 – Kommunikation:  

Die Mitarbeiter/innen dieses Sachgebiets sind für die Ausstattung des Stabes, für die 

Kommunikationsorganisation und für die Einsatzdokumentation verantwortlich. Auch das 

Betreiben der Meldesammelstelle – dabei handelt es sich um den zentralen Kanzleiapparat 

des Stabes – erfolgt durch das Sachgebiet 6 (vgl. ebd.: 47).  
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Die folgende Abbildung zeigt eine Aufschlüsselung alle Aufgaben dieses Sachgebietes.  

 

Abbildung 15: Aufgaben des Sachgebiets 6 (vgl. Bundesministerium für Inneres 2007: 47) 

 

Betrachtet man die Sachgebiete Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikation genauer, so fällt 

auf, dass Social Media wie beispielsweise „Facebook“ oder „Twitter“, oder das Erstellen 

von Videobotschaften keine Beachtung in der Stabsarbeit bei Krisenfällen finden. Daraus 

kann geschlossen werden, dass das BMI auf die von Daniel Jörg und Martina Vieli (siehe 

Kapitel 4.3.1.) angeführten fünf Trends, die die Krisenkommunikation verändern, nicht 

reagiert. Ein Grund hierfür könnte sein, dass die Richtlinie für das Führen im Katastro-

pheneinsatz bereits aus dem Jahr 2007 stammt, wo soziale Medien noch keine so große 

Rolle gespielt haben, wie es heute der Fall ist.  

 

Fachgruppe 

Die Fachgruppe setzt sich aus Sachverständigen, Verbindungsoffizieren bzw. Verbin-

dungsorgangen zusammen. Sie werden dann in den Stab integriert, wenn der Einsatzleiter 

eine besondere fachliche Beratung benötigt oder wenn die Aufgaben an der Schnittstelle zu 

anderen Behörden, Einsatzorganisationen und Einrichtungen, die am Einsatz beteiligt sind, 

es erfordern (vgl. Bundesministerium für Inneres 2007: 49).  
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10.3.1.2.Öffentlichkeitsarbeit durch die ÖA-Teams 

Die Medienarbeit zu aufsehenerregenden regionalen Fälle bzw. Fällen, die bundesweites 

Interesse hervorrufen, erfolgt – auf Basis des oben angeführten Vier-Stufen-Modells – 

durch die ÖA-Teams in den Bundesländern. Sie sind für die Medienbetreuung vor Ort zu-

ständig (vgl. Marakovits 2012: 11 f.).  

 

10.4. Vertrauen 

Die Herstellung öffentlichen Vertrauens ist ein wesentlicher Bestandteil im Erlass für die 

externe und interne Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für Inneres. So wird dort 

Öffentlichkeitsarbeit definiert als  

„alle Maßnahmen einer Organisation oder Person zur Wahrnehmung ihrer Ver-

pflichtung und Rechte gegenüber der Gesellschaft mit dem Ziel, gegenseitiges Ver-

trauen aufzubauen und zu fördern“ (Marakovits 2012: 3).   

In diesen Zeilen spielt auch die gesellschaftliche Verantwortung eine Rolle, die Bentele 

(vgl. 1994: 144) zufolge ein wichtiger Faktor in der Herstellung öffentlichen Vertrauens ist. 

Die Ziele der Öffentlichkeitsarbeit des Innenressorts bestehen außerdem in der Bestätigung 

und Stärkung des Vertrauens der Bevölkerung in die Arbeit des Ressorts und in der Trans-

parenz (vgl. Marakovits 2012: 3) – auch diese wird von Bentele als Vertrauensfaktor ange-

führt (vgl. 1994: 144) – und Nachvollziehbarkeit der Leistungen der Mitarbeiter/innen (vgl. 

Marakovits 2012: 3). Ein weiterer Vertrauensfaktor, den Bentele (vgl. 1994: 144) anführt 

und der im Erlass für die interne und externe Öffentlichkeitsarbeit angeführt wird, ist die 

kommunikative Konsistenz. So ist die Gewährleistung einer integrierten Kommunikation 

ein Bestandteil der Leitlinien und Grundsätze der Öffentlichkeitsarbeit des Innenressorts 

(vgl. Marakovits 2012: 4).   
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11. Beantwortung der Forschungsfragen 
 

 

Das Bundesministerium ist als Stablinienorganisation organisiert. Die Presse- und Öffent-

lichkeitsarbeit in der Zentralstelle obliegt der Gruppe I/B – sie hat die Gesamtverantwor-

tung für die Öffentlichkeitsarbeit und ist Teil der Sektion I (Präsidium). Dieser Gruppe 

untergeordnet sind die Abteilungen I/5 (Kompetenzcenter Kommunikation) und I/8 (Pro-

tokoll und Veranstaltungsmanagement). Der Ressortsprecher ist als Stabstelle der Gruppe 

I/B beigefügt. Des Weiteren wird die Öffentlichkeitsarbeit von Pressesprecher/innen (z.B. 

im Bundeskriminalamt), Kommunikationsverbindungspersonen (z.B. im Bundesamt für 

Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung) und den Medienberater/inne/n, die für 

bestimmte Führungskräfte zuständig sind, ausgeübt.  

 

In den Bundesländern erfolgt die Öffentlichkeitsarbeit durch Öffentlichkeitsarbeits-Teams. 

Diese sind dem/r jeweiligen Landespolizeidirektor/in bzw. dem Polizeipräsidenten unter-

stellt. Die Fachaufsicht auf Bundesebene obliegt den Abteilungen I/5 und I/8.  

 

 

 

 

Die Zentralstelle muss so früh wie möglich über öffentlichkeitsrelevante Maßnahmen in-

formiert werden. Dies erfolgt durch Strategien für die Öffentlichkeitsarbeit, Wochenpläne 

und anlassbezogen. Sämtliche Maßnahmen im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit müssen 

auf Grundlage des Vier-Stufen-Modells erfolgen: 

 

Stufe 1 (begleitende dezentrale Öffentlichkeitsarbeit): Die Öffentlichkeitsarbeit kann bei 

Standardfällen durch den/die Leiter/in der Amtshandlung erfolgen.  

Stufe 2 (abgestimmte dezentrale Öffentlichkeitsarbeit): Bei größeren bzw. den örtlichen 

und sachlichen Zuständigkeitsbereich übergreifenden Anlässen kann die dezentrale Öffent-

lichkeitsarbeit – nach Abstimmung mit dem ÖA-Team des Bundeslandes – durch den/die 

Leiter/in der Amtshandlung erfolgen.  

FF I: Welche Strukturen liegen der Öffentlichkeitsarbeit des Innenressorts zugrunde?  

 

FF II: Welchen Regeln liegt die Zusammenarbeit zwischen der Öffentlichkeitsarbeit der 

Zentralstelle des Bundesministerium für Inneres und ihren nachgeordneten Dienststellen 

zugrunde? 
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Stufe 3 (Koordination bzw. Übernahme der Öffentlichkeitsarbeit durch ÖA-Team): Bei 

aufsehenerregenden regionalen Fällen bzw. Fällen, die bundesweites Interesse hervorrufen, 

erfolgt die Öffentlichkeitsarbeit zentral durch das ÖA-Team des Bundeslandes.  

 

Stufe 4 (vom BMI – Abteilungen I/5 und I/8 – gesteuerte Öffentlichkeitsarbeit): Die aktive 

und reaktive Öffentlichkeitsarbeit des BMI bzw. Öffentlichkeitsarbeit von bundesweiter 

Relevant wird von den Abteilungen I/5 und I/8 geplant, koordiniert und realisiert.  

 

 

 

 

In den Leitlinien und Grundsätzen der Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für 

Inneres ist unter anderem festgeschrieben, dass für das gesamte Ressort der Grundsatz „in-

terne vor externe Kommunikation“ gilt. Um die Kommunikation sowohl nach innen als 

auch nach außen sicherzustellen, ist mindestens jeweils ein Mitglied des ÖA-Teams in den 

Bundesländern für die interne und externe Kommunikation zuständig.   

 

Wichtige Mittel der internen Kommunikation sind die Fachzeitschrift „Öffentliche Sicher-

heit“, das behördeneigene Intranet, Mitarbeiter/innen-Briefe, Mitarbeiter/innen-Beiräte und 

Veranstaltungen wie Weihnachtsfeiern.  

 

 

 

 

Für die proaktive Krisenkommunikation in der Zentralstelle ist die Abteilung I/5 (Kompe-

tenzcenter Kommunikation) zuständig. In Krisenfällen bedient sich das Bundesministerium 

für Inneres eines Führungssystems. Dieses wird durch einen Krisenstab unterstützt. Inner-

halb dieses Krisenstabes gibt es unter anderem die Sachgebiete Öffentlichkeitsarbeit und 

Kommunikation. In das Sachgebiet Öffentlichkeitsarbeit fällt die Medienarbeit, Besucher-

betreuung sowie filmische und fotografische Dokumentation. Auch die Erteilung von Aus-

künften und die Einrichtung eines Pressezentrums – falls notwendig – fällt in diesen Be-

reich. In den Aufgabenbereich des Sachgebietes Kommunikation fällt die Einsatzdokumen-

tation. 

FF III: Welchen Stellenwert hat die interne Kommunikation in der Öffentlichkeitsarbeit 

des Bundesministeriums für Inneres? 

 

FF IV: Welchen Strukturen liegt die Krisenkommunikation des Innenressorts zugrunde? 
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Auf Länderebene erfolgt die Medienarbeit zu aufsehenerregenden regionalen Fälle bzw. 

Fällen, die bundesweites Interesse hervorrufen, auf Basis des Vier-Stufen-Modells durch 

die ÖA-Teams in den Bundesländern. Sie sind für die Medienbetreuung vor Ort zuständig. 

 

In den strukturellen Gegebenheiten – und den damit verbundenen Aufgaben – werden so-

ziale Medien, wie „Facebook“ oder „Twitter“ nicht berücksichtigt, was darauf schließen 

lässt, dass die Richtlinien für das Führen im Katastropheneinsatz einer Überarbeitung be-

dürfen und auf den neuesten Stand gebracht werden sollten.  

 

 

 

 

Sowohl der Aufbau als auch die Stärkung des Vertrauens der Bevölkerung in die Arbeit 

des Innenressorts wird im Erlass für die externe und interne Öffentlichkeitsarbeit des Bun-

desministeriums für Inneres als Ziel der Öffentlichkeitsarbeit angeführt. Folgende Fakto-

ren, die Bentele zufolge der Herstellung von Vertrauen dienen, konnten im Zuge der In-

haltsanalyse ebenfalls identifiziert werden:  

 gesellschaftliche Verantwortung,  

 Transparenz (die Arbeit des Bundesministeriums für Inneres soll für die Bevölke-

rung nachvollziehbar und transparent gemacht werden) und  

 kommunikative Konsistenz (die integrierte Kommunikation ist ein wichtiger Be-

standteil der Leitlinien und Grundsätze der Öffentlichkeitsarbeit des Innenressorts). 

Somit spielt die Herstellung öffentlichen Vertrauens eine wichtige Rolle in der Zielsetzung 

der Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für Inneres.  

 

FF V: Welche Rolle spielt die Herstellung öffentlichen Vertrauens in der Zielsetzung der 

Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für Inneres? 
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12. Resümee und Ausblick 

Welche Anforderungen werden an die Öffentlichkeitsarbeit in Behörden gestellt und wird 

das Bundesministerium für Inneres diesen Anforderungen gerecht – diese Frage stand im 

Zentrum der vorliegenden Arbeit. Was lässt sich nun – knapp 100 Seiten später – darüber 

sagen?  

 

Was die Strukturen betrifft, die der Öffentlichkeitsarbeit im Bundesministerium für Inneres 

zu Grunde liegen, kann festgehalten werden, dass die Öffentlichkeitsarbeit nicht als Stabs-

stelle, sondern als eigene Abteilungen (Kompetenzcenter Kommunikation und Veranstal-

tungsmanagement und Protokoll) positioniert ist. Dies lässt sich Ulrike Röttger (2010) zu-

folge besser mit einer aktiven, nach innen und außen gerichteten PR vereinbaren. Die Ab-

teilungen verfügen auch – im Gegensatz zu Stabstellen – über Anordnungs-und Entschei-

dungskompetenzen und sind nicht von der Unterstützung übergeordneter Instanzen abhän-

gig. Der Ressortsprecher hingegen ist als Stabsstelle dem Gruppenleiter zugeordnet. Somit 

sind seine Kompetenzen und Verantwortlichkeiten klar geregelt. Eine wichtige Vorausset-

zung für das Gelingen der Öffentlichkeitsarbeit ist jedoch, dass der Ressortsprecher eng 

mit den Abteilungen, die für die Öffentlichkeitsarbeit zuständig sind, zusammenarbeitet. 

Vor allem wenn es beispielsweise um die Erstellung eines Wordings geht, ist es wichtig, 

dass der Ressortsprecher dieselben Auskünfte erteilt, die von den Mitarbeiter/inne/n der 

Abteilung I/5 in Redeunterlagen für Führungskräfte und Pressaussendungen verwendet 

werden.  

 

Die dem Bundesministerium für Inneres nachgeordneten Stellen sind über ganz Österreich 

verteilt. Dies und die Tatsache, dass das BMI immer wieder in den Medien vertreten ist, 

macht eine professionelle Öffentlichkeitsarbeit in den Bundesländern notwendig. Diese 

wird von speziell ausgebildeten ÖA-Teams wahrgenommen. Die Zusammenarbeit zwi-

schen der Zentralstelle des BMI und den Öffentlichkeitsmitarbeiter/inne/n in den Bundes-

ländern ist klar geregelt. Dies zeigt, dass ein professioneller Auftritt nach außen hin ein 

wichtiges Ziel in der Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für Inneres ist.  
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In der Literatur wird immer wieder auf die große Bedeutung der internen Kommunikation 

hingewiesen. Robert Deg (vgl. 2007: 137 f.) beispielsweise nennt die Verbreitung von In-

formationen, die Stärkung des Zugehörigkeitsgefühls, die Präsentation des Unternehmens 

und die Imagestärkung und -profilierung als zentrale Gründe für die interne Kommunikati-

on.  

 

Vor allem eine Behörde wie das Bundesministerium für Inneres, mit rund 32.000 Mitarbei-

ter/inne/n, sollte besonderen Wert auf die interne Kommunikation legen. Und dies ist auch 

der Fall – der Erlass für die interne und externe Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit 

des Bundesministeriums für Inneres (BM.I) und der nachgeordneten Behörden, Dienststel-

len und Landespolizeikommanden räumt der internen Kommunikation einen hohen Stel-

lenwert ein. In den darin postulierten Leitlinien und Grundsätzen ist unter anderem festge-

schrieben, dass für das gesamte Ressort der Grundsatz „interne vor externe Kommunikati-

on“ gilt. Auch in den Aufgaben der ÖA-Teams ist interne Kommunikation ein wichtiger 

Bestandteil.  

 

Da das Innenministerium für die Koordination des staatlichen Katastrophenschutzmana-

gements, des Staatlichen Krisenmanagements und der internationalen Katastrophenhilfe 

zuständig ist (vgl. Bundesministerium für Inneres: Zivilschutz in Österreich), kommt der 

Krisenkommunikation eine zentrale Bedeutung zu. Auch im Krisenstab, dessen sich das 

Bundesministerium für Inneres in Krisenfällen bedient, gibt es einen Sachbereich für Öf-

fentlichkeitsarbeit sowie einen Sachbereich für Kommunikation. Kritisch muss hierbei 

jedoch angemerkt werden, dass in den Aufgabenverteilungen dieser Sachbereiche keinerlei 

Bezug auf soziale Netzwerke wie beispielswiese „Facebook“ oder „Twitter“ genommen 

wird. In einem Zeitalter, indem Fotos und Nachrichten von Katastrophen in Sekunden-

schnelle über das Web 2.0 beinahe für die ganze Welt sichtbar gemacht werden können, ist 

hier durchaus Nachholbedarf zu sehen.  

 

Zahlreiche PR-Theoretiker schreiben der Öffentlichkeitsarbeit das Gewinnen von Vertrau-

en der Bevölkerung als zentrales Ziel zu. Ein hohes Vertrauen der Öffentlichkeit erleichtert 

beispielsweise die Kommunikation in Krisenzeiten. Das Bundesministerium für Inneres hat 

die Notwendigkeit des Vertrauensgewinns erkannt. Gesellschaftliche Verantwortung, 

Transparenz und kommunikative Kompetenz sind wichtige Faktoren im Erlass für die in-

terne und externe Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für 
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Inneres (BM.I) und der nachgeordneten Behörden, Dienststellen und Landespolizeikom-

manden. Diese Faktoren werden auch von Günter Bentele als zentrale Eckpfeiler genannt, 

um das Vertrauen der Öffentlichkeit zu gewinnen.  

 

Alles in allem lässt sich festhalten, dass das Bundesministerium für Inneres der Öffentlich-

keitsarbeit einen hohen Stellenwert zuschreibt. Dies lässt sich unter anderem durch die 

Einrichtung der ÖA-Teams in den Bundesländern oder das Vorhandensein eines Erlasses 

für die interne und externe Öffentlichkeitsarbeit erkennen. In den untersuchten Bereichen – 

Strukturen, Vertrauen und interne Kommunikation – wird die Öffentlichkeitsarbeit des 

BMI durchaus den von der Literatur gestellten Anforderungen gerecht. Die Strukturen zur 

Krisenkommunikation bedürfen jedoch einer Überarbeitung, da diese auf die neuen Kom-

munikationsformen, die das Internet bietet, nicht ausreichend Bezug nehmen.  
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Abstract 

Von A wie Asylwesen bis Z wie Zivilschutz – das Bundesministerium für Inneres (BMI) 

umfasst eine breite Palette an Aufgabengebieten. Daher überrascht es nicht, dass dem In-

nenressort große mediale Aufmerksamkeit zukommt. Themen wie Polizei und Menschen-

rechte, Cybercrime, Schengen, internationale Zusammenarbeit, Asyl und Migration etc. 

rückten in den vergangenen Jahren immer mehr in den Fokus der medialen Berichterstat-

tung. Das Bundesministerium für Inneres hat auf diese Entwicklungen reagiert und die 

Öffentlichkeitsarbeit umstrukturiert. Die Ergebnisse dieser Umstrukturierungen stehen im 

Zentrum der vorliegenden Arbeit.  

 

Ziel ist es einerseits, herauszufinden, welche Anforderungen an eine Öffentlichkeitsarbeit 

in öffentlichen Einrichtungen gestellt werden. Andererseits soll analysiert werden, ob die 

Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für Inneres diesen Anforderungen gerecht 

wird.  

 

Um dieses Ziel zu erreichen, wurden fünf forschungsleitende Fragestellungen ausgearbei-

tet. Diese fassen die Strukturen der Öffentlichkeitsarbeit des Innenressorts, die Regeln der 

Zusammenarbeit zwischen der Öffentlichkeitsarbeit der Zentralstelle des BMI und ihren 

nachgeordneten Dienststellen, Aspekte der internen Kommunikation, der Krisenkommuni-

kation sowie des öffentlichen Vertrauensprozesses in den Fokus. Zur Beantwortung der 

Fragestellungen wird eine zusammenfassende, qualitative Inhaltsanalyse nach Philipp Ma-

yring angewendet.  
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